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A. Einleitung und Problemstellung  

1. Sowohl auf völker- und europarechtlicher Ebene als auch in zahlreichen nationa-
len Rechtsordnungen ist in den letzten Jahren bzw. Jahrzehnten eine Tendenz zu ver-
mehrter Transparenz des Handelns öffentlicher Verwaltungen zu beobachten, wo-
bei der Bereich des Umweltrechts bzw. der Umweltpolitik in dieser Beziehung wohl 
eine Vorreiterrolle einnahm bzw. einnimmt, ein Aspekt, der vor dem Hintergrund der 
überragenden Bedeutung der Verfügbarkeit umweltbezogener Informationen im Hin-
blick auf eine effektive Umweltpolitik zu sehen ist.1 Stichworte in diesem Zusammen-
hang sind auf völkerrechtlicher Ebene die sog. Aarhus-Konvention2, auf EU-Ebene die 
sog. Umweltinformationsrichtlinie (RL 2003/4)3 und die sog. Aarhus-Verordnung (VO 
1367/2006)4 sowie die diesbezüglichen Regelungen in zahlreichen Staaten über die ak-
tive und passive Information, insbesondere auch im Bereich der Umweltpolitik.  
 
2. Der Zugang zu bei Behörden befindlichen Umweltinformationen sowie deren 
aktive Verbreitung durch die Behörde können aber auch in Konflikt mit anderen öf-
fentlichen oder privaten Interessen geraten, so z.B. mit dem Anliegen der Behörde, 
die behördlichen Entscheidungen „ungestört“ vorbereiten zu können, dem Schutz per-
sonenbezogener Daten oder auch demjenigen des Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis-
ses. Vor diesem Hintergrund sehen die einschlägigen rechtlichen Vorgaben in aller Re-
gel Ausnahmen vom Grundsatz der Transparenz bzw. der Zugänglichkeit von bei Be-
hörden vorhandenen Umweltinformationen oder sonstiger Informationen vor.5 Diese 
Ausnahmen beziehen sich in erster Linie auf den passiven Informationszugang, m.a.W. 
die Frage, unter welchen Voraussetzungen ein grundsätzlich bestehender Anspruch auf 
Zugang zu Umweltinformationen verweigert werden darf oder zu verweigern ist, und 
sie werden in aller Regel auch (lediglich) in diesem Zusammenhang diskutiert. Hinge-
gen wurden die sich in Bezug auf die genaue Reichweite der aktiven Information – 
also die durch die Behörden auf deren Initiative erfolgende Information der Öffentlich-
keit – stellenden Rechtsfragen bislang eher wenig diskutiert. Gleiches gilt für die Frage, 
unter welchen Voraussetzungen Umweltinformationen an andere (ausländische) Be-
hörden weitergegeben werden dürfen. Dass auch hier möglicherweise Probleme und 
Interessenkonflikte bestehen können, erschliesst sich schon vor dem Hintergrund, dass 
                                                 
1  Vgl. hierzu, m.w.N., Epiney, Umweltrecht, 6. Kap., Rn. 10.  
2  UN/ECE-Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteili-

gung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
(„Aarhus-Konvention“, AK). Der Text des Abkommens findet sich in ILM 38 (1999), 517 
ff. Eine deutsche Fassung findet sich in Schlacke/Schrader/Bunge, Aarhus-Handbuch, 484 
ff. 

3  RL 2003/4 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen, ABl. 2003 L 41, 
26. 

4  VO 1367/2006 über die Anwendung der Bestimmungen des Übereinkommens von Aarhus 
über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfah-
ren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten auf Organe und Einrichtungen 
der Gemeinschaft, ABl. 2006 L 264, 13.  

5  Vgl. etwa die Ausnahmetatbestände in Art. 4 RL 2003/4 oder in Art. 4 VO 1049/2001 (VO 
1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parla-
ments, des Rates und der Kommission, ABl. 2001 L 145, 43), zu diesen Ausnahmen, 
m.w.N., Epiney, Umweltrecht, 6. Kap., Rn. 26 ff., Rn. 47 ff. 
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der Begriff der Umweltinformation grundsätzlich weit gefasst ist, so dass diese nicht 
nur Informationen über den Zustand der Umwelt als solcher, sondern auch Informatio-
nen über diesbezügliche Tätigkeiten und wirtschaftliche Analysen erfassen, dies mit der 
Folge, dass auch „betriebsinterne“ Angaben – z.B. solche über das Gefahrenpotential 
bestimmter Produkte – Umweltinformationen darstellen können.6  
 
3. Die vorliegende Untersuchung geht vor diesem Hintergrund der Fragestellung 
nach, wie weit die aktiven staatlichen Informationspflichten und -rechte in Umwel-
tangelegenheiten gehen bzw. unter welchen Voraussetzungen staatliche Behörden be-
rechtigt oder verpflichtet sind, Umweltinformationen allgemein zu verbreiten oder an 
andere Behörden weiterzugeben, dies spezifisch in Bezug auf wissenschaftliche Unter-
suchungen über die Produktbeschaffenheit und Zusammensetzung sowie die Ge-
fährlichkeit bestimmter Produktbestandteile für die Umwelt, die von einer öffentli-
chen Behörde in Auftrag gegeben wurden. Besonderes Augenmerk soll dabei auf die 
Frage gelegt werden, ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen der Umstand, dass die 
betreffende Umweltinformation Rückschlüsse auf die Art und Weise der Herstellung 
eines bestimmten Produkts zulässt, die staatliche Informationspflicht entfallen lässt 
bzw. der Verbreitung oder Weitergabe der betreffenden Umweltinformation entgegen-
steht, dies im Zusammenhang  mit der Frage, ob Ergebnisse entsprechender wissen-
schaftlicher Untersuchungen, die im Auftrag der Behörde erstellt wurden, verbreitet 
oder weitergegeben werden dürfen. Diese Problematik soll ausgehend von den völker-
rechtlichen Vorgaben, wobei die Aarhus-Konvention im Vordergrund steht (B.), insbe-
sondere für die in der Schweiz bzw. für schweizerische Behörden geltende Rechtslage 
erörtert werden (C.). Einzugehen ist aber auch auf die Rechtslage im EU-Recht (D.) 
sowie in ausgewählten Staaten (E.). Die wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung 
werden schliesslich in Thesenform zusammengefasst, an die sich eine kurze Schlussbe-
merkung anschliesst (F.). 

Die vorliegende Untersuchung geht auf ein Gutachten zurück, das die Verfasser im Auftrag des Bun-
desamts für Umwelt (BAFU) erstellten. Inhaltlich handelt es sich um ein unabhängiges Gutachten: 
Die Verfasser wurden – losgelöst von möglicherweise bestehenden Interessen – um eine unabhängige 
Klärung der sich stellenden Fragen gebeten. Die Fragestellung wurde dabei wie folgt umschrieben: 

„Das Gutachten soll die Frage klären, ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen eine Behörde die 
Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen über Inhaltsstoffe von chemischen Produkten (Zube-
reitungen und Gegenstände), die in ihrem Auftrag erstellt wurden, weitergeben oder / und veröffent-
lichen darf. Im Zentrum dieser Fragestellung steht dabei das Verhältnis zwischen Informationsauftrag 
bzw. -freiheit einerseits und Betriebs- und Geschäftsgeheimnis bzw. Fabrikationsgeheimnis anderer-
seits.  

Diese Fragestellung soll einerseits für das schweizerische Recht, andererseits für das EU-Recht be-
antwortet werden. Weiter ist rechtsvergleichend auf die Grundzüge der Rechtslage in Grossbritanni-
en, Deutschland, Frankreich und den USA einzugehen. Ein Exkurs ist ausgewählten Aspekten der 
Veröffentlichung von der Europäischen Chemikalienagentur vorliegenden Berichten gewidmet.“  

Dem Bundesamt für Umwelt, insbesondere Herrn Harald Bentlage, Frau Salomé Sidler, Herrn Josef 
Tremp und Herrn Roger Zufferey, sei an dieser Stelle für das entgegengebrachte Vertrauen und die 
sehr angenehme Zusammenarbeit gedankt.  

 

                                                 
6  Vgl. z.B. die denkbar weit gehaltene Begriffsdefinition in Art. 2 Abs. 1 RL 2003/4 oder in 

Art. 2 Nr. 3 AK. Zum Begriff der Umweltinformation auch noch Rn. 11. 
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B. Zu den völkerrechtlichen Vorgaben: die Aarhus-
Konvention 

4. Die in der vorliegenden Untersuchung im Zentrum stehende Frage nach der ge-
nauen Reichweite des Rechts bzw. der Pflicht von Behörden, bestimmte Umweltinfor-
mationen zu verbreiten oder weiterzugeben, ist vor dem Hintergrund der diesbezügli-
chen völkerrechtlichen Vorgaben zu sehen: Insbesondere die sog. Aarhus-
Konvention stellte hier einen bedeutenden Schritt im Umweltvölkerrecht dar und ver-
ankert – soweit ersichtlich erstmals – auch losgelöst von einem bestimmten völkerrecht-
lichen Vertrag allgemein bestimmte Informationspflichten und Informationsrechte in 
Umweltangelegenheiten auf völkervertraglicher Ebene.7  

Umweltinformationsmechanismen haben aber auch darüber hinaus – vor dem Hintergrund der Er-
kenntnis, dass zahlreiche Umweltprobleme effektiv nur über eine Kooperation auf verschiedenen 
Ebenen gelöst werden können – insgesamt an Bedeutung im Völkerrecht gewonnen und sind nun-
mehr in den meisten umweltvölkerrechtlichen Verträgen enthalten,8 und gewisse Informations- und 
Konsultationspflichten sind auch völkergewohnheitsrechtlich anerkannt. Ihr Schwerpunkt liegt aber – 
dies im Gegensatz zur Aarhus-Konvention – auf den zwischenstaatlichen Informationspflichten bzw. 
den Informationspflichten gegenüber Konventionsorganen sowie gewissen Konsultationspflichten. 
Dabei kann zwischen folgenden Arten von Informationspflichten unterschieden werden:9  
- Eine Pflicht zum allgemeinen, regelmässigen Informationsaustausch findet sich in nahezu je-

dem modernen umweltrechtlichen Abkommen.10 Multilaterale Abkommen sehen dazu in der 
Regel umfassende Berichtsysteme – häufig auch unter Einbezug von vertaglich geschaffenen In-
stitutionen, die auch die Verbreitung der Berichte übernehmen – vor, welche die Zentralisierung 
der Informationen bezwecken. Die Übereinkommen sehen dazu häufig die Schaffung von Insti-
tutionen vor.11   

- Die ausserordentlichen Informationspflichten betreffen meist plötzliche Entwicklungen von 
Umweltsituationen, die ein erhebliches Gefahrenpotenzial bergen. Im Vordergrund steht dabei 
die Verpflichtung der Staaten, bei akuten Gefährdungen oder erheblichen Beeinträchtigungen 
der Umwelt die möglicherweise betroffenen Staaten zu warnen. Dabei kann von der völkerrecht-
lichen Gewohnheitsregel ausgegangen werden, wonach den Staaten jedenfalls dann eine Pflicht 
zur förmlichen Informationen von Nachbarstaaten oder sonst betroffener Staaten obliegt, wenn 
ein Ereignis oder Projekt ins Gewicht fallende Auswirkungen auf die Umweltbedingungen im 
Territorium eines anderen Staates entfalten kann. Die blosse (jedoch nicht nur theoretische) 

                                                 
7  Vgl. zur Einbettung der Aarhus-Konvention in die Entwicklung des Umweltvölkerrechts 

insbesondere Scheyli, ArchVR 2000, 217 ff.  
8  Zur Entwicklung der Informationsmechanismen im Umweltvölkerrechts s., jeweils m.w.N., 

Epiney/Scheyli, Aarhus-Konvention, 13 ff.; Scheyli, ArchVR 2000, 217 (222); Klein, Um-
weltinformation im Völker- und Europarecht, 35 ff.; Butt, Ausweitung des Rechts auf Um-
weltinformationen, 33 ff.; Epiney/Scheyli, Strukturprinzipien des Umweltvölkerrechts, 19 
ff.; Beyerlin/Marauhn, International Environmental Law, 3 ff.; Sands/Peel, International 
Environmental Law, 22 ff.; Bell/McGillivray, Environmental Law, 155 ff.  

9  Zu Begrifflichkeit im Einzelnen auch Klein, Umweltinformation im Völker- und Europa-
recht, 6 ff. 

10  Vgl. den ausführlichen Überblick über hier einschlägige völkerrechtliche Verträge bei 
Sands/Peels, International Environmental Law, 626 ff., die auch auf zahlreiche soft law-
Dokumente hinweisen. 

11  Vgl. m.w.N., Epiney/Scheyli, Umweltvölkerrecht, 121 ff.; Sands/Peel, International En-
vironmental Law, 624 ff. 
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Möglichkeit solcher Auswirkungen dürfte vor dem Hintergrund des Vorsorgeprinzips dabei aus-
reichend sein, so dass eine Schädigung noch nicht eingetreten sein muss.12 

- Konsultationspflichten gehen noch weiter. Danach sind die Staaten verpflichtet, vor der Durch-
führung eines Projektes oder zu einem bestimmten Ereignis Stellungnahmen betroffener Staaten 
einzuholen. Ziel dieser Pflichten ist, grenzüberschreitende Auswirkungen besser beurteilen zu 
können und diese in die Planung mit aufnehmen zu können. Konsultationspflichten sind in der 
völkerrechtlichen Praxis anerkannt. Es ist zumindest davon auszugehen, dass die gewohnheits-
rechtliche Pflicht besteht, im Falle von Projekten mit erheblicher grenzüberschreitender Um-
weltbeeinträchtigung mit den betroffenen Staaten Konsultationen durchzuführen.13 

- Informationspflichten der Staaten gegenüber Bürgern sind hingegen völkergewohnheits-
rechtlich nicht erkennbar und in Verträgen – abgesehen von der Aarhus-Konvention – nur ver-
einzelt verankert.14  

Nur am Rande sei ansonsten in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass sich staatliche In-
formationspflichten mit Bezug zur Umwelt auch aus der Europäischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK) ergeben. Die Grundlage dieser Informationspflichten bilden nach der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) Art. 2 EMRK (Recht auf Leben)15 und Art. 
8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens).16 So können Art. 2 und 8 EMRK ver-
letzt sein, wenn Behörden nicht ausreichend und rechtzeitig über Umweltrisiken informieren.17 Denn 
Art. 2, 8 EMRK schützen nicht nur vor (willkürlichen) Übergriffen staatlicher Instanzen auf das Le-
ben sowie das Privat- und Familienleben, indem der Staat solche Übergriffe zu unterlassen hat. 
Vielmehr kann aus diesen Bestimmungen (sowie den anderen in der EMRK gewährleisteten Rech-
ten) auch eine Pflicht der Staaten abgeleitet werden, die erfassten Rechtsgüter vor Eingriffen Dritter 
und ggf. vor Naturgefahren durch das Ergreifen von den Umständen angemessenen Massnahmen zu 
schützen, so dass den in der EMRK enthaltenen Menschenrechten auch staatliche Schutzpflichten zu 
entnehmen sind, die die Staaten zu positivem Handeln verpflichten.18 So haben die Behörden darauf 
hinzuwirken, Unkenntnis über wesentliche Informationen zu beseitigen, die es den Betroffenen er-
möglichen können, die Auswirkungen der Umweltrisiken zu erkennen und für sich zu minimieren.19 

 
5. Die Aarhus-Konvention wurde u.a. durch die Europäische Union und ihre Mit-
gliedstaaten ratifiziert, und auch die Schweiz wird sie – wie das Parlament jüngst be-
schlossen hat20 – in Kürze ratifizieren.21 Die Vorgaben für die aktive Umweltinformati-
on sowohl in den nationalen Rechtsordnungen als auch in der Unionsrechtsordnung sind 
daher vor dem Hintergrund dieser Konvention zu sehen, die vielfach durch die interne 
Gesetzgebung in diesem Bereich umgesetzt werden sollte: Unter Heranziehung des 
Grundsatzes der völkerrechtskonformen Auslegung22 ist davon auszugehen, dass das 

                                                 
12  Vgl. zum Ganzen, mit zahlreichen Nachweisen aus der völkerrechtlichen Praxis und dem 

Schrifttum, z.B. von Arnauld, ArchVR 2005, 279 (283 ff.); Epiney/Scheyli, Umweltvölker-
recht, 125 ff.; Beyerlin/Marauhn, International Environmental Law, 228 ff. 

13  Vgl. Epiney/Scheyli, Umweltvölkerrecht, 129 ff.; Sands/Peel, International Environmental 
Law, 636 ff. 

14  Vgl. Epiney/Scheyli, Umweltvölkerrecht, 122. 
15  Vgl. EGMR, Urt. v. 30.11.2004, 48939/99, Öneryildiz/Türkei. 
16  Vgl. EGMR, Urt. v. 19.2.1998, 116/1996/735/932, Guerra/Italien. 
17  Hierzu auch etwa Meyer-Ladewig, EMRK, Art. 8, Rn. 46. 
18  Vgl .dazu EGMR, Urt. v. 19.2.1998, 116/1996/735/932, Guerra/Italien, Rn. 56 ff. 
19  Vgl. EGMR, Urt. v. 19.2.1998, 116/1996/735/932, Guerra/Italien, Rn. 60. 
20  Vgl. Bundesbeschluss über die Genehmigung und die Umsetzung der Aarhus-Konvention 

und deren Änderung v. 27. September 2013, BBl 2013 7403; s. auch den Entwurf in BBl 
2012 4363.   

21  Allerdings ist der genaue Zeitpunkt der Ratifikation noch nicht absehbar, vgl. Art. 3 Abs. 2 
des Bundesbeschlusses.  

22  Vgl. für das schweizerische Recht grundlegend schon BGE 94 I 669 E. 6a; aus der Literatur 
nur, m.w.N. aus Schrifttum und Rechtsprechung, Tschannen, Staatsrecht, § 9, Rn. 36 ff.; für 
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interne Recht so auszulegen ist, dass den Anforderungen der Konvention Rechnung 
getragen wird.  
 
6. Vor diesem Hintergrund geht es im Folgenden darum, den im Zusammenhang 
mit der vorliegenden Untersuchung zentralen Regelungsgehalt der Aarhus-Konvention 
zu umreissen, nämlich die Frage nach der Reichweite und den Grenzen der aktiven 
Informationspflicht (II.),23 dies auf der Grundlage eines Überblicks über den Rege-
lungsgehalt der Konvention und einige ihrer zentralen Charakteristika und Begriffsbe-
stimmungen (I.). In einem Fazit (III.) wird der im Zusammenhang mit der vorliegenden 
Studie besonders relevante Aussagegehalt der Konvention formuliert und auf die in die-
ser Studie im Vordergrund stehenden Fallgestaltungen angewandt.  

Staatliche Informationspflichten gegenüber der Zivilgesellschaft können in zwei grosse Kategorien 
eingeteilt werden: Einerseits kann Einzelnen ein Anspruch auf Zugang zu bei Behörden vorhandenen 
(Umwelt-) Informationen eingeräumt werden, was in der Regel mit dem Begriff passive Informati-
onspflicht bezeichnet wird.24 Diese Pflicht statuiert also ein Recht des Einzelnen auf Zugang zu In-
formationen.25 Folge des Anspruchs auf Informationen für den Bürger ist, dass diesem ein Instrument 
zur Hand gegeben wird, mit dem er selbst als Akteur in der Umweltpolitik agieren kann. Die Voraus-
setzung dafür ist wiederum, dass der einzelne Bürger aus eigenem Antrieb handelt und über genü-
gend Kenntnisse verfügt, ob und bei welcher Stelle Umweltinformationen zu erlangen bzw. vorhan-
den sind. Andererseits kann der Staat auch verpflichtet werden, die Öffentlichkeit oder bestimmte 
Teile derselben über gewisse Umweltbelange zu informieren, ohne dass diese daraufhin wirken müs-
sen. Dieser Pflicht ist von Amts wegen nachzukommen. Die Begrifflichkeit hierfür ist die der akti-
ven Informationspflicht.26 Die Verpflichtung zur aktiven Verbreitung von Umweltinformationen 
verfolgt den Zweck, ein öffentliches Umweltbewusstsein zu schaffen sowie die Umwelterziehung 
und Bildung zu fördern. Daneben erfüllen aktive Informationspflichten in Gefahrensituationen den 
Zweck, dem Einzelnen oder der Öffentlichkeit ein genügendes Wissen zu vermitteln, um sich ausrei-
chend auf die Gefahrsituation einstellen zu können.27  

 
 
                                                                                                                                               

das EU-Recht etwa die instruktive Heranziehung der Aarhus-Konvention für die Auslegung 
gewisser Richtlinienbestimmungen, die die Vorgaben der Konvention im Bereich des 
Rechtsschutzes umsetzen sollten, in EuGH, Rs. C-115/09 (Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland), Urt. v. 12.5.2011 (Trianel); EuGH, Rs. C-263/08 (Djurgarden-Lilla), 
Slg. 2009, I-9967. 

23  Allerdings besteht hier nicht der Anspruch einer vollständigen Erörterung, sondern Ziel ist 
es – vor dem Hintergrund des Anliegens der vorliegenden Untersuchung (s. Rn. 1 ff.) – ei-
nerseits die Grundstrukturen und die Umrisse dieser aktiven Informationspflicht herauszu-
arbeiten, andererseits auf die im vorliegenden Zusammenhang möglicherweise besonders re-
levanten Aspekte einzugehen, dies mit dem Ziel, die für diese Studie relevanten Vorgaben 
der Konvention herauszuarbeiten.  

24  Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 6; kritisch dazu m.w.N. Klein, Umweltinfor-
mation im Völker- und Europarecht, 6, der den Begriff „reaktiv“ vorschlägt, vom Inhalts-
gehalt jedoch nicht abweicht.   

25  Klein, Umweltinformation im Völker- und Europarecht, 11. 
26  Vgl. Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 6. Zur Unterscheidung zwischen aktiver 

und passive Informationspflicht zusammenfassend auch Schoch, in: Aktuelle Rechtsfragen 
und Probleme des freien Informationszugangs, 81 (84 f.). 

27  Klein, Umweltinformation im Völker- und Europarecht, 7 ff.; zu den rechtspolitischen Ziel-
setzungen des freien Informationszugangs zusammenfassend und systematisierend auch 
Schoch, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszugangs, 81 (89 
ff.); spezifisch mit Bezug zur Umweltinformation auch Epiney, in: Aktuelle Rechtsfragen 
und Probleme des freien Informationszugangs, 27 (28 ff.). 
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I. Überblick und Allgemeines 

7. Die normativ bedeutenden Vorgaben28 des UN/ECE-Übereinkommens über den 
Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aarhus-Konvention) vom 25. 
Juni 199829 können – neben den sog. „allgemeinen Verpflichtungen“ – im Wesentlichen 
in „drei Pfeiler“ eingeteilt werden:30 Zugang zu Umweltinformationen, Beteiligung 
der Öffentlichkeit an bestimmten Entscheidungsverfahren und gerichtlicher Zu-
gang.31  

Die Besonderheit des Abkommens liegt in erster Linie darin, dass die Rechte und Pflichten der Par-
teien des Abkommens nicht primär in der Wahrung von Rechten und Interessen der Parteien unterei-
nander liegen, sondern in der Implementierung von Rechten der Öffentlichkeit bzw. Einzelner 
und Verbänden auf Informationszugang und Beteiligung an bestimmten umweltrelevanten Verfah-
ren sowie der Einräumung von Rechtsschutz.32  

Die Vertragsparteien der Aarhus-Konvention sollen der Öffentlichkeit, d.h. den Bürgerinnen und 
Bürgern sowie Nichtregierungsorganisationen, konkrete Ansprüche auf Informationen in Umweltsa-
chen gewähren.33 Damit notwendigerweise verbunden sind die Nutzbarmachung der Informationen 
in umweltrelevanten Massnahmen und die gerichtliche Durchsetzbarkeit der Rechte.34 

8. Im Rahmen des ersten Pfeilers der Konvention ist zunächst jeder natürlichen 
oder juristischen Person (unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit oder ihrem Ge-
schäftssitz) sowie Verbänden oder sonstigen Organisationen – nach den der Konvention 
zu entnehmenden Modalitäten – ein Recht auf Zugang zu bei Behörden35 befindli-
chen Umweltinformationen36 einzuräumen, dies unabhängig von einem irgendwie 
gearteten Interesse; Ausnahmen sind nur in abschliessend aufgeführten Fällen möglich 
(Art. 4 AK), wobei der Verhältnismässigkeitsgrundsatz zu beachten ist. Darüber hinaus 
                                                 
28  Aus zahlreichen in der Konvention verankerten „Pflichten“ können an sich kaum Vorgaben 

für die Vertragsstaaten abgeleitet werden, da sie im Hinblick auf ihre Verpflichtungswir-
kung nicht hinreichend präzise formuliert sind, so dass sie eher als Postulate bezeichnet 
werden können. Vgl. mit Hinweisen auf einige Beispiele Epiney/Scheyli, Aarhus-
Konvention, 26. 

29  Vgl. schon Fn. 2. 
30  Vgl. zu dieser Einteilung etwa von Danwitz, NVwZ 2004, 272 (273 f.); Epiney, in: 

Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Einl., Rn. 5 ff.; Epiney/Scheyli, Aarhus-
Konvention, 25 ff.; Bunge, in: Schlacke/Schrader/Bunge, Aarhus Handbuch, 9 ff. 

31  Vgl. zur Aarhus-Konvention, jeweils m.w.N., etwa Brady, Environmental Policy and Law 28 
(1998), 69 ff.; Morgera, RECIEL 2005, 138 ff.; Jendroska, JEEPL 2005, 12 ff.; Wates, JEEPL 
2005, 2 ff.; Errass, URP/DEP 2004, 47 ff.; Larssen, in: Dix ans d’accès à l’information, 25 ff.; 
Reid, Environmental Law & Management 2004, 77 ff.; Wilsher, EPL 2001, 671 (679 ff.); Jeder, 
UTR 2002, 145 ff.; Müller, Öffentlichkeitsbeteiligung, 16 ff.; Rodenhoff, RECIEL 2002, 343 ff.; 
von Danwitz, NVwZ 2004, 272 ff.; Zschiesche, ZUR 2001, 177 ff.; Epiney/Scheyli, Aarhus-
Konvention, passim; Scheyli, ArchVR 2000, 217 ff.; ausführlich auch Schwerdtfeger, Verwal-
tungsrechtsschutz, 21 ff.; Schenderlein, Rechtsschutz und Partizipation, 113 ff.; umfassend 
mit Bezug auf die Umsetzung in der EU und in Deutschland Schlacke/Schrader/Bunge, Aarhus-
Handbuch, passim.   

32  Bunge, in: Schlacke/Schrader/Bunge, Aarhus Handbuch, 9.  
33  Scheyli, ArchVR 2000, 217 (227). 
34  Scheyli, ArchVR 2000, 217 (228). 
35  Zur Definition noch unten Rn. 11.  
36  Dabei wird dieser Begriff sehr weit definiert, so dass er insgesamt über denjenigen der RL 

90/313 hinausgehen dürfte. Ebenso Jeder, UTR 2002, 145 (152 f.). Zum Begriff noch unten Rn. 
11. 
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umfasst der erste Pfeiler der Konvention noch bestimmte Verpflichtungen der Vertrags-
parteien hinsichtlich der Erhebung und der Weitergabe von Umweltinformationen, 
auf die noch im Einzelnen einzugehen sein wird.37 
 
9. Im zweiten Pfeiler der Konvention geht es um die Öffentlichkeitsbeteiligung: 
Bei Entscheidungen über Tätigkeiten, die erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt 
entfalten können,38 ist eine Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit39 vorzusehen; 
zudem ist die Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu informieren, wobei die in der Kon-
vention vorgesehenen Vorgaben für die Modalitäten der Beteiligung zu beachten sind 
(Art. 6 i.V.m. Anhang I AK), die den Vertragsstaaten allerdings einen weiten Gestal-
tungsspielraum einräumen.40 Darüber hinaus ist bei umweltbezogenen Plänen und 
Programmen eine Beteiligung der Öffentlichkeit zu gewährleisten, wobei sowohl die 
Art und Weise dieser Beteiligung als auch der Kreis der hier einbezogenen Öffentlich-
keit von den Vertragsstaaten zu bestimmen ist (Art. 7 AK).41 
 
10. Im dritten Pfeiler der Konvention geht es um den Rechtsschutz,42 wobei fol-
gende Aspekte zu unterscheiden sind:  
• Der Anspruch auf Zugang zu Umweltinformationen (Art. 4 AK) muss auf 

dem Rechtsweg geltend gemacht werden können (Art. 9 Abs. 1 AK).  
• Sodann muss die Rechtmässigkeit von Entscheidungen über Tätigkeiten, die 

erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt entfalten können (vgl. Anhang I 
AK), einem unabhängigen Überprüfungsverfahren zugänglich sein (Art. 9 Abs. 
2 AK). Die Vertragsparteien können in Bezug auf den gerichtlichen Zugang 
Einzelner diesen davon abhängig machen, dass die Kläger ein ausreichendes In-
teresse haben oder – soweit dies im Verwaltungsprozessrecht der jeweiligen 
Vertragspartei vorgesehen ist – ein rechtlich geschütztes Interesse geltend ma-

                                                 
37  Unten Rn. 12 ff.  
38  Die Liste der erfassten Projekte ist im Anhang aufgeführt Dieser entspricht weitgehend – d.h. 

soweit sich der Anwendungsbereich überschneidet – Anhang I der IVU- bzw. IE-Richtlinie (RL 
2010/75) und Anhang I der UVP-Richtlinie (RL 2011/92). Rodenhoff, RECIEL 2002, 343 (347), 
weist denn auch darauf hin, dass diese beiden Richtlinien bzw. die Vorgänger-Richtlinien (ge-
meint sind wohl die Anhänge der Richtlinien) der Aarhus-Konvention (gemeint ist wohl auch 
hier der Anhang) als Vorbilder gedient haben. S. auch Jeder, UTR 2002, 145 (160 f.). 

39  Zur Definition noch unten Rn. 11.  
40  Vgl. umfassend zu den sich aus der Zweiten Säule der Konvention ergebenden Pflichten, unter 

besonderer Berücksichtigung der Praxis des Compliane Committee, Jendroska, in: The Aarhus 
Convention, 91 ff.; Bétaille, RJE 2010, 197 ff.; s. auch schon Verschuuren, YEEL 4 (2005), 29 
ff.; ausführlich mit Bezugnahme auf die Umsetzung im deutschen Recht auch Guckelberger, 
VerwArch 2012, 31 ff. 

41  Speziell zu dieser Bestimmung Jendroska, JEEPL 2009, 495 ff. 
42  Vgl. spezifisch zu den Vorgaben der Aarhus-Konvention in Bezug auf den Rechtsschutz 

Epiney/Sollberger, Zugang zu Gerichten, 324 ff.; Epiney/Sollberger, Verwaltungsgerichtli-
cher Rechtsschutz, 168 ff.; Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 
9, Rn. 10 ff.; Koch, NVwZ 2007, 369 (376 f.); Schlacke, in: Schlacke u.a., Aarhus-
Handbuch, 375 ff.; Ziekow, NVwZ 2005, 263 (266 f.); Radespiel, EurUP 2007, 118 (122); 
Wegener, UTR 2008, 319 (339 ff.); Oestreich, Verw 2006, 29 ff.; Ziehm, JEEPL 2005, 287 
ff.; Schwerdtfeger, Verwaltungsrechtsschutz, 266 ff.; Schenderlein, Rechtsschutz und Parti-
zipation, 158 ff.; Pernice-Warnke, EuR 2008, 410 ff.; Pernice-Warnke, Effektiver Zugang zu 
Gericht, 134 ff.; Durner, in: Rechtspolitische Spielräume bei der Umsetzung der Aarhus-
Konvention, 64 ff. 



 

8 
 

chen; jedenfalls ist aber eine Verbandsklage zuzulassen.43 Die gerichtliche 
Überprüfung muss sich auf die „materiell-rechtliche und verfahrensrechtliche 
Rechtmässigkeit“ der angegriffenen Verwaltungsentscheidung beziehen, womit 
auch Vorgaben für den Kontrollumfang formuliert werden, deren genaue 
Reichweite jedoch streitig ist.44  

• Schliesslich müssen Mitglieder der Öffentlichkeit (unter die auch Umweltver-
bände fallen, vgl. Art. 2 Nr. 4 Aarhus-Konvention) Zugang zu verwaltungsbe-
hördlichen oder gerichtlichen Verfahren haben, um die von Privatpersonen und / 
oder Behörden vorgenommenen Handlungen45 und begangenen Unterlassungen 
anzufechten, die gegen umweltbezogene Bestimmungen des nationalen 
Rechts verstossen (Art. 9 Abs. 3 AK). Diese Rechtsschutzmöglichkeit muss zu-
sätzlich und unbeschadet zu den beiden anderen Varianten des Rechtsschutzes 
eröffnet sein. Nach der Rechtsprechung des EuGH impliziert diese Bestimmung, 
dass jedenfalls grundsätzlich eine Verbandsklage eröffnet sein muss.46 

 
11. Dieser knappe Überblick über den Regelungsgehalt der Aarhus-Konvention47 
lässt auch die Rolle von Begriffsdefinitionen erkennen: Die verschiedenen, in der Kon-
vention verankerten Verpflichtungen nehmen regelmässig Bezug auf bestimmte Begriff-
lichkeiten, die in Art. 2 AK definiert sind, so dass sich die eigentliche Tragweite der der 
Konvention zu entnehmenden Verpflichtungen letztlich regelmässig nur im Zusammen-
hang mit den Begriffsdefinitionen erschliesst. Von Bedeutung sind dabei in erster Linie 
folgende Definitionen:  
• Der Begriff der Behörde (Art. 2 Nr. 2 AK) ist denkbar weit gefasst: Erfasst sind 

– abgesehen von Einrichtungen oder Gremien, die gerichtliche oder gesetzge-
bende Aufgaben wahrnehmen – zunächst alle Stellen der öffentlichen Verwal-
tung (auf nationaler, regionaler oder anderer Ebene); es kommt nicht darauf an, 
ob diese Aufgaben im Bereich der Umweltpflege wahrnehmen.48 Daneben sind 
unter bestimmten Voraussetzungen auch Private erfasst (Art. 2 Nr. 2 lit. b), c) 

                                                 
43  EuGH, Rs. C-115/09 (Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland), Urt. v. 12.5.2011 (Tria-

nel). S. auch schon EuGH, Rs. C-263/08 (Djurgarden-Lilla), Slg. 2009, I-9967. 
44  Ausführlich zur Problematik, m.w.N. und dezidiert für einen denkbar weiten Prüfungsum-

fang, Schenderlein, Rechtsschutz und Partizipation, 178 ff. 
45  Der Begriff der Handlung ist nach der Rechtsprechung nicht dahin auszulegen, dass er sich 

nur auf Massnahmen zur Regelung von Einzelfällen bezieht; vielmehr erfasst er auch Mass-
nahmen mit allgemeiner Geltung (wobei jedoch nach Art. 2 Abs. 2 AK Handlungen, die in 
gerichtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft vorgenommen werden, ausgeschlossen sind), 
vgl. EuG, Rs. T-338/08 (Stichting Natuur en Milieu), Urt. v. 14.6.2012; EuG, Rs. T-396/09 
(Vereniging Milieudefensie u.a.), Urt. v. 14.6.2012.  

46  EuGH, Rs. C-240/09 (Lesoochranarske), Urt. v. 8.3.2011 (slowakischer Braunbär). Zu die-
sem Urteil z.B. Schlacke, ZUR 2011, 312 ff.; Krämer, JEEPL 2011, 445 ff.; Klamert, EL-
Rev. 2012, 340 ff.; Berkemann, DVBl. 2013, 1137 ff. 

47  Nicht berücksichtigt wurden hierbei die der Konvention noch zu entnehmenden allgemeinen 
Verpflichtungen (Art. 3 AK), deren rechtliche Tragweite insgesamt eher beschränkt ausfal-
len dürfte. Zu dieser Bestimmung etwa Butt, Ausweitung des Rechts auf Umweltinformati-
onen, 38 ff.; Epiney, in: Fluck/Theuer Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 1-3, Rn. 23 ff. 

48  Insoweit geht die Aarhus-Konvention über den Regelungsgehalt der (ursprünglichen) EU-
Umweltinformationsrichtlinie (RL 90/313) hinaus, wonach nur Behörden, die Aufgaben im 
Bereich der Umweltpflege wahrnehmen, verpflichtet werden müssen (Art. 2 lit. b) RL 
90/313). 
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AK); allgemein fallen darüber hinaus auch EU-Organe unter den Behördenbe-
griff der Konvention (Art. 2 Nr. 2 lit. d) i.V.m. Art. 17 AK).49  

• Der Begriff der Umweltinformation50 wird denkbar weit gefasst:51 Einbezogen 
wird nahezu jede denkbare Information mit Umweltbezug,52 wobei diese in drei 
Kategorien eingeteilt werden können:  
- Zunächst zählen Informationen über den Zustand von Umweltbestandteilen, 

die Artenvielfalt und deren Wechselwirkungen zu den Umweltinformationen 
(Art. 2 Nr. 3 lit. a) AK), womit der Zustand der Umwelt an sich erfasst 
wird.53  

- Ebenso gehören Faktoren, die sich auf den Zustand der Umwelt auswir-
ken oder wahrscheinlich auswirken, zu Informationen über die Umwelt 
(Art. 2 Nr. 3 lit. b) AK). Zu diesen Faktoren gehören nicht nur technische 
Angaben, wie Stoffe oder Energie, sondern auch Tätigkeiten, Massnahmen 
sowie Verwaltungsmassnahmen, einschliesslich der dabei verwendeten Ana-
lysen und Annahmen (so dass auch betriebsinterne Ursachen von Umweltbe-
lastungen erfasst werden). Zu den Analysen und Annahmen lassen sich auch 
Stellungnahmen zählen, die im Verfahren abgegeben wurden. Diese finden 
im Abwägungsvorgang von Behörden regelmässig Beachtung und sind daher 
mit Analysen und Annahmen vergleichbar, so dass sie als solche auch als 
Umweltinformationen anzusehen sind.54  

- Der Begriff der Informationen über die Umwelt beinhaltet schliesslich auch 
den Zustand der menschlichen Gesundheit und Sicherheit, sowie Bedin-
gungen für menschliches Leben, Kulturstätten sowie Bauwerke, soweit sie 
von Umweltbestandteilen oder den oben genannten Faktoren betroffen sind 
oder betroffen sein können (Art. 2 Nr. 3 lit. c) AK).  

Die Aufzählungen in Art. 2 Nr. 3 AK sind nicht abschliessend, sondern beispielhaft, was durch 
die Verwendung des Wortes „wie“ im Deutschen bzw. der Wörter „such as“ im Englischen deut-
lich wird. 

                                                 
49  Vgl. im Einzelnen zum Behördenbegriff der Konvention Epiney, in: Fluck/Theuer Informa-

tionsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 1-3, Rn. 6 ff.; Scheyli, ArchVR 2000, 217 (230); Stec/Casey-
Lefkowitz, Implementation Guide, 32; s. auch Butt, Ausweitung des Rechts auf Umweltin-
formationen, 52 f.; Rodenhoff, RECIEL 2002, 343 (350 f.).  

50  Zu seiner Bedeutung (sowohl für das Recht auf Zugang zu Umweltinformationen als auch 
für den Umfang der Öffentlichkeitsbeteiligung) auch Botschaft zur Genehmigung und Um-
setzung der Aarhus-Konvention und von deren Änderung vom 28. März 2012, BBl 2012 
4323, 4340.  

51  Vgl. allgemein zum Begriff der Umweltinformation z.B. Butt, NVwZ 2003, 1071 (1072); 
Kämmerer, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszugangs, 123 
(129 ff.); Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 1-3, Rn. 14 ff.; s. 
auch Jans/Vedder, European Environmental Law, 369, die die Weite des Begriffs betonen. 

52  Scheyli, ArchVR 2000, 217 (231); illustrativ zur Weite des Begriffs in Anknüpfung an die 
Rechtslage in Deutschland mit zahlreichen Beispielen aus der Rechtsprechung Schoch, in: 
Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszugangs, 81 (96 f.); zu umstrit-
tenen Aspekten etwa Kämmerer, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Infor-
mationszugangs, 123 (129 ff.). 

53  Scheyli, ArchVR 2000, 217 (231); Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F 
II.1, Art. 1-3, Rn. 15. 

54  Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 1-3, Rn. 15. 
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Auf die inhaltliche Richtigkeit der Angaben kommt es für die Qualifizierung als Information 
über die Umwelt nicht an. Zum einen macht die Konvention dazu keine Einschränkungen, zum 
anderen entstünde dadurch eine nicht durch die Konvention vorgesehene Einschränkungsmög-
lichkeit des Zugangs zu Umweltinformationen. Von Bedeutung ist dieser Aspekt insbesondere 
auch vor dem Hintergrund, dass unrichtige Informationen mitunter Aufschlüsse über umweltre-
levante Vorgänge geben können, wie etwa das Beispiel unrichtiger Angaben durch Betriebe im 
Rahmen einer Umweltverträglichkeitsprüfung zeigt. Im Übrigen führte eine diesbezügliche Ein-
schränkung schon des Begriffs dazu, dass die Behörde die Information unter Berufung auf ihre 
(wirkliche oder vermeintliche) Unrichtigkeit zurückhalten dürfe.55 

Die Begrifflichkeit der Informationen über die Umwelt umfasst nach der Aarhus-Konvention 
bezüglich der Form alle technisch denkbaren, materiellen Speichermedien von Informationen.56 
Blosses Wissen, das keine Speicherung durch ein Medium gefunden hat, ist daher nicht von In-
formationen über die Umwelt umfasst.57 

• Der Begriff der betroffenen Öffentlichkeit – der insbesondere im Zusammen-
hang mit der Beteiligung an umweltbezogenen Entscheidungsverfahren von Be-
deutung ist – umfasst die von umweltbezogenen Entscheidungsverfahren konk-
ret betroffene oder wahrscheinlich konkret betroffene Öffentlichkeit sowie ganz 
allgemein die Öffentlichkeit, die ein Interesse an diesen Verfahren hat; bei Ver-
bänden, die sich für Umweltschutzbelange einsetzen, ist von vornherein eine 
solche Betroffenheit anzunehmen (Art. 2 Nr. 5 AK). Insgesamt sind die Anfor-
derungen an die Betroffenheit oder das Interesse eher gering; insbesondere darf 
– wie schon der Zusammenhang mit Art. 9 Abs. 2 AK zeigt – keine Rechtsver-
letzung verlangt werden.58  

 
 
II. Zur Tragweite des Art. 5 Aarhus-Konvention  

12. Art. 5 AK enthält eine Reihe von Verpflichtungen zur Erhebung von Informa-
tionen, sowie zur aktiven Verbreitung von Informationen. Die Bestimmung ist im 
Zusammenhang mit der Gewährleistung des Zugangs zu Informationen über die Um-
welt nach Art. 4 AK zu sehen, da erst die Verfügbarkeit von Umweltinformationen bei 
den Behörden gewährleistet, dass der Anspruch des Einzelnen auf Zugang nicht ins 
Leere läuft, so dass Art. 5 AK letztlich auch sicherstellt, dass die Einzelnen auch effek-
tiv die Möglichkeit haben, sich über den Zustand der Umwelt und damit zusammenhän-
gende Aspekte zu informieren.59 Auch kann es sinnvoll bzw. notwendig sein, die Öf-
fentlichkeit in bestimmten Situationen aktiv und unabhängig von der Geltendmachung 
eines Anspruchs über bestimmte Gegebenheiten zu informieren.  
 

                                                 
55  Vgl. Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 1-3, Rn. 17. 
56  Vgl. die Formulierung in Art. 2 Nr. 3 AK. 
57  Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 1-3, Rn. 16. 
58  Vgl. im Einzelnen zum Begriff der betroffenen Öffentlichkeit Epiney, in: Fluck/Theuer, 

Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 1-3, Rn. 20 ff. Zu den Anforderungen, die an Um-
weltorganisationen gestellt werden dürfen, EuGH, Rs. C-263/08 (Djurgarden-Lilla), Slg. 
2009, I-9967. Hierzu etwa Epiney, Umweltrecht, 6. Kap., Rn. 8. Die Aarhus-Konvention 
verwendet daneben auch noch den Begriff der Öffentlichkeit, vgl. Art. 2 Nr. 4 AK, hierzu 
Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 1-3, Rn. 18 f. 

59  Vgl. insoweit auch Bunge, in: Schlacke u.a., Aarhus Handbuch, Einleitung, Rn. 20; Epi-
ney/Scheyli, Aarhus-Konvention, 35. 
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13. Deutlich wird damit aber auch, dass sich die funktionalen Wirkrichtungen der 
Art. 4, 5 AK unterscheiden: Während nach Art. 4 AK ein eigentliches individuelles 
Recht auf Zugang zu Umweltinformationen einzuräumen ist (passive oder reaktive In-
formationspflicht), betrifft Art. 5 AK von Amtes wegen wahrzunehmende Verpflich-
tungen zur Erhebung und Bekanntgabe (aktive Informationspflicht).60  

Art. 4 AK soll also das Informationsbedürfnis der partizipationswilligen Öffentlichkeit stillen, wobei 
dies kein Selbstzweck ist, sondern auch und gerade im Zusammenhang mit der demokratischen Legi-
timation öffentlichen Handelns, der Sicherstellung eines effektiven Vollzugs rechtlicher Vorgaben, 
der Möglichkeit gerichtlicher Geltendmachung von Rechten Einzelner sowie ganz allgemein der Be-
teiligung Einzelner an Verwaltungsverfahren steht.61 Art. 5 AK bezweckt – neben der Gewährleis-
tung der Verfügbarkeit gewisser (wichtiger) Umweltinformationen – die Steigerung des Partizipati-
onswillens der Öffentlichkeit durch eine aktive Informationsübermittlung/-bereitstellung. Auch soll 
die Öffentlichkeit soll durch die Verbreitung von Informationen über die Umwelt zu einem umwelt-
bewussten Verhalten angeregt werden,62 und schliesslich sind gewisse aktive Informationspflichten 
im Zusammenhang mit dem Gefahrenschutz zu sehen.63  

14. Vor diesem Hintergrund sind denn auch die verschiedenen Kategorien von Ver-
pflichtungen zu sehen, die sich aus Art. 5 AK ergeben: eine Pflicht zur Erhebung be-
stimmter Umweltinformationen (1.), eine eigentliche Pflicht zur Verbreitung bestimm-
ter Umweltinformationen (2.) sowie Vorgaben über die Art und Weise der Zurverfü-
gungstellung von Informationen bzw. allgemeine Informationspflichten (3.). Die Be-
kanntgabe von Umweltinformationen kann aber auch eingeschränkt werden (4.).  
 
 
1. Pflicht zur Erhebung bestimmter Umweltinformationen  

15. Um einen Zugang zu Umweltinformationen zu gewähren oder um diese zu ver-
breiten, müssen die Behörden notwendigerweise auch über gewisse Informationen ver-
fügen.64 Art. 5 Abs. 1 AK sind vor diesem Hintergrund zwei „Kategorien“ eigentlicher 
Umweltinformationserhebungspflichten zu entnehmen:  
• Nach Art. 5 Abs. 1 lit. a) AK ist sicherzustellen, dass die Behörden über In-

formationen verfügen, die für ihre Aufgaben relevant sind, wobei diese Infor-
mationen aktuell zu halten sind. Diese Bestimmung impliziert also eine eigentli-
che Pflicht zur Informationsbeschaffung durch die Behörden.65  

• Die Effektivität dieser Informationsbeschaffungspflicht impliziert die Schaffung 
bestimmter verbindlicher Strukturen und Verfahren. So verpflichtet Art. 5 Abs. 
1 lit. b) AK die Vertragsparteien, verbindliche Systeme zur Erhebung von In-
formationen über Tätigkeiten zu schaffen, die erhebliche Auswirkungen auf 
die Umwelt haben können.  

 

                                                 
60  Klein, Umweltinformation im Völker- und Europarecht, 7; Bunge, in: Schlacke u.a., Aarhus 

Handbuch, Einleitung, Rn.14 ff. Zur Begrifflichkeit auch schon oben Rn. 6. 
61  Zu diesen Hintergründen des Rechts auf Zugang zu Informationen, m.w.N., Epiney, in: 

Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszugangs, 27 (28 ff.). 
62  Klein, Umweltinformation im Völker- und Europarecht, 77 f. 
63  Zu den Zielsetzungen von Informationsrechten auch schon oben Rn. 6. 
64  S. insoweit auch schon Rn. 12. S. ansonsten im Einzelnen zu den Funktionen aktiver Um-

weltinformationspflichten, m.w.N., Klein, Umweltinformation im Völker- und Europarecht, 
77 ff.; s. auch schon oben Rn. 6, 13. 

65  So schon Epiney/Scheyli, Aarhus-Konvention, 35. 
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16. Auch wenn die Vertragsstaaten somit ausdrücklich zur Informationsbeschaffung 
verpflichtet werden, bleiben die genauen Konturen dieser Verpflichtung doch eher vage: 
So wird schon die Frage, welche Informationen für die Erfüllung der Aufgaben einer 
Behörde relevant sind, in zahlreichen Konstellationen nicht eindeutig zu beantworten 
sein. Auch die Verpflichtung zur Schaffung verbindlicher Systeme zur Informationser-
hebung über bestimmte Tätigkeiten bleibt insofern offen formuliert, als ihr Umfang und 
ihre Tragweite auch durch die unbestimmten Begriffe „angemessener Umfang“ und 
„erheblich“ umschrieben wird. Insofern dürfte den Vertragsstaaten bei der Erfüllung der 
sich aus Art. 5 Abs. 1 lit. a), b) AK ergebenden Pflichten ein eher weiter Gestaltungs-
spielraum zukommen.  
 
17. Nichtsdestotrotz bleibt festzuhalten, dass jedenfalls eine allgemeine diesbezügli-
che Untätigkeit sowie das Unterlassen der Erhebung von für die effektive Erfüllung der 
behördlichen Aufgaben klar erforderlichen Umweltinformationen nicht mit Art. 5 Abs. 
1 lit. a) AK in Einklang stünde. Im Rahmen des Art. 5 Abs. 1 lit. b) AK wäre zumindest 
die Erhebung von belanglosen Informationen über Tätigkeiten nicht ausreichend, und 
jedenfalls impliziert die Schaffung von „Systemen“ in irgendeiner Form institutionali-
sierte „Routinemechanismen“, so dass rein punktuelles Agieren nicht ausreicht. Zu 
denken ist etwa an Berichtssysteme von Anlagenbetreibern über Emissionen und Im-
missionen.66 
 
18. Der Pflicht zur Informationserhebung zuzurechnen ist auch die Pflicht zur Ein-
richtung eines Schadstoffemissionsregisters (Art. 5 Abs. 9 AK), ein sog. PRTR67. 
Diese Verpflichtung wurde in einem Protokoll vom 21. Mai 2003 konkretisiert. Danach 
ist nicht nur die Einrichtung selbst verbindlich, sondern es werden auch die Struktur und 
der Mindestinhalt präzisiert (Art. 4, 5 PRTR-Protokoll). Innerhalb der EU wurden die 
sich aus diesem Protokoll ergebenden Verpflichtungen durch die VO 166/2006 umge-
setzt.68 

Das PRTR soll zweierlei Zwecke erfüllen. Zum einen soll die staatliche Überwachung der gesetzlich 
normierten Grenzwerte von Schadstoffen, zum anderen der Zugang der Öffentlichkeit zu Informatio-
nen über die Umwelt erleichtert werden.69 Die übrigen Bestimmungen zum Zugang zu Informationen 
durch die Öffentlichkeit in Art. 11 und der Beschränkung des Zugangs in Art. 12 des PRTR-
Protokolls sind im Übrigen gleich ausgestaltet wie die der Aarhus-Konvention.70 

 
 

                                                 
66  Vgl. Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 68 f.; Butt, Ausweitung des Rechts auf 

Umweltinformationen, 88. 
67  Pollutant Release and Transfer Register (PRTR). Vgl. Stec/Casey-Lefkowitz, Implementa-

tion Guide, 81. 
68  Vgl. hierzu etwa Thurnherr, Öffentlichkeit und Geheimhaltung von Umweltinformationen, 

149 ff. Speziell zur VO 166/2006 Röckinghausen, ZUR 2009, 19 ff.; Bünger, JEEPL 2010, 
177 ff. 

69  Thurnherr, Öffentlichkeit und Geheimhaltung von Umweltinformationen, 151; Butt, Aus-
weitung des Rechts auf Umweltinformationen, 101. 

70  Vgl. dazu insbesondere Art. 4 Aarhus-Konvention. 



 

13 
 

2. Pflicht zur aktiven Information  

19. Art. 5 AK verankert eine Reihe mehr oder weniger spezifisch ausgestalteter 
Pflichten zur effektiven aktiven Umweltinformation. Die Hintergründe dieser Infor-
mationsverpflichtungen sind unterschiedlich: Teilweise sollen sie sicherstellen, dass die 
Einzelnen ihre Zugangsrechte effektiv wahrnehmen können, teilweise dienen sie der 
unmittelbaren Gefahrenvorsorge oder -abwehr, teilweise der allgemeinen Information 
der Öffentlichkeit.71  

Der Inhalt der zu verbreitenden Informationen lässt sich auch in prozedurale und substantielle Infor-
mationen über die Umwelt unterteilen.72 Substantielle Informationen über die Umwelt sind Informa-
tionen, wie sie in Art. 2 Nr. 3 AK beschrieben sind. Inhaltlich sind somit der Zustand von Umweltbe-
standteilen und beeinflussende Faktoren umfasst.73 Prozedurale Informationen über die Umwelt sind 
Informationen ohne direkten Umweltbezug. Sie beinhalten Informationen über den Ablauf der be-
hördlichen Verfahren, Art und Umfang der substantiellen Informationen,74 über die relevanten recht-
lichen Vorschriften sowie die Voraussetzungen der massgeblichen Umweltverfahren.75 

 
 
a) „Sachdienliche“ Informationen 

20. Nach Art. 5 Abs. 2 AK haben die Behörden ganz allgemein sicherzustellen, dass 
der Öffentlichkeit Umweltinformationen auf transparente Art und Weise zur Verfü-
gung gestellt werden und das Recht auf Zugang zu Umweltinformationen auch effek-
tiv wahrgenommen werden kann. Die Behörden haben die hierfür erforderlichen Mas-
snahmen zu ergreifen, wozu auch sachdienliche Informationen über die vorhandenen 
Umweltinformationen und gewisse Verfahren gehören. Insbesondere haben die Behör-
den nach Art. 5 Abs. 2 lit. a) AK über Art und Umfang der bei den Behörden vorhan-
denen Umweltinformationen, über deren Zurverfügungstellung und Zugänglichma-
chung sowie über das für den Zugang massgebliche Verfahren zu unterrichten.  
 
 
b) Pflicht zur aktiven Information im Gefahrenfall 

21. Nach Art. 5 Abs. 1 lit. c) AK sind den möglicherweise betroffenen Mitgliedern 
der Öffentlichkeit unverzüglich alle relevanten, bei der betreffenden Behörde vorhande-
nen Informationen zu übermitteln, falls eine unmittelbar bevorstehende Gefahr für 
die menschliche Gesundheit oder die Umwelt besteht, damit Massnahmen zur Ver-
meidung oder Begrenzung des möglicherweise eintretenden Schadens getroffen werden 
können.  
 
                                                 
71  S. insoweit auch schon oben Rn. 6, 13. 
72  Zur allgemeinen Einteilung der Informationen im Umweltvölkerrecht vgl. Klein, Umweltin-

formationen im Völker- und Europarecht, 81 ff. 
73  Zum Begriff der Umweltinformation oben Rn. 11.  
74  Auch „Meta-Informationen“ genannt, vgl. Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 72; 

Thurnherr, Öffentlichkeit und Geheimhaltung von Umweltinformationen, 147. 
75  Vgl. insgesamt Thurnherr, Öffentlichkeit und Geheimhaltung von Umweltinformationen, 

147; Butt, Ausweitung des Rechts auf Umweltinformationen, 90 ff.; Epiney, in: 
Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 4-5, Rn. 31 ff.; Scheyli, ArchVR 2000, 
217 (232 f.). 
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22. Ob eine solche Gefahr vorliegt, ist unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls und der Vorgaben des Vorsorgeprinzips zu beurteilen, wobei der Behörde 
jedoch auch hier ein gewisser Gestaltungsspielraum einzuräumen ist. Festzuhalten 
bleibt aber jedenfalls, dass es sich um eine akute („unmittelbar bevorstehende“) Gefahr 
handeln muss, so dass z.B. die allgemeine (potentielle) Gefährlichkeit eines Stoffes 
grundsätzlich für die Bejahung dieser gefahrenbezogenen Informationspflicht nicht aus-
reicht. Der Ursprung der Gefahr ist unbeachtlich, so dass die Informationspflicht un-
abhängig von der Verursachung der Gefahr durch menschliche Tätigkeiten oder durch 
natürliche Ursachen besteht. Des Weiteren löst bereits die unmittelbare Gefahr einer 
„einfachen“ Beeinträchtigung für Gesundheit und Umwelt die Informationspflicht 
aus. Dies folgt aus dem Vergleich von Art. 5 Abs. 1 lit. c) und Art. 5 Abs. 1 lit. b) AK. 
Letzterer geht nämlich von erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt aus, während 
Art. 5 Abs. 1 lit. c) AK dazu keine weitere Aussage trifft.  
 
23. Der Inhalt der zu verbreitenden Informationen ist weit gefasst, da „alle einer 
Behörde vorliegenden Informationen […] welche die Öffentlichkeit in die Lage verset-
zen könnten, Massnahmen zur Vermeidung oder Begrenzung des durch die Gefahr ver-
ursachten Schadens zu ergreifen“ an die möglich betroffene Öffentlichkeit weiterzulei-
ten sind.76 Um die notwendigen Informationen effektiv zu verbreiten, sind allfällige 
Notfall- und Katastrophenpläne vorzubereiten sowie Empfehlungen und Notfallübungen 
für örtliche Behörden zum Verhalten im Gefahrenfall.77 Insbesondere aus dem Gebot 
der Effektivität heraus ist eine solche Vorbereitung notwendig, um Fehlinterpretationen 
der Informationen zu vermeiden, welche die Situation im Gefahrenfall ansonsten weiter 
verschlechtern könnten.78  

Die Formulierung verzichtet ansonsten auf eine rechtsverbindliche Konkretisierung des Mindestin-
halts der zu verbreitenden Informationen. Dies hängt zum einen mit dem Bestehen speziellerer Über-
einkommen zur Unfallverhütung und -bekämpfung zur Zeit der Verhandlungen und zum anderen mit 
der späten Integrierung in die aktiven Umweltinformationspflichten zusammen, sah doch Art. 4 des 
Entwurfs79 der Arbeitsgruppe zur Aarhus-Konvention noch keine Informationsverpflichtungen im 
Gefahrenfall vor.80 

 
 
c) Allgemeine Informationspflichten  

24. Art. 5 Abs. 4, 5 AK nennen weitere Gegenstände, über die aktiv zu informieren 
ist, wobei es sich um eher allgemeine Informationen handelt:  
• Nach Art. 5 Abs. 4 AK ist in regelmässigen Abständen (höchstens vier Jahre) 

ein nationaler Umweltbericht zu veröffentlichen und zu verbreiten.  
Inhaltlich ist ein zusammenfassender Bericht über den Zustand der Umwelt abzugeben. Dies be-
inhaltet Angaben zur Qualität der Umwelt, sowie über Umweltbelastungen.81 Der Detailreichtum 
der Berichte ist ansonsten nicht vorgegeben, lässt sich aber aus ihrer Funktion bestimmen. So 

                                                 
76  Vgl. auch Klein, Umweltinformationen im Völker- und Europarecht, 145. 
77  Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 70. 
78  Butt, Ausweitung des Rechts auf Umweltinformationen, 90. 
79  Draft Elements for the Convention on Access to Environmental Information and Public 

Participation in Environmental Decision-Making vom 11. April 1996. 
80  Vgl. hierzu Klein, Umweltinformationen im Völker- und Europarecht, 146. 
81  Vgl. insoweit auch den Wortlaut des Art. 5 Abs. 4 AK. 
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soll die Öffentlichkeit anhand der Berichte die Entwicklung der Umwelt über mehrere Jahre ab-
lesen und vergleichen können.82 Dies gestattet der Öffentlichkeit Auswirkungen von Massnah-
men besser einzuschätzen, was wiederum zu einer Verbesserung der Partizipation führen kann. 
Dazu hat der Bericht auch Angaben über die Umweltbelastungen zu enthalten. Die nationalen 
Berichte sollen aber auch keine einseitigen Berichterstattungen über Errungenschaften und Ver-
besserungen darstellen, sondern einer gewissen Objektivität genügen. Die Anforderung der Ob-
jektivität lässt sich auch aus der Unterscheidung von den Berichten zu Politiken in Art. 5 Abs. 3 
lit. a) und lit. c) AK entnehmen. Danach sind die Berichte über die Umwelt gerade nicht Politi-
ken im Umweltbereich. 

• Art. 5 Abs. 5 AK verankert die Pflicht zur Verbreitung offizieller Dokumente 
(insbesondere Pläne verschiedener Art) und gesetzlicher Grundlagen (national 
und international).  

• Art. 5 Abs. 7 AK sind weitere zu veröffentlichende Angaben zu entnehmen:  
- Tatsachen oder Tatsachenanalysen, die für die Ausarbeitung wichtiger 

umweltpolitischer Vorschläge relevant und wesentlich sind;83  
- erläuterndes Material über den Umgang mit der Öffentlichkeit in Angele-

genheiten, die unter das Abkommen fallen;  
- Informationen über die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben oder die Er-

bringung öffentlicher Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Umwelt.  
Die Veröffentlichung der Tatsachen und Tatsachenanalysen dient in erster Linie Art. 7 AK, der 
für die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Vorbereitung umweltbezogener Pläne und Pro-
gramme verlangt, dass ihr vorab die erforderlichen Informationen zur Verfügung gestellt werden. 
Für die Vorabinformationen können die Vertragsparteien selbst bestimmen, welche Tatsaschen 
sie für relevant und wesentlich erachten.84 Soweit bestimmte Tatsachen und Tatsachenanalysen 
einem umweltpolitischen Vorschlag zu Grunde liegen, wird man jedoch auch von deren Rele-
vanz und Wesentlichkeit ausgehen können. Ansonsten wäre die Beteiligung im Rahmen des Art. 
7 AK nicht in dem vorgesehenen Masse möglich. 

 
3. Pflichten betreffend die Art und Weise der Zurverfügungstel-

lung von Informationen  

25. Art. 5 AK enthält schliesslich noch einige Vorgaben, die sich letztlich auf die 
konkrete Art der Verfügbarmachung von Informationen beziehen. Leitmotiv dieser 
Vorgaben ist das Anliegen, die umweltrelevanten Informationen der Öffentlichkeit in 
transparenter Weise zugänglich zu machen, so dass ein effektiver Zugriff auf die In-
formationen sichergestellt werden kann.85 Hinzuweisen ist hier in erster Linie86 auf fol-
gende Aspekte:  

                                                 
82  Vgl. Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 77. 
83  Nur am Rande sei in diesem Zusammenhang erwähnt, dass die Umweltinformationsrichtli-

nie (RL 2003/4), die die Aarhus-Konvention in der Union umsetzen soll, diese Kategorie zu 
veröffentlichender Umweltinformationen in Art. 7 RL 2003/4 nicht eigens aufführt. Damit 
wird die Frage aufgeworfen, ob die Umsetzung dieser Verpflichtung in der Union tatsäch-
lich den Anforderungen der Konvention entspricht.  

84  Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 80. 
85  S. schon Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 4-5, Rn. 31; s. 

auch Thurnherr, Öffentlichkeit und Geheimhaltung von Umweltinformationen, 146. 
86  S. sodann noch Art. 5 Abs. 6 AK, wonach die Vertragsparteien Betreiber ermutigen sollen, 

an einem freiwilligen System von Umweltzeichen oder Öko-Audits teilzunehmen, um der 
Öffentlichkeit Anhaltspunkte über die Umweltauswirkungen ihrer Tätigkeiten zu liefern. Zu 
dieser „Verpflichtung“, deren rechtliche Tragweite eher begrenzt sein dürfte, Stec/Casey-
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• Verpflichtung zum Treffen praktischer Vorkehrungen (wie das Führen öffent-
lich zugänglicher Listen oder Datensammlungen oder die Benennung von Kon-
taktstellen), Art. 5 Abs. 2 lit. b) AK;  

• gebührenfreier Zugang zu öffentlich zugänglichen Listen, Registern oder Da-
tensammlungen, Art. 5 Abs. 2 lit. c) AK;  

• zunehmende Zugänglichmachung von Umweltinformationen in elektronischen 
und leicht zugänglichen Datenbanken (Art. 5 Abs. 3 AK).   
Gemeint ist damit ein barrierefreier Zugang über das Internet. Wichtig ist dabei jedoch, dass der 
elektronische Zugang zu Informationen über die Umwelt nicht die traditionellen Informations-
wege verdrängt. Ansonsten könnten Teile der Öffentlichkeit, welche mit den neuen Informati-
onswegen nicht vertraut sind oder die technischen Möglichkeiten aus anderen Gründen nicht 
nutzen können, vom Zugang zu den Informationen abgeschnitten werden.87 

26. Diese Pflichten zu geeigneten praktischen Vorkehrungen im Hinblick auf die 
Verbreitung von Umweltinformationen sind in ihrer Ausgestaltung flexibel, was durch 
die Verwendung von Regelbeispielen,88 den Verweis auf Umsetzung nach den „inner-
staatlichen Rechtsvorschriften“89 oder Entwicklungsgeboten90 deutlich wird.91 
 
 
4. Zu den Grenzen der aktiven Informationspflicht – unter beson-

derer Berücksichtigung des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses  

27. Die Pflicht der Vertragsparteien, Informationen über die Umwelt zu verbreiten, 
ist nicht schrankenlos: Nach Art. 5 Abs. 10 i.V.m. Art. 4 Abs. 3, 4 AK kann die Be-
kanntgabe einer eigentlich zu verbreitenden Information unterlassen werden, wenn einer 
der in diesen Bestimmungen genannten, abschliessend aufgeführten Ausnahmetatbe-
stände vorliegt.  
 
28. Art. 4 Abs. 3 AK betrifft Ausnahmegründe, die letztlich vor dem Hintergrund 
der Sicherstellung effektiven behördlichen Handelns zu sehen sind. Im Einzelnen 
werden folgende Gründe genannt:92  
• die Behörde verfügt nicht über die betreffende Information (lit. a);  
• der Antrag ist offensichtlich missbräuchlich oder zu allgemein formuliert (lit. 

b);  
                                                                                                                                               

Lefkowitz, Implementation Guide, 79. Weiter ist auf Art. 5 Abs. 8 AK hinzuweisen, wonach 
die Vertragsparteien die Entwicklung von Systemen zur Veröffentlichung von Produktin-
formationen fordert. Hierzu etwa Butt, Ausweitung des Rechts auf Umweltinformationen, 
95 ff.; Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 79 ff. 

87  Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 75. 
88  Art. 5 Abs. 2 AK („dazu gehört unter anderem“); Art. 5 Abs. 2 lit. b) AK („wie zum Bei-

spiel“); Art. 5 Abs. 3 AK „sollte folgendes gehören“. 
89  Art. 5 Abs. 2 AK. 
90  So z.B. Art. 5 Abs. 3 „stellt sicher, dass […] zunehmend“. 
91  Zur Offenheit der genauen Verpflichtungen der Vertragsparteien etwa Butt, Ausweitung des 

Rechts auf Umweltinformationen, 96, Thurnherr, Öffentlichkeit und Geheimhaltung von 
Umweltinformationen, 146; Epiney, in: Fluck/Theuer Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 
4-5, Rn. 31. 

92  Vgl. im Einzelnen zu diesen Ausnahmegründen schon Epiney, in: Fluck/Theuer Informati-
onsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 4-5, Rn. 12 ff.; s. auch, im Zusammenhang mit den ähnlich 
lautenden Tatbeständen des Art. 4 RL 2003/4, Epiney, Umweltrecht, 6. Kap., Rn. 50.  
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• der Antrag betrifft noch nicht fertig gestelltes Material oder interne Mittei-
lungen (sofern eine derartige Ausnahme nach innerstaatlichem Recht vorgese-
hen ist oder gängiger Praxis entspricht, wobei das öffentliche Interesse an der 
Bekanntgabe der Information zu berücksichtigen ist), lit. c).  

 
29. Art. 4 Abs. 4 AK nennt eine Reihe weiterer Ausnahmetatbeständen, die heran-
gezogen werden können, wenn die Bekanntgabe „negative Auswirkungen“ auf die in 
dieser Bestimmung aufgeführten Interessen entfaltete, eine Präzisierung, die sich nicht 
in Art. 4 Abs. 3 AK findet, woraus man ableiten kann, dass im Rahmen dieser Bestim-
mung jedenfalls eine Güterabwägung vorzunehmen und der Grundsatz der Verhält-
nismässigkeit zu beachten ist. Darüber hinaus präzisiert Art. 4 Abs. 4 letzter Unterab-
satz AK noch, dass die Ablehnungsgründe eng auszulegen sind; weiter wird auch 
ausdrücklich auf die vorzunehmende Güterabwägung hingewiesen.  

Die besseren Gründe sprechen in diesem Zusammenhang dafür, dass Art. 4 Abs. 4 AK zwingend ver-
langt, dass im Falle der Betroffenheit der in dieser Bestimmung aufgeführten (eng auszulegenden) 
Ausnahmetatbestände jedenfalls noch eine Abwägung im Einzelfall zwischen dem (öffentlichen) In-
teresse an der Bekanntgabe einerseits und dem privaten oder öffentlichen Interesse an der Geheim-
haltung andererseits zu erfolgen hat, so dass eine Art Vorwegnahme der Abwägung – z.B. indem 
vorgesehen wird, dass schon im Falle der Einschlägigkeit bestimmter Ausnahmegründe in jedem Fall 
zwingend eine Veröffentlichung zu unterlassen ist – nicht mit den Vorgaben der Aarhus-Konvention 
in Einklang stünde: Denn nur eine solche konkrete Abwägung vermag darüber Auskunft geben, ob 
die Bekanntgabe auch im konkreten Fall negative Auswirkungen auf das geschützte Interesse entfal-
tet oder nicht. Ebenso kann nur eine derartige Abwägung im Einzelfall sicherstellen, dass das öffent-
liche Interesse an der Bekanntgabe und ein Bezug der beantragten Information zu Emissionen in die 
Umwelt hinreichend berücksichtigt werden, da sich das Gewicht dieser Interessen bzw. diese Aspek-
te erst unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls erschliessen. Für diesen Ansatz spricht 
im Übrigen auch die Umsetzung in der Europäischen Union: Denn nach Art. 4 Abs. 2 Uabs. 2 RL 
2003/4 (Umweltinformationsrichtlinie) sind die Ausnahmetatbestände nicht nur eng auszulegen, son-
dern es ist in jedem Fall im Einzelfall das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe zu berücksichti-
gen, wobei darüber hinaus noch präzisiert wird, dass in jedem Einzelfall das öffentliche Interesse an 
der Bekanntgabe gegen das Interesse an der Verweigerung der Bekanntgabe abgewogen wird.  

 
30.  Im Einzelnen nennt Art. 4 Abs. 4 AK folgende Ausnahmetatbestände (die ent-
weder öffentliche oder private Interessen betreffen):  
• Vertraulichkeit von Behördenberatungen (falls das im innerstaatlichen Recht 

vorgesehen ist);  
• Schutz der internationalen Beziehungen, der Landesverteidigung oder der 

öffentlichen Sicherheit;  
• laufende Gerichtsverfahren, Möglichkeit ein faires Verfahren zu erhalten 

oder behördliche Untersuchungen durchzuführen; 
• Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse;93 
• Rechte auf geistiges Eigentum;  
• Datenschutz;  
• Interessen Dritter, die die Angaben ohne rechtliche Verpflichtung zur Ver-

fügung gestellt haben;  
• Schutz der Umwelt.  
 

                                                 
93  Hierzu noch sogleich unten Rn. 32.  
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31. Die Auslegung dieser Ausnahmetatbestände wirft selbstredend zahlreiche Fra-
gen auf, die noch nicht alle abschliessend geklärt sind und auf die im vorliegenden 
Rahmen (abgesehen von dem im Zusammenhang mit dieser Studie im Vordergrund 
stehenden Ausnahmetatbestand des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses) auch nicht 
weiter eingegangen werden soll. Festzuhalten ist aber jedenfalls, dass für die genaue 
Tragweite dieser Tatbestände nicht nur die Praxis des Compliance Committee – das auf 
der Grundlage von Art. 15 Aarhus-Konvention die Anwendung des Abkommens über-
wacht und und hierzu Empfehlungen an die Vertragsstaaten richten kann94 – relevant 
ist, sondern auch die Praxis in der Europäischen Union, wobei der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs eine herausragende Bedeutung zukommt: Denn Urteile 
höchster nationaler Gerichte sowie internationaler und supranationaler Gerichte stellen 
in Bezug auf völkerrechtliche Verträge gewichtige Anhaltspunkte für deren rechtliche 
Tragweite und Auslegung dar, so dass zumindest eine Auseinandersetzung mit diesen 
Urteilen erfolgen muss sie bei der Auslegung der betreffenden Konvention zu berück-
sichtigen sind. So erwähnt denn auch Art. 31 der Wiener Vertragsrechtskonvention aus-
drücklich u.a. die Übung (der Vertragsparteien) bei der Anwendung eines Vertrages als 
massgeblichen Anhaltspunkt für die Auslegung völkerrechtlicher Verträge (Art. 31 Abs. 
3 lit. b WVK), worunter jedenfalls und insbesondere verbindliche Gerichtsurteile fallen. 
Speziell im Fall der Aarhus-Konvention kommt noch hinzu, dass es sich hier um ein im 
Rahmen der UNO/ECE abgeschlossenes Übereinkommen handelt, so dass Vertragspar-
teien im Wesentlichen europäische Staaten sind mit der Folge, dass eine Übung im 
Rahmen der 28 Mitgliedstaaten umfassenden EU selbstredend von besonderer Bedeu-
tung ist. Dies gilt umsomehr, wenn eine Aussage in einem Urteil des EuGH mit der 
Stellungnahme des Compliance Committee übereinstimmt. Diese Erwägungen sind 
nicht nur für diejenigen Urteile bzw. Aussagen des Gerichtshofs relevant, die sich direkt 
auf eine Bestimmung der Aarhus-Konvention beziehen, sondern auch für solche Teile 
der Rechtsprechung, die direkt „nur“ EU-Sekundärrecht (wie etwa die sog. Umweltin-
formationsrichtlinie, RL 2003/4) auslegen, das aber im Wesentlichen wörtlich aus der 
Aarhus-Konvention übernommen wurde. Denn der Gerichtshof stellt in solchen Kons-
tellationen in seinen Begründungen regelmässig auch und gerade auf die Zielsetzungen 
und die inhaltliche Tragweite der entsprechenden Bestimmungen in der Aarhus-
Konvention ab, die der Unionsgesetzgeber eben im Sekundärrecht umsetzen wollte.95 
 
32. Im Zusammenhang mit der vorliegenden Studie könnte insbesondere das Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnis relevant sein(Art. 4 Abs. 4 lit. d) AK), steht doch die 
Veröffentlichung und Weitergabe von Angaben, die möglicherweise Rückschlüsse auf 
die Art und Weise der Herstellung bestimmter Produkte zulassen, zur Debatte. Bei der 
Auslegung dieses Ausnahmetatbestands sind in erster Linie folgende Aspekte von Be-
deutung:  
• Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse können von vornherein nur unter der Vo-

raussetzung zum Zuge kommen, dass sie „rechtlich geschützt sind, um berech-

                                                 
94  Vgl. zu diesem Compliance Committee im Einzelnen Jendroska, JEEPL 2011, 301 ff.; Alge, 

RdU 2012, 136 ff.; Kravchenko, YEEL 7 (2007), 1 ff.; speziell zur Praxis des Ausschusses 
Jendroska, JEEPL 2011, 375 ff.; Koester, REDE 2007, 251 ff.; Koester, JEEPL 2005, 31 ff.; s. 
auch Juste-Ruiz/Salazar, RJE 2011, 57 ff. 

95  Vgl. EuGH, Rs. C-115/09 (Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland), Urt. v. 
12.5.2011 (Trianel); EuGH, Rs. C-263/08 (Djurgarden-Lilla), Slg. 2009, I-9967. S. die vor-
stehenden Erwägungen bereits bei Epiney, AJP 2011, 1505 (1511 f.). 
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tigte wirtschaftliche Interessen zu schützen“.96 Ausreichend ist insofern, dass 
die Rechtsordnung der jeweiligen Vertragspartei die entsprechenden wirtschaft-
lichen Interessen schützt.97 Damit ergibt sich die genaue Definition der Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnisse erst aus der Umsetzung durch die Vertragspar-
teien und deren jeweiliger Rechtsordnung.  

• Weiter gilt diese Ausnahme von der Informationspflicht nicht für Informationen 
über Emissionen, die für den Schutz der Umwelt von Bedeutung sind, Art. 4 
Abs. 4 lit. d) S. 2 AK. Dieser „Vorbehalt“ ist als „Ausnahme von der Ausnah-
me“ weit auszulegen.98 Insbesondere nimmt der Emissionsbegriff keine Ein-
schränkung auf anlagenbezogene Emissionen vor, dies im Gegensatz zu Art. 5 
Abs. 9 S. 2 AK. Daher dürfte immer schon dann eine Emission im Sinne dieser 
Bestimmung vorliegen, wenn es um die Freisetzung von festen, flüssigen oder 
gasförmigen Stoffen in die Umwelt geht, unabhängig davon, ob diese Stoffe von 
Produkten oder Anlagen herrühren. Derartige Freisetzungen dürften in aller Re-
gel für die Umwelt „von Bedeutung“ sein, was sich auch dadurch erschliesst, 
dass keine Schädigung der Umwelt verlangt wird, sondern eine (irgendwie gear-
tete) „Bedeutung“ ausreicht.99 Im Ergebnis impliziert diese „Ausnahme von der 
Ausnahme“, dass Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse dann nicht als Ausnahme-
tatbestand von der Pflicht zur Bekanntgabe von Umweltinformationen geltend 
gemacht werden können, wenn es um die Bekanntgabe von Emissionen mit Be-
deutung für den Umweltschutz geht. Dies gilt auch für Informationen über 
Emissionen, die Rückschlüsse auf Betriebsabläufe und Produktionsverfahren zu-
lassen.     

• Der Begriff des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses als solcher wird nicht 
definiert, ebensowenig wie in der RL 2003/4 (Umweltinformationsrichtlinie), 
die in Art. 4 Abs. 2 lit. d) den Wortlaut des Art. 4 Abs. 4 lit. d) AK weitgehend 
übernimmt.100 Dies deutet darauf hin, dass den Vertragsstaaten hier ein gewisser 
Gestaltungsspielraum eröffnet werden sollte. Allerdings darf in Anbetracht des 
Grundanliegens der Konvention, einen weiten Zugang zu Umweltinformationen 
zu gewähren, die genaue Definition dieses Begriffs auch nicht völlig im Belie-
ben des nationalen Gesetzgebers stehen, könnte doch ansonsten der grundsätz-
lich weite Zugang zu Umweltinformationen letztlich ausgehöhlt werden. Daher 
muss sich die nationale Gesetzgebung im Rahmen des Sinns bewegen, der die-
sen Begriffen in der Regel beigemessen wird und der sich aus dem Sinn des 
Schutzes dieser Belange ergibt. Von Bedeutung ist insbesondere, dass es sich 
tatsächlich um Informationen handeln muss, die im Zusammenhang mit der be-
trieblichen oder geschäftlichen Aktivität stehen, dass sie nicht sowieso offen-

                                                 
96  Hervorhebung durch die Autoren. 
97  Vgl. Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 4-5, Rn. 21; Butt, 

Ausweitung des Rechts auf Umweltinformationen, 78 f. 
98  Epiney, in: Fluck/Theuer Informationsfreiheitsrecht, F II.1, Art. 4-5, Rn. 21. Vgl. ansonsten 

zu dieser „Ausnahme von der Ausnahme“ Jeder, UTR 2002, 145 (155); Butt, Ausweitung 
des Rechts auf Umweltinformation, 79 f. 

99  S. auch Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 60, die davon ausgehen, dass es kaum 
vorstellbar sei, dass eine Emission nicht umweltrelevant ist.  

100  Zur RL 2003/4 noch unten Rn. 162 ff. 
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kundig oder ermittelbar sind,101 und dass ein gewisses (wirtschaftliches) Ge-
heimhaltungsinteresse besteht.102 

A priori könnte auch der Schutz der Vertraulichkeit personenbezogener Daten im vorliegenden 
Zusammenhang von Bedeutung sein, geht es doch unter Umständen um einer juristischen Person zu-
ordenbare Informationen. Allerdings ergibt sich bereits aus dem Wortlaut des Art. 4 Abs. 4 lit. f) AK, 
dass lediglich Daten natürlicher Personen erfasst sind,103 so dass Daten juristischer Personen nicht 
geschützt sind mit der Konsequenz, dass eine nach Art. 5 AK zu veröffentlichende Umweltinforma-
tion nicht (allein) deshalb zurückgehalten werden darf, weil sie Daten juristischer Personen enthält.  

 
 
III. Fazit  

33. Auf der Grundlage der bislang erfolgten, eher „abstrakten“ Erörterung der recht-
lichen Tragweite der Aarhus-Konvention bzw. ausgewählter Aspekte derselben geht es 
im Folgenden darum, im Hinblick auf die in dieser Studie im Vordergrund stehende 
Fragestellung die Vorgaben der Aarhus-Konvention zu konkretisieren bzw. anzuwen-
den. Dabei kann – ausgehend von der Qualifizierung der in Frage stehenden wissen-
schaftlichen Untersuchungen als Umweltinformationen (1.) – zwischen der Pflicht zur 
aktiven Veröffentlichung (2.), dem Recht zur aktiven Veröffentlichung (3.) und der 
Reichweite der Ausnahmetatbestände (4.) unterschieden werden.  
 
 
1. Zur Qualifikation als Umweltinformation 

34. Bei wissenschaftlichen Untersuchungen und die entsprechenden Berichte über 
die (umweltrelevante) Zusammensetzung von Produkten und die (potentielle) (Um-
welt-) Gefährlichkeit gewisser, in diesen enthaltenen Substanzen handelt es sich um 
Umweltinformationen im Sinne des Art. 2 Nr. 3 AK: Denn hier geht es um Faktoren im 
Sinne des Art. 2 Nr. 3 lit. b) AK, die sich auch auf die Umwelt (vgl. Art. 2 Nr. 3 lit. a) 
AK) auswirken können. Diese Qualifikation ist unabhängig davon, ob die Berichte 
Rückschlüsse auf bestimmte Produzenten zulassen oder nicht.   

                                                 
101  Ein „Geheimnis“ wurde z.B. vom VG Magdeburg (in Anwendung des deutschen Umweltin-

formationsgesetzes) in Bezug auf die radioaktive Belastung in Sachen-Anhalt abgefüllter 
Mineralwässer verneint, da eine solche Analyse durch jedermann durchgeführt werden oder 
in Auftrag gegeben werden könne, so dass es nicht um ein Betriebsgeheimnis, sondern um 
das wirtschaftliche Absatzinteresse der Mineralwasserbranche gehe. Vgl. VG Magdeburg, 
UPR 2006, 403 (404).   

102  Dieses dürfte aber aufgrund der offenen Fassung dieses Ausnahmetatbestandes nur dann zu 
verneinen sein, wenn tatsächlich kein erkennbares Interesse an der Geheimhaltung ersicht-
lich ist. Vgl. ansonsten zu den einzelnen Merkmalen des Betriebs- und Geschäftsgeheimnis-
ses Schendel, EUDUR I, § 39, Rn. 69 ff.; Tege, Offene Umweltakten versus Geschäftsge-
heimnisse, insbes. 40 ff.; Kämmerer, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien In-
formationszugangs, 123 (140). S. auch Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, § 9, Rn. 
48, der unter Hinweis auf zahlreiche Quellen hervorhebt, dass sich der Begriff des Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisses durch drei Merkmale auszeichne: (1) Tatsachen im Zusammen-
hang mit einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, (2) nur begrenzte Bekanntheit und (3) 
Geheimhaltungswille bzw. -interesse. 

103  Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 61; Epiney, in: Fluck/Theuer, Informations-
freiheitsrecht, F II.1, Art. 4-5, Rn. 23. 
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2. Pflicht zur aktiven Veröffentlichung  

35. Eine Pflicht zur Veröffentlichung derartiger Untersuchungsergebnisse könnte 
aufgrund des Art. 5 Abs. 7 lit. a) AK zu bejahen sein.104 Danach sind Tatsachen und 
Tatsachenanalysen, die nach Ansicht der zuständigen Behörden bei der Ausarbeitung 
wichtiger umweltpolitischer Vorschläge relevant und wesentlich sind, zu veröffentli-
chen. Diese Formulierung lässt erkennen, dass offenbar nicht alle „umweltrelevanten“ 
Tatsachen und Tatsachenanalysen – worunter wissenschaftliche Untersuchungen und 
die entsprechenden Ergebnisberichte wohl fallen – zu veröffentlichen sind, sondern eine 
derartige Pflicht nur im Falle eines engen Bezugs („relevant und wesentlich“) zu „wich-
tigen“ auszuarbeitenden umweltpolitischen Vorschlägen besteht.  
 
36. Die Verwendung der erwähnten unbestimmten Rechtsbegriffe und zudem der 
Hinweis auf die Einschätzung der Vertragsparteien deutet darauf hin, dass den Vertrags-
staaten hier ein gewisser Gestaltungsspielraum einzuräumen ist. Im Übrigen dürfte das 
Vorliegen einer Pflicht zur aktiven Information auf dieser Grundlage nur im Einzelfall 
und unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls ermittelt werden können.  
 
37. Allerdings müssen diesem Gestaltungsspielraum der Vertragsstaaten – soll Art. 
5 Abs. 7 lit. a) AK nicht vollständig seiner praktischen Wirksamkeit beraubt werden – 
auch gewisse Grenzen gesetzt werden. Diese sind unter Berücksichtigung des Sinns 
und Zwecks dieser Pflicht zur aktiven Information zu bestimmen: Offenbar ist diese im 
Zusammenhang mit der Entwicklung umweltpolitischer Vorschläge, insbesondere wohl 
auch gesetzgeberischer Vorschläge, zu sehen: Es soll sichergestellt werden, dass der 
Öffentlichkeit solche Tatsachen und Tatsachenanalysen aktiv zugänglich gemacht wer-
den, die die Grundlage für die Entwicklung umweltpolitischer Vorschläge sind, 
wobei es sich um „wichtige“ Vorschläge handeln muss und die Tatsachen oder Tatsa-
chenanalysen in diesem Zusammenhang „relevant und wesentlich“ sein müssen. Das 
Vorliegen dieser Voraussetzungen könnte z.B. zu bejahen sein, wenn (auch) umweltpo-
litisch motivierte Naturschutzzonen einer gewissen Grösse eingerichtet werden sollen 
und wissenschaftliche Untersuchungen die Grundlage etwa für die genaue Eingrenzung 
dieser Zonen oder die geschützten Arten lieferten. Soweit es hingegen (noch) um Vor-
abklärungen – etwa in Bezug auf die Ermittlung der Gefährlichkeit eines Stoffs – geht 
und die Ausarbeitung umweltpolitischer Vorschläge noch gar nicht konkret angedacht 
ist, dürfte eine Pflicht zur aktiven Veröffentlichung grundsätzlich zu verneinen sein.  
 
38. Damit kann im Ergebnis festgehalten werden, dass bei wissenschaftlichen Un-
tersuchungen über die Zusammensetzung bestimmter Produkte und die Gefährlichkeit 
bestimmter, in diesen enthaltenen Stoffen wohl allenfalls in Ausnahmefällen eine 
Pflicht zur aktiven Veröffentlichung besteht: In aller Regel wird – zumindest soweit 
es sich um erste Abklärungen handelt und gesetzgeberische oder sonstige umweltpoliti-
sche Vorschläge noch nicht im Raum stehen – schon der Bezug zu umweltpolitischen 
Vorschlägen zu verneinen sein. Weiter wäre selbst im Falle des Vorliegens eines sol-
                                                 
104  Die anderen Varianten der Pflicht zur aktiven Veröffentlichung (s.o. Rn. 19 ff.) dürften 

vorliegend von vornherein nicht einschlägig sein.  
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chen Bezugs fraglich, ob der betreffende Vorschlag „wichtig“ ist, könnte es doch 
(„nur“) um die Regelung eines bestimmten Stoffes gehen, und derartige, eher punktuelle 
Vorhaben können wohl vertretbar als „nicht wichtig“ eingestuft werden; hier sind aber 
jedenfalls die Umstände des Einzelfalls – bei deren Berücksichtigung etwa auch die 
Gefährlichkeit des Stoffes für Umwelt und Gesundheit eine wichtige Rolle spielt – rele-
vant.  
 
39. Bezugnehmend auf die in dieser Studie im Fokus stehende Fragestellung dürfte 
damit davon auszugehen sein, dass eine Pflicht zur aktiven Veröffentlichung für wis-
senschaftliche Studien über die Zusammensetzung und Gefährlichkeit von Produkten 
bzw. gewisser ihrer Bestandteile zu verneinen ist, sind doch keine Anhaltspunkte dafür 
ersichtlich, dass die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 7 lit. a) AK vorlägen bzw. ein 
Absehen von einer Veröffentlichung den den Vertragsstaaten hier zustehenden Gestal-
tungsspielraum überschritte.  

Etwas anderes gälte nur, wenn die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 lit. c) AK vorliegen sollten, al-
so eine unmittelbar bevorstehende Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt bestehen 
sollte, wobei die Voraussetzungen dieser Bestimmungen im Zusammenhang mit der in der vorlie-
genden Studie im Vordergrund stehenden Fragestellung allenfalls ausnahmsweise gegeben sein 
könnten.  

 
3. Recht zur aktiven Veröffentlichung  

40. Die Aarhus-Konvention steht einer aktiven Veröffentlichung von Umweltinfor-
mationen, die nicht von der Pflicht zur aktiven Veröffentlichung erfasst sind, aber auch 
nicht entgegen: Nach Art. 3 Abs. 5 AK bleibt das Recht der Vertragsparteien unberührt, 
weitergehende Massnahmen zur Information der Öffentlichkeit beizubehalten oder zu 
ergreifen. Die Konvention legt somit fest, dass die Bestimmungen zu den Informations-
pflichten lediglich ein Minimum an Bereitstellung von Informationen bedeuten und so-
mit einen Mindeststandard darstellen.105 Weitergehende Massnahmen im Bereich der 
passiven und aktiven Verbreitung von Informationen sind somit nicht ausgeschlossen, 
aber auch nicht verpflichtend postuliert.  
 
41. Ein solches Recht zur (aktiven) Veröffentlichung in Konstellationen, in denen 
keine aktive Veröffentlichungspflicht greift, besteht auch dann, wenn (möglicherweise) 
Ausnahmetatbestände greifen: Denn diese sind von vornherein – auch falls Veröffent-
lichungspflichten greifen – nur dispositiver Natur, so dass aus der Konvention keine 
Pflicht abgeleitet werden kann, im Falle der Einschlägigkeit der Ausnahmetatbestände 
oder gewisser Ausnahmetatbestände eine (aktive oder passive) Veröffentlichung zu un-
terlassen.  

Allerdings kann sich eine solche Unterlassungspflicht selbstredend aus andere rechtlichen Vorgaben 
ergeben. So ist es etwa denkbar, dass Grundrechte (z.B. der Persönlichkeitsschutz) der Veröffentli-
chung bestimmter Umweltinformationen entgegen stehen und die durch die Aarhus-Konvention er-
öffneten Möglichkeit des Absehens von einer Veröffentlichung zu einer Pflicht wird. Aber auch ganz 
allgemein haben die Behörden in dieser Konstellation umfassend die anwendbaren rechtlichen Vor-
gaben – seien diese nun völkerrechtlicher Natur oder im nationalen Recht verankert – zu beachten.  

                                                 
105  Stec/Casey-Lefkowitz, Implementation Guide, 45 (“The Convention is a “floor, not a ceil-

ing”). 
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42. Im Ergebnis ist damit festzuhalten, dass die Aarhus-Konvention die Veröffentli-
chung wissenschaftlicher Studien über die Zusammensetzung und Gefährlichkeit von 
Produkten bzw. gewisser ihrer Bestandteile erlaubt und somit insofern ein Recht zur 
Veröffentlichung besteht. Ob eine solche Veröffentlichung aber auch umfassend 
rechtmässig ist, kann erst auf der Grundlage der Heranziehung aller einschlägiger recht-
licher Vorgaben – auch derjenigen des nationalen Rechts – beantwortet werden.  
 
 
4. Zur Reichweite der Ausnahmetatbestände  

43. Die Aarhus-Konvention geht davon aus, dass die Ausnahmetatbestände für das 
passive und das aktive Informationsrecht parallel ausgestaltet sind, so dass in denje-
nigen Fällen, in denen eine Information auf Anfrage bekanntgegeben werden muss, da-
von auszugehen ist, dass ggf. (sofern eine aktive Veröffentlichungspflicht besteht) auch 
aktiv zu informieren ist. Allerdings geht das passive Informationsrecht weiter als die 
aktive Informationspflicht.  
 
44. Da im Hinblick auf die in dieser Studie im Vordergrund stehende Frage (Veröf-
fentlichung wissenschaftlicher Studien über die Zusammensetzung und Gefährlichkeit 
von Produkten bzw. gewisser ihrer Bestandteile) jedoch keine Pflicht zur aktiven In-
formation besteht, müssen die Ausnahmetatbestände erst gar nicht herangezogen 
werden: Vor dem Hintergrund der Aarhus-Konvention sind die Vertragsstaaten in sol-
chen Konstellationen frei, die Information aktiv zu veröffentlichen oder nicht.  
 
45. Nur am Rande und der Vollständigkeit halber sei jedoch darauf hingewiesen, 
dass wissenschaftliche Studien über die Zusammensetzung und Gefährlichkeit von Pro-
dukten bzw. gewisser ihrer Bestandteile als Umweltinformationen106 selbstredend dem 
passiven Informationsrecht unterliegen. Wird dieses geltend gemacht, hängt die Zu-
lässigkeit der Verweigerung des Zugangs von der Einschlägigkeit der Ausnahmetatbe-
stände ab.  
 
 
 

                                                 
106  Vgl. Rn. 11, 34. 
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C. Informationsfreiheit im schweizerischen Recht  

46. Aus völkerrechtlicher Sicht besteht – wie erörtert107 – grundsätzlich (jedenfalls 
auf der Grundlage der Aarhus-Konvention) keine Verpflichtung, Ergebnisse wissen-
schaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. 
die Gefährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe zu veröffentlichen (es sei denn, es bestehe eine 
unmittelbar bevorstehende Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt). 
Allerdings steht es den Staaten aus völkerrechtlicher Sicht grundsätzlich frei, solche 
Umweltinformationen gleichwohl aktiv zu veröffentlichen oder weiterzugeben.  
 
47. Damit bestimmt sich die Pflicht oder das Recht, solche Umweltinformationen zu 
veröffentlichen oder weiterzugeben, vollumfänglich nach nationalem Recht, dies zu-
mindest für die in der vorliegenden Studie im Vordergrund stehenden wissenschaftli-
chen Untersuchungen über die Produktbeschaffenheit und die Gefährlichkeit der darin 
enthaltenen Stoffe, da hier keine sonstigen völkerrechtlichen Vorgaben ersichtlich sind, 
falls keine unmittelbare Gefährdung der menschlichen Gesundheit oder des Lebens an-
zunehmen ist.  
 
48. Vor diesem Hintergrund geht es im Folgenden darum, ob und ggf. unter welchen 
Voraussetzungen nach schweizerischem Recht eine Pflicht oder ein Recht besteht, Er-
gebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Pro-
dukte bzw. die Gefährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe zu veröffentlichen oder (an ausländi-
sche Behörden) bekanntzugeben. Zunächst ist danach zu fragen, ob das schweizerische 
Recht insofern über die Vorgaben der Aarhus-Konvention hinausgeht, als eine Pflicht 
bestünde, zumindest unter gewissen Voraussetzungen Ergebnisse wissenschaftlicher 
Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit 
ihrer Inhaltsstoffe zu veröffentlichen (I.). Daran anschliessend fragt es sich, ob solche 
Umweltinformationen an ausländische Behörden bekanntgegeben werden dürfen (II.) 
und / oder ob sie veröffentlicht werden dürfen (III.). Der Abschnitt schliesst mit einem 
zusammenfassenden Fazit (IV.).  
 
 
I. Reichweite der Pflicht zur aktiven Information 

49. Die aktive Information der Öffentlichkeit ist derzeit in Art. 6 Abs. 1 USG 
geregelt, wonach die Behörden108 die Öffentlichkeit „sachgerecht über den Umwelt-

                                                 
107  Vgl. Rn. 19 ff., Rn. 35 ff. 
108  Verpflichtet sind wohl sowohl Bundes- als auch kantonale Behörden; die Behörden dürften 

immer dann auch zur Information verpflichtet sein, wenn sie hinsichtlich einer gewissen 
Thematik zu Anwendung und Umsetzung des Gesetzes verpflichtet sind, vgl. hierzu Thurn-
herr, Öffentlichkeit und Geheimhaltung, 168; zur Problematik auch etwa Brunner, in: Brun-
ner et al., USG-Kommentar, Art. 36, Rn. 9 ff.; Tschannen, in: Brunner et al., USG-
Kommentar, Art. 6, Rn. 12 f.; s. sodann Bellanger/Défago Gaudin, in: 
Moor/Favre/Flückiger, LPE-Kommentar, Art. 6, Rn. 7, mit Verweis auf die (französisch-
sprachige Version) der Botschaft. S. BBl 1979 III 782: „Dem Bundesamt für Umweltschutz 
obliegt es […], die Ergebnisse gesamtschweizerisch bedeutsamer Forschungen und Erhe-
bungen bekannt zu machen […]. In den Pflichtenkreis der kantonalen Umweltschutzfach-
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schutz und den Stand der Umweltbelastung informieren“. Man wird aus Art. 6 Abs. 1 
USG eine Rechtspflicht der Behörden zu sachgerechter aktiver Information der 
Öffentlichkeit109 über Umweltbelange110 ableiten können, die von Amtes wegen zu 
erfolgen hat,111 so dass es mit dieser Bestimmung nicht in Einklang stünde, allgemein 
von der aktiven Umweltinformation abzusehen, nur sehr lückenhafte Informationen zu 
veröffentlichen oder nur in sehr grossen Zeitabständen zu informieren. Auch muss die 
Information wohl nach nachvollziehbaren Kriterien ausgewählt, verständlich dargestellt 
und sachlich sein112 sowie in geeigneter Weise ggf. auch spezifisch bekannt gemacht 
werden.113  

Der Artikel ist aus der Überzeugung entstanden, dass sich der Schutz der Umwelt nicht nur mit staat-
lichen Eingriffen bzw. Ge- und Verboten verwirklichen lässt, sondern insbesondere auf „einer allge-
meinen positiven Grundeinstellung“ der Gesellschaft basieren muss, was den Einbezug der Öffent-
lichkeit in die Umweltpolitik unerlässlich macht.114 

                                                                                                                                               
stellen fällt demgegenüber die Information über […] die Beratung in Umweltschutzbelangen 
von eher regionaler oder lokaler Bedeutung.“ S. aber auch Kettiger, Rechtliche Aspekte der 
aktiven Umweltinformation, 34: „Im Bereich der aktiven Information gelten die Zuständig-
keitsabgrenzungen nach der Vollzugszuständigkeit (Art. 36 und 41 USG) nicht. Der Gesetz-
geber wollte schon beim Erlass des USG, dass das BAFU gesamtschweizerisch über wichti-
ge Umweltthemen informieren kann.“  

109  Es handelt sich hinsichtlich des Adressatenkreises damit um die Information der Öffentlich-
keit und nicht etwa, wie in Art. 6 Abs. 2 USG, um die Beratung („lediglich“) von Behörden 
oder Privaten und somit einen bestimmten Adressatenkreis. Damit unterscheidet sich Art. 6 
Abs. 1 USG auch aus dieser Perspektive von Art. 6 Abs. 2 (und auch 3) USG, bei welchen 
die Behörden hinsichtlich der Vorgehensweise bzw. der zur Verfügung stehenden Mittel 
(Beratung bzw. Empfehlung) eingeschränkt werden. Vgl. zu Art. 6 Abs. 2, 3 USG etwa 
Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 18 ff. („Empfehlungen nach 
Abs. 3 sind eine besondere Form der Information […].“). Aus dem Wortlaut der Bestim-
mung kann abgeleitet werden, dass die Information der Öffentlichkeit – m.a.W. jeder inte-
ressierten Person – zumindest zugänglich sein muss, sei dies nun aufgrund einer Bekannt-
machung auf der Homepage der jeweiligen Umweltschutzfachstelle, einer Publikation in ei-
nem amtlichen Organ, einer wissenschaftlichen Zeitschrift usw. Neben dieser lediglich pas-
siven Bekanntmachung der Informationen dürften allerdings regelmässig noch weitere Vor-
kehrungen erforderlich sein, um den Zweck „Information der Öffentlichkeit“ vollständig zu 
erreichen.  

110  Wobei es um eine möglichst objektive Information geht, was sich auch aus dem Zusam-
menhang mit rechtsstaatlichen und demokratischen Erwägungen erschliesst, vgl. Tschannen, 
in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 34; Tschannen, ZSR 1999 II, 353 (433).  

111  Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 11; Bellanger/Défago Gaudin, 
in: Moor/Favre/Flückiger, LPE, Art. 6, Rn. 7. 

112  Vgl. im Einzelnen zu den inhaltlichen Anforderungen an staatliche Informationstätigkeit, 
teilweise auch im Zusammenhang mit verhaltenslenkenden Informationen, Tschannen, in: 
Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 35; Tschannen, ZSR 1999 II, 353 (432 ff.); 
Nützi, Rechtsfragen verhaltenslenkender staatlicher Information, 96 ff.; Barthe, Informati-
onstätigkeit der Verwaltung, 10 f. 

113  In Bezug auf die spezifische Informationstätigkeit ist nämlich jeweils zu prüfen, welche 
Zielgruppe als Adressatin in Frage kommt, wobei neben der Thematik der Information und 
der Zusammenstellung der Zielgruppe auch geographische Aspekte miteinbezogen werden 
müssen. Vgl. näher zu diesem Aspekt Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 
6, Rn. 13; Bellanger/Défago Gaudin, in: Moor/Favre/Flückiger, LPE-Kommentar, Art. 6, 
Rn. 8; Barthe, Informationstätigkeit der Verwaltung, 96. 

114  BBl 1979 III 776, 782 f.; Wagner Pfeifer, Umweltrecht I, 252. S. auch die treffenden For-
mulierung bei Barthe, Informationstätigkeit der Verwaltung, 1 f.: „Besondere Bedeutung hat 
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Das Ziel der Information nach Art. 6 Abs. 1 USG besteht aber nicht (primär) in der Vermittlung 
verhaltenslenkender Informationen und damit in der unmittelbaren oder mittelbaren Beeinflussung 
durch die Information; vielmehr soll die Information (in erster Linie) einen „Wissensfortschritt“ bei 
den Adressaten erzielen, dies im Gegensatz etwa zu Art. 6 Abs. 3 USG.115 

Der Gegenstand der Umweltinformation – Umweltschutz und Stand der Umweltbelastung – ist 
sehr weit gefasst,116 und ein irgendwie gearteter Bezug zum Schutz der Umwelt ist ausreichend. Je-
denfalls erfasst sind damit objektive empirische Angaben bzw. wissenschaftliche Erkenntnisse über 
die Umwelt(un)verträglichkeit (zugelassener und sich somit im Umlauf befindlicher) konkreter Stof-
fe.117 Die Öffentlichkeit – mit Einbezug der Wissenschaft – wird somit in die Lage versetzt, Ent-
scheidungen nicht nur etwa bezüglich der Benutzung solcher Stoffe,118 sondern auch dem umweltpo-
litischen Vorgehen gegenüber denselben zu treffen. 

Die primären Informationsplattformen sind die durch die jeweils zuständigen Umweltschutzbehörden 
betriebenen Homepages, auf Bundesebene diejenige des BAFU.119 Auf der Homepage werden sämt-
liche in den Tätigkeitsbereich der Behörde fallenden Informationen aufgearbeitet und themenspezi-
fisch – etwa Informationen betreffend Chemikalien, die Jagd & Fischerei, Elektrosmog, Wald & 
Holz etc. – zugänglich gemacht. Sodann ist darauf hinzuweisen, dass das BAFU auf seiner Homepa-
ge auch auf die aktuell diskutierten (Umwelt-)Themen und seine Medienmittelungen aufmerksam 
macht sowie eine allgemeine Suchfunktion zur Verfügung stellt. 

50. Jedoch ist die Formulierung des Art. 6 Abs. 1 USG sehr offen gehalten, so dass 
den Behörden hier ein denkbar weiter Gestaltungsspielraum verbleibt bzw. ihr ein 
weites Ermessen einzuräumen ist.120 Dies ändert zwar nichts daran, dass es Konstellati-
onen geben mag, in denen sich der Ermessensspielraum der Behörde reduzieren kann 
(geht es doch um eine pflichtgemässe Ausübung des Ermessens durch die zuständige 
                                                                                                                                               

die behördliche Informationstätigkeit für die Verwirklichung eines effizienten Umwelt-
schutzes. Staatliche Information erscheint, wie kaum ein anderes Mittel, geeignet, die für die 
Rettung unserer Umwelt dringend erforderliche Bewusstseinsveränderung, mithin auch ei-
nen Wertewandel, herbeizuführen und damit die Eigeninitiative beim Individuum zu för-
dern.“  

115  Vgl. etwa die Formulierung bei Nützi, Rechtsfragen verhaltenslenkender staatlicher Infor-
mation, 164: „Dabei [bei Art. 6 Abs. 1 USG] geht es nicht um verhaltenslenkende Informa-
tion, sondern um die Vermittlung objektiver Tatsachen.“ Zur Frage, ob auf der Grundlage 
von Art. 6 Abs. 1 USG auch verhaltenslenkende Informationen zulässig sind, Barthe, In-
formationstätigkeit der Verwaltung, 153 ff. Zur Unterscheidung von verhaltens- und nicht 
verhaltenslenkenden Informationen etwa Barthe, Informationstätigkeit der Verwaltung, 15: 
„Legt man der behördlichen Information ihr Ziel als Unterscheidungsmerkmal zugrunde, so 
entstehen zwei Kategorien von Informationen: die eine hat die Schaffung von Transparenz 
in der Verwaltung und dadurch die Konsensbildung zum Ziel, die andere Kategorie strebt 
Verhaltensänderung bei der Bevölkerung an: […]“; nicht ganz klar in diesem Zusammen-
hang Kettiger, Rechtliche Aspekte der aktiven Umweltinformation, 31. 

116  Hierzu im Einzelnen Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 14 ff.; 
Kettiger, Rechtliche Aspekte der aktiven Umweltinformation, 31 ff. 

117  Barthe, Informationstätigkeit der Verwaltung, 96; Tschannen, in: Brunner et al., USG-
Kommentar, Art. 6, Rn. 14; Kettiger, Rechtliche Aspekte der aktiven Umweltinformation, 
31. 

118  Vgl. Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 14. 
119  Abrufbar unter: <www.bafu.admin.ch>. Vgl. für den Kanton Zürich bspw. die Homepage 

des Amts für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL) oder der Koordinationsstelle für 
Umweltschutz (KofU) des Kantons Zürich, abrufbar unter: <www.awel.zh.ch>; <www.umw 
eltschutz.zh.ch>. 

120  Diesen Spielraum auch betonend z.B. Tschannen, in: Brunner et al., Kommentar USG, Art. 
6, Rn. 4, 11. Dieser Ermessensspielraum bezieht sich auch auf die Form der Information, 
wobei diese jedoch im Hinblick auf den Informationsinhalt und den Adressatenkreis ange-
passt werden muss, vgl. nur Barthe, Informationstätigkeit der Verwaltung, 97. 
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Behörde),121 so dass eine Verdichtung der Rechtspflicht soweit angenommen werden 
kann, dass bestimmte Umweltinformationen zu veröffentlichen sind. Dies dürfte jedoch 
nur in Ausnahmefällen – z.B. bei grossen Gefahren oder im Zuge der Einschlägigkeit 
verfassungsrechtlicher Vorgaben (wie z.B. des Rechtsgleichheitsgebots)122 – zu bejahen 
sein. Ansonsten geht es nur um eine allgemeine Informationspflicht, aus der in aller 
Regel keine Rechtspflicht zur Veröffentlichung ganz bestimmter Informationen – 
z.B. die Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit be-
stimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe – abgeleitet werden kann.  

Informationspflichten werden noch in einer ganzen Reihe weiterer gesetzlicher Vorschriften, die Art. 
6 USG teilweise spezifizieren oder sonstige Informationen betreffen, statuiert;123 aber auch in derar-
tigen Vorschriften lässt sich keine Grundlage für eine spezifische aktive Informationspflicht in Bezug 
auf bestimmte Umweltinformationen finden.  

Hingewiesen sei etwa auf die speziellen (übrigens auch verhaltenslenkenden) Informationspflichten 
in Art. 28 f. ChemG. Gemäss Art. 28 Abs. 1 ChemG informiert der Bund die Öffentlichkeit und Be-
hörden über Risiken und Gefahren beim Umgang mit Stoffen und Zubereitungen und empfiehlt Mas-
snahmen zur Verminderung von Risiken. Sodann gibt er technische Wegleitungen heraus und veröf-
fentlicht die für die Anwendung dieses Gesetzes erforderlichen Listen über Stoffe und Zubereitungen 
(Art. 28 Abs. 2 ChemG). Schliesslich informiert der Bund über Gefährdungen durch Schadstoffe in 
Innenräumen, insbesondere durch Empfehlungen zur Begrenzung oder Verhinderung gesundheitsge-
fährdender Expositionen sowie zur Verbesserung der Qualität der Innenraumluft. 

Gegenüber spezifischen, gesetzlich verankerten Informationspflichten ist Art. 6 Abs. 1 USG 
subsidiär,124 so dass Art. 6 Abs. 1 USG immer dann einschlägig und heranzuziehen ist, wenn für die 
betreffende Information keine spezifische Bestimmung existiert.  

51. Im Zuge der Revision des Umweltschutzgesetzes anlässlich der Genehmigung 
der Aarhus-Konvention durch das Parlament125 wird diese Bestimmung aufgehoben und 
durch Art. 10e Abs. 1 USG ersetzt werden, welcher in Bezug auf die hier im Zentrum 
stehende Frage die Formulierung des Art. 6 Abs. 1 USG übernimmt,126 jedoch die akti-
ve Information noch weiter (exemplarisch) spezifiziert.127 Diese Spezifizierungen neh-
men jedoch keinen Bezug auf die in dieser Studie in Frage stehenden Arten wissen-
schaftlicher Untersuchungen. Es ist daher davon auszugehen, dass sich die Rechtslage 
in Zukunft bezüglich der Pflicht zur aktiven Information – soweit derartige Unter-
suchungen betroffen sind – nicht ändern wird.  

                                                 
121  Vgl. Epiney/Scheyli, Aarhus-Konvention, 76 f. 
122  Das Rechtsgleichheitsgebot kann etwa dann zur Anwendung gelangen, wenn sich im Um-

lauf befindliche chemische Stoffe auf ihre Gefährlichkeit für Mensch und Umwelt hin über-
prüft werden. So müssen sämtliche chemischen Produkte – und somit im Resultat auch ihre 
Herstellerfirmen – rechtsgleich behandelt werden. Dies betrifft etwa den Zeitpunkt und die 
Methodik der Prüfung, aber auch die Gleichbehandlung der chemischen Produkte innerhalb 
der Information über allfällige Resultate der Prüfung. S. insoweit etwa Barthe, Informati-
onstätigkeit der Verwaltung, 143 f. 

123  Vgl. etwa die Hinweise bei Bellanger/Défago Gaudin, in: Moor/Favre/Flückiger, LPE, Art. 
6, Rn. 7 ff.; Kettiger, Rechtliche Aspekte der aktiven Umweltinformation, 33 ff. 

124  Tschannen, in: Brunner et al., Kommentar USG, Art. 6, Rn. 39 (auch unter Hinweis auf 
einige Beispiele solcher spezifischer Informationspflichten). 

125  Vgl. Bundesbeschluss über die Genehmigung und die Umsetzung der Aarhus-Konvention 
und deren Änderung v. 27. September 2013, BBl 2013 7403; s. auch den Entwurf in BBl 
2012 4363. 

126  So dass dieser erste Halbsatz Art. 6 Abs. 1 USG entspricht, vgl. BBl 2012 4350. 
127  Hierzu BBl. 2012 4350. 



 

29 
 

Um zu klären, worauf sich die aktive und passive Umweltinformation (Art. 10e ff. USG) bezieht, 
wird im Übrigen in Art. 7 USG ein neuer Absatz eingefügt werden, welcher die Umweltinformation 
definiert (Art. 7 Abs. 8 USG).128 Umweltinformationen sind demnach Informationen im Bereich die-
ses Gesetzes, im Bereich der Vorschriften des Natur- und Heimatschutzes, des Landschaftsschutzes, 
des Gewässerschutzes, des Schutzes von Naturgefahren, der Walderhaltung, der Jagd, der Fischerei, 
der Gentechnik sowie des Klimaschutzes.  

In der vorliegenden Studie geht es um die aktive Information über Ergebnisse wissenschaftlicher 
Untersuchungen über Inhaltsstoffe von (chemischen) Produkten. Soweit die (chemischen) Pro-
dukte bzw. Stoffe einen (potenziellen) Einfluss auf die Umwelt haben – wovon wohl regelmässig 
ausgegangen werden muss – sind Informationen über dieselben Umweltinformationen i.S.v. Art. 7 
Abs. 8 USG. 

52. Im Ergebnis ist somit festzuhalten, dass sich grundsätzlich keine Rechtspflicht 
zur Veröffentlichung oder Weitergabe ganz bestimmter Informationen – z.B. die Ergeb-
nisse wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte 
bzw. die Gefährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe – nachweisen lässt.  
 
 
II. Bekanntgabe an ausländische Behörden  

53. Im Falle der Kommunikation von Ergebnissen wissenschaftlicher Untersuchun-
gen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit ihrer Inhalts-
stoffe durch in- an ausländische Behörden geht es um staatliches Verhalten. Staatliches 
Handeln – hierzu ist eben auch die Bekanntgabe wissenschaftlicher Ergebnisse durch 
eine in- an eine ausländische Behörde zu zählen – erfordert grundsätzlich eine Rechts-
grundlage (Art. 5 Abs. 1 BV), so dass – von Ausnahmen abgesehen – ein öffentliches 
Interesse als solches nicht ausreicht.  

Soweit personenbezogene Daten betroffen sind,129 wird das Legalitätsprinzip in Art. 17 Abs. 1, 19 
DSG formuliert, wonach Bundesorgane Personendaten nur bearbeiten bzw. bekanntgeben dürfen, 
wenn hierfür eine gesetzliche Grundlage besteht. 

Für vertrauliche Informationen, die beim Vollzug des USG erhoben werden, wird das Erfordernis der 
gesetzlichen Grundlage in Art. 47 Abs. 4 USG spezifiziert: Danach dürfen vertrauliche Informatio-
nen an ausländische Behörden (und internationale Organisationen) nur dann bekannt gegeben wer-
den, wenn eine völkerrechtliche Vereinbarung, ein Beschluss internationaler Organisationen oder ein 
Bundesgesetz dies vorsieht. 

 
54. Vor diesem Hintergrund sind im Folgenden zunächst die im vorliegenden Zu-
sammenhang möglicherweise relevanten bzw. einschlägigen gesetzlichen Grundlagen 
zu erörtern (1.), bevor die ggf. zusätzlich zu beachtenden Vorgaben des Datenschutz-
rechts umrissen werden (2.) und in einem Fazit hieraus die Folgerungen für die Zuläs-
sigkeit der Weitergabe von Ergebnissen wissenschaftlicher Untersuchungen über die 
Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe durch 
in- an ausländische Behörden gezogen werden (3.).  
 
 

                                                 
128  BBl 2012 4349. Vgl. zum Begriff der Umweltinformation eingehend Kettiger, Rechtliche 

Aspekte der aktiven Umweltinformation, 17 ff. Im Zusammenhang mit der Aarhus-
Konvention auch schon oben Rn. 11. 

129  Hierzu im vorliegenden Zusammenhang noch unten Rn. 66 ff.  
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1. Mögliche Rechtsgrundlagen 

55. Als Rechtsgrundlagen für eine Bekanntgabe von Ergebnissen wissenschaftlicher 
Untersuchungen an ausländische Behörden kommen einerseits solche des nationalen 
Rechts (a), andererseits solche des Völkerrechts (b) in Betracht.  
 
 
a) Nationales Recht 

56. Als Rechtsgrundlagen für eine Bekanntgabe an ausländische Behörden kommen 
auf den ersten Blick zunächst einerseits Art. 47 Abs. 1, 2 USG, andererseits Art. 6 
USG in Frage:130  
• Nach Art. 47 Abs. 1 USG sind die Prüfergebnisse für die Konformitätsbewer-

tung serienmässig hergestellter Anlagen periodisch zu veröffentlichen, und nach 
Art. 47 Abs. 2 USG können die Ergebnisse der Kontrolle von Anlagen und 
Auskünfte der Betroffenen veröffentlicht werden. Deutlich wird bereits durch 
den Wortlaut der Vorschrift ihr enger Anwendungsbereich, geht es doch nur um 
bestimmte Angaben, und die Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen 
über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit ihrer In-
haltsstoffe sind jedenfalls nicht allgemein erfasst. Zudem sprechen beide Best-
immungen nur (abgesehen von der Bekanntgabe) von Veröffentlichung, nicht 
von Bekanntgabe an ausländische Behörden.131  

• Art. 6 Abs. 1 USG stellt eine umfassende Rechtsgrundlage für behördliche In-
formationstätigkeiten dar;132 sachlich bzw. in Bezug auf den Gegenstand der In-
formation wäre diese Bestimmung also in Bezug auf Ergebnisse wissenschaftli-
cher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Ge-
fährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe zweifellos einschlägig. Aber auch Art. 6 Abs. 1 
USG spricht lediglich – insofern parallel zu Art. 47 Abs. 1, 2 USG – von der In-
formation der Öffentlichkeit, nicht jedoch ausländischer Behörden.  

Darüber hinaus könnte in gewissen Konstellationen bzw. in Bezug auf gewisse Ergebnisse wissen-
schaftlicher Untersuchungen auch noch das Chemikalienrecht einschlägig sein, erstreckt sich dessen 
Anwendungsbereich doch nach Art. 2 Abs. 1 ChemG auf den Umgang mit Stoffen. Art. 85 ff. 
ChemV enthalten denn auch Vorschriften über die Weitergabe und Veröffentlichung von vertrauli-
chen und nicht vertraulichen Daten. Im Ergebnis dürfte jedoch die Anwendbarkeit dieser Vorschrif-
ten im vorliegenden Zusammenhang zu verneinen sein: Denn einmal ist ein Grossteil dieser Fragen 
bereits in Art. 6, 47 USG und damit in einer höherrangigen Norm und zudem – was die Behandlung 
des Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnisses angeht – teilweise abweichend geregelt, so dass die 
höherrangige Norm vorgeht. Zum anderen geht es im Chemikalienrecht im Wesentlichen um Fragen 
des Gesundheitsschutzes,133 während solche des (allgemeineren) Umweltschutzes im Umweltschutz-
gesetz geregelt sind, so dass die Anwendbarkeit der genannten Vorschriften des Chemikalienrechts 
jedenfalls dann zweifelhaft ist, wenn es um Umweltinformationen i.w.S. geht.  

                                                 
130  Art. 47 Abs. 1, 2 USG gehen als speziellere Bestimmungen Art. 6 USG vor, vgl. Tschannen, 

in: Brunner et al., Kommentar USG, Art. 6, Rn. 39. 
131  Zu diesem Aspekt noch sogleich Rn. 57. 
132  Vgl. zu dieser Bestimmung bereits oben Rn. 49 ff. 
133  S. insoweit auch Wagner Pfeifer, Umweltrecht II, 46, die formuliert, dass das Chemikalien-

gesetz den „Schutz des Menschen vor (unmittelbaren) Gefahren für Leben oder Gesundheit 
durch Stoffe oder Zubereitungen“ regle.  
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Das Bundesgesetz über das Öffentlichkeitsprinzip (BGÖ) regelt lediglich die passive Information, so 
dass es nicht überrascht, dass hier keine gesetzliche Grundlage für eine Weitergabe von Daten an 
ausländische Behörden ersichtlich ist.  

57. Entscheidend ist somit in diesem Zusammenhang, ob eine gesetzliche Vor-
schrift, die die Behörde (allgemein) zur Information der Öffentlichkeit ermächtigt, 
(auch) als Rechtsgrundlage für die Bekanntgabe gewisser Daten an ausländische 
Behörden herangezogen werden kann. Für die Bejahung dieser Frage könnte auf den 
ersten Blick sprechen, dass in denjenigen Fällen, in denen bestimmte Angaben veröf-
fentlicht und damit allgemein zugänglich gemacht werden dürfen, auch eine (spezifi-
sche) Bekanntgabe an ausländische Behörden zulässig und damit von der Rechtsgrund-
lage ebenfalls gedeckt sein muss, da die ausländische Behörde ja sowieso – wie die all-
gemeine Öffentlichkeit – Kenntnis von der entsprechenden Information erhalten könn-
te.134 Diese Argumentation verkennt jedoch, dass es bei der allgemeinen Information 
der Öffentlichkeit einerseits und der spezifischen Bekanntgabe gewisser Daten an aus-
ländische Behörden andererseits um zwei unterschiedliche behördliche Handlungs-
weisen geht, die auch unterschiedliche Zielsetzungen verfolgen: So soll die Informati-
on der Öffentlichkeit nach Art. 6 Abs. 1 USG allgemein den Kenntnisstand der Öffent-
lichkeit über die relevanten Aspekte erhöhen und insbesondere sicherstellen, dass sich 
die Öffentlichkeit wirksam an umweltrelevanten Entscheidungen beteiligen und ihre 
Rechte wahrnehmen kann.135 Hingegen wird mit einer gezielten Bekanntgabe bestimm-
ter Daten an ausländische Behörden grundsätzlich eine andere Zielsetzung (z.B. die 
Ermöglichung einer effektiven Gefahrenabwehr) verfolgt. Die verfolgten öffentlichen 
Interessen der Information der Öffentlichkeit und der Bekanntgabe von Umweltinfor-
mationen an (ausländische) Behörden differieren also beträchtlich. Hinzu kommt, dass 
es für möglicherweise von der Datenbearbeitung betroffene (juristische oder natürliche) 
Personen einen ggf. grossen Unterschied machen kann, ob sie lediglich Gegenstand 
einer allgemeinen öffentlichen Information oder aber einer gezielten, individualisierten 
Bekanntgabe von Daten an ausländische Behörden sind, ist die Aufmerksamkeit, die 
einer solchen Bekanntgabe geschenkt wird, doch tendenziell wesentlich grösser.  
 

                                                 
134  Eine andere Frage ist im Übrigen, ob und inwieweit die Behörde wegen der Betroffenheit 

anderer, entgegenstehender Interessen von einer aktiven Information absehen muss oder ab-
sehen darf, vgl. hierzu unten Rn. 69 ff. Allerdings ist die Problematik der Reichweite der 
Rechtsgrundlage dieser Frage vorgelagert.  

135  Vgl. zur Funktion des Art. 6 Abs. 1 USG etwa Tschannen, in: Brunner et al., USG-
Kommentar, Art. 6, Rn. 1 f.; Bellanger/Défago Gaudin, in: Moor/Favre/Flückiger, Art. 6, 
Rn. 1 ff. S. sodann die Botschaft BBl 1979 III 776, 782 f. (Art. 4 des Entwurfs); zu den 
Zielsetzungen des Art. 6 Abs. 1 USG auch schon oben Rn. 49. Interessant ist in diesem Zu-
sammenhang, dass im Bereich des passiven Informationszugangs ebenfalls aus der unter-
schiedlichen Zielsetzung dieser Rechte im Verhältnis zu den Anliegen des behördeninternen 
Informationsaustauschs zutreffend gefolgt wird, juristische Personen des öffentlichen 
Rechts seien nicht zwingend aktiv zu legitimieren. Dies formuliert z.B. Thurnherr, Öffent-
lichkeit und Geheimhaltung, 101 f., in Bezug auf Art. 4 Abs. 1 AK wie folgt: „Die verstärk-
te Transparenz wird im Hinblick auf das Recht auf Leben in einer der Gesundheit und dem 
Wohlbefinden zuträglichen Umwelt gewährt und soll das Umweltbewusstsein sowie die 
demokratische Ausgestaltung der Umweltverwaltung durch Partizipations- und Kontroll-
möglichkeiten seitens der Öffentlichkeit stärken, nicht jedoch eine Optimierung des inner-
behördlichen Informationsflusses oder eine Einflussnahme auf die Verwaltungshierarchie 
und deren inhärente Kontrollmechanismen bewirken.“ 
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58. Damit ist vor diesem Hintergrund davon auszugehen, dass angesichts der unter-
schiedlichen Gegenstände und Zielsetzungen allgemeiner Öffentlichkeitsinformation 
einerseits und der Datenbekanntgabe an ausländische Behörden andererseits gesetzliche 
Grundlagen, die lediglich erstere betreffen, nicht auch – sozusagen implizit – als gesetz-
liche Grundlage für die gezielte Bekanntgabe bestimmter Daten an ausländische Behör-
den herangezogen werden können. Damit scheidet insbesondere Art. 6 Abs. 1 USG als 
gesetzliche Grundlage für die Bekanntgabe von Daten an ausländische Behörden 
aus.   

Da der neue Art. 10e Abs. 1 USG in Bezug auf den hier interessierenden Aspekt die Formulierung 
des Art. 6 Abs. 1 USG aufnimmt und ebenfalls nur auf die Information der Öffentlichkeit Bezug 
nimmt, wird sich die Rechtslage diesbezüglich mit dem Inkrafttreten der im Zuge der bevorstehenden 
Ratifikation der Aarhus-Konvention beschlossenen Modifikationen des Umweltschutzgesetzes nicht 
ändern.  

59. Fraglich könnte noch sein, ob Art. 6 Abs. 2, 3 USG als Rechtsgrundlagen in 
diesem Zusammenhang in Betracht kommen könnten. Nach Art. 6 Abs. 2 USG beraten 
die Umweltschutzfachstellen Behörden und Private, und gemäss Art. 6 Abs. 3 USG 
empfehlen sie Massnahmen zur Verminderung der Umweltbelastung. Der Gegenstand 
der Beratung und der Empfehlungen sowie deren genaue Adressaten hängen vom Kon-
text und damit den Umständen des Einzelfalls ab.136  

Diese Bestimmungen werden im Zuge des Inkrafttretens der anlässlich der bevorstehenden Ratifika-
tion der Aarhus-Konvention beschlossenen Modifikation des Umweltschutzgesetzes in Art. 10e Abs. 
3 USG aufgenommen. Im Verhältnis zur geltenden Rechtslage ergeben sich hier keine Änderungen.  

60. Während sich die Empfehlungen wohl grundsätzlich allgemein an die Öffent-
lichkeit richten und insofern die bereits angestellten Erwägungen137 zum Zuge kommen, 
so dass Art. 6 Abs. 3 USG als Rechtsgrundlage für eine gezielte Kommunikation von 
Informationen an ausländische Behörden wohl ausscheidet, könnte Art. 6 Abs. 2 USG 
im vorliegenden Zusammenhang durchaus einschlägig sein. Zwar wird mit „Behörden“ 
wohl in erster Linie Bezug auf inländische Behörden genommen; a priori ist jedoch 
nicht ausgeschlossen, dass auch ausländische Behörden einbezogen sein könnten.138 
Vor dem Hintergrund des Sinns und Zwecks der Bestimmung spricht sogar Vieles da-
für, dass auch ausländische Behörden durch Art. 6 Abs. 2 USG erfasst sind: Denn Sinn 
und Zweck der Beratungspflicht und -befugnis ist doch gerade, dass einschlägiges spe-
zifisches Faktenwissen auch an andere Behörden weitergegeben bzw. diesen zur Verfü-
gung gestellt werden kann; dieses Anliegen kann aber auch in Bezug auf ausländische 
Behörden relevant sein. Wenn dies auch in erster Linie etwa im grenzüberschreitenden 
Bereich in der Praxis von Bedeutung sein wird, greifen diese Erwägungen doch auch in 
Bezug auf „weiter entfernte“ ausländische Behörden.  
 
61. Daher stellt Art. 6 Abs. 2 USG durchaus eine genügende rechtliche Grundla-
ge dar, um auch mit ausländischen Behörden in Kontakt zu treten und diese zu „bera-
ten“. Allerdings dürfte der sachliche Anwendungsbereich der Bestimmung beschränkt 
sein: Zwar umfasst eine „Beratung“ sicherlich auch eine individuelle Information  

                                                 
136  Vgl. nur Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 21; Thurnherr, Öffent-

lichkeit und Geheimhaltung, 179.  
137  Rn. 57. 
138  Die einschlägige (Kommentar-) Literatur nimmt zu dieser Frage – soweit ersichtlich – nicht 

Stellung.  
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über umweltpolitische Belange,139 so dass etwa die Übermittlung von Informationen 
über die Gefährlichkeit bestimmter Stoffe hierunter zu subsumieren sein kann, dies 
wohl auch, wenn hiermit Grundrechteingriffe verbunden sind.140 Jedoch ist zu bezwei-
feln, ob Art. 6 Abs. 2 USG auch eine ausreichende gesetzliche Grundlage für die 
Übermittlung personenbezogener Daten im Sinne des Datenschutzgesetzes darstellen 
könnte: Denn in Anbetracht des Art. 17 Abs. 1 DSG, der ausdrücklich verlangt, dass 
gerade für die Bearbeitung personenbezogener Daten eine gesetzliche Grundlage be-
steht, kann nicht jede, auch noch so offen formulierte gesetzliche Regelung als gesetzli-
che Regelung in diesem Sinn angesehen werden, würde damit doch das in dieser Be-
stimmung zum Ausdruck kommende Legalitätsprinzip ins Leere laufen. Vielmehr muss 
eine gesetzliche Grundlage in diesem Sinn eine hinreichende Bestimmtheit, so dass 
insbesondere der Zweck und die Art der Datenbearbeitung sowie die beteiligten Organe 
aus der gesetzlichen Grundlage ersichtlich sind.141 Diese Voraussetzungen sind in Be-
zug auf Art. 6 Abs. 2 USG jedoch gerade nicht erfüllt. 
 
62. Im Ergebnis bleibt damit festzuhalten, dass Art. 6 Abs. 2 USG zwar eine genü-
gende gesetzliche Grundlage darstellt, um auch mit ausländischen Behörden in Kon-
takt zu treten und diese umweltbezogene Informationen zu übermitteln bzw. sie hier 
zu beraten; jedoch kann eine Bearbeitung personenbezogener Daten nicht auf diese Be-
stimmung gestützt werden. Bezogen auf die hier im Vordergrund stehende Fragestel-
lung bedeutet dies, dass Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen über die 
Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe 
von vornherein nur dann an ausländische Behörden weitergegeben werden dürfen, wenn 
damit keine Bekanntgabe personenbezogener Daten verbunden ist, so dass eine solche 
Weitergabe im Falle der Zuordenbarkeit der Informationen zu einem bestimmten Her-
steller nicht auf diese Bestimmung gestützt werden kann.  
 
 
b) Völkerrechtliche Vereinbarungen  

63. Der Austausch von Informationen zwischen Staaten spielt sowohl in sektoriellen 
Übereinkommen als auch in „Übereinkommen des integrierten grenzüberschreitenden 
Umweltschutzes“ eine grosse Rolle.142 Im vorliegenden Zusammenhang könnte in erster 
Linie das Stockholmer Übereinkommen über persistente organische Schadstoffe 
(POP-Konvention)143 relevant sein, das den Informationsaustausch in Art. 9 regelt.  
 
64. Danach erleichtert oder übernimmt jede Vertragspartei den Austausch von 
Informationen, die, zum einen, massgeblich sind für die Verringerung oder Verhinde-
rung der Produktion, Verwendung und Freisetzung persistenter organischer Schadstoffe 
und, zum anderen, massgeblich sind für Alternativen zu persistenten organischen 
Schadstoffen, einschliesslich Informationen über deren Risiken sowie deren wirtschaft-

                                                 
139  Vgl. etwa Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 18. 
140  Insoweit ähnlich Thurnherr, Öffentlichkeit und Geheimhaltung, 182 ff. 
141  Vgl. hierzu, m.w.N., Waldmann/Bickel, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 

12, Rn. 45.  
142  Thurnherr, Öffentlichkeit und Geheimhaltung, 47. 
143  Stockholmer Übereinkommen über persistente organische Schadstoffe, in Kraft getreten für 

die Schweiz am 17.5.2004, SR 0.814.03. 
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liche und soziale Kosten (Art. 9 Abs. 1 POP-Konvention). Neben formellen Anforde-
rungen an die innerstaatliche Ausgestaltung des (internationalen) Informationsaustau-
sches (Art. 9 Abs. 2-4 POP-Konvention) wird auch die grundlegende Ausgestaltung der 
Vertraulichkeit angesprochen (Art. 9 Abs. 5 POP-Konvention): Einerseits gelten für die 
Zwecke dieses Übereinkommens Informationen zur Gesundheit und Sicherheit von 
Mensch und Umwelt nicht als vertraulich. Andererseits schützen Vertragsparteien, die 
nach dem Übereinkommen sonstige Informationen austauschen, vertrauliche Informati-
onen nach Vereinbarung. 
 
65. Damit dürften die genannten Bestimmungen der POP-Konvention zwar eine 
gesetzliche Grundlage für die Weitergabe von bestimmten Angaben direkt an ausländi-
sche Behörden darstellen; allerdings ist ihr materieller Anwendungsbereich beschränkt: 
Denn Art. 9 Abs. 1 POP-Konvention dürfte wohl nur eigentliche stoffbezogene Infor-
mationen erfassen, nicht hingegen (damit zusammenhängende) Produktinformationen. 
Denn Gegenstand der Bestimmung ist ersichtlich, dass man allgemein Informationen 
über die relevanten Stoffe und Ersatzstoffe austauschen möchte, dies im Hinblick auf 
die Verringerung von POP bzw. Ersatzstoffen. Keine Rede ist in der Bestimmung hin-
gegen davon, dass auch Informationen über die konkrete Produktbeschaffenheit oder die 
Produktzusammensetzung erfasst würden. Daher ist davon auszugehen, dass Art. 9 
Abs. 1 POP-Konvention lediglich „sachbezogene“ Daten, die eben auf die persisten-
ten organischen Schadstoffe und ihre möglichen Ersatzstoffe bezogen sind, erfasst, nicht 
hingegen solche Angaben, die (auch) im Zusammenhang mit Produkten stehen. Dieser 
Ansatz wird dadurch bestätigt, dass schon aus rechtsstaatlichen Gründen eine eher all-
gemeine „Aufgabenzuweisung“ bzw. allgemein formulierte Informationsverpflichtun-
gen keine Grundlage für die Bekanntgabe auch personenbezogener und damit ggf. ver-
traulicher Daten darstellen können. Hinzu kommt, dass ein anderer Ansatz auch den 
rechtsstaatlichen Anforderungen an die Bestimmtheit nicht Rechnung trüge.  
 
 
2. Zur Anwendbarkeit der datenschutzrechtlichen Vorgaben  

66. Ergänzend – und auch im Anschluss an die obigen Erwägungen bezüglich der 
Anforderungen an die gesetzliche Grundlage144 – ist im vorliegenden Zusammenhang 
noch nach der Eröffnung des Anwendungsbereichs des Datenschutzgesetzes sowie den 
ggf. im Anschluss an die Bejahung dieser Frage zu beachtenden Vorgaben zu fragen. 
Ggf. wären dessen Anforderungen – sollte eine gesetzliche Grundlage zur Bekanntgabe 
von Angaben bzw. personenbezogenen Daten an eine ausländische Behörde entgegen 
der hier vertretenen Ansicht bejaht werden – zusätzlich zu beachten. 
 
 
a) Anwendungsbereich  

67. Die Eröffnung des Anwendungsbereichs des Datenschutzgesetzes setzt voraus, 
dass es sich bei den zu bekannt gebenden Angaben um Personendaten (einer natürlichen 
oder juristischen Person) handelt und die bekanntgebende Behörde dieselben bearbeitet. 

                                                 
144  Oben Rn. 56 ff.  



 

35 
 

Persönlichkeitsrelevante Daten juristischer Personen sind – im Gegensatz zu Ge-
setzgebungen vieler anderer Staaten – vom Anwendungsbereich des DSG erfasst.145 

Begründet wird bzw. wurde dies mit der Tatsache, dass im schweizerischen (Zivil-)Recht juristische 
Personen aller Rechte und Pflichten fähig sind, die nicht die natürlichen Eigenschaften des Menschen 
(Geschlecht, Alter oder Verwandtschaft) zur Voraussetzung haben (Art. 53 ZGB).146 

68. Personendaten im Sinne des DSG liegen vor, wenn sich die betreffenden Infor-
mationen oder Angaben auf eine bestimmte oder bestimmbare (juristische) Person 
beziehen (Art. 3 lit. a) DSG). Bestimmbar ist eine Person, wenn sie im konkreten Ein-
zelfall und aus der Perspektive des Inhabers der Information mit Hilfe zusätzlicher An-
gaben identifizierbar ist und der Aufwand nicht derart gross ist, dass nach allgemeiner 
Lebenserfahrung mit einer Identifikation nicht gerechnet werden muss.147 Eine Prüfung 
dieser Frage erfolgt im Hinblick auf die konkreten Daten, welche durch die Behörde 
bearbeitet werden. 
 
69. Wenn sich die wissenschaftliche Untersuchungsergebnisse auf bestimmte 
Produkte beziehen, können sie in der Regel ohne grösseren Aufwand den jeweiligen 
Herstellern zugeordnet werden; zumindest könnte u.E. durchaus ein Interesse von Dritt-
personen bestehen, etwa mit Hilfe von Suchmaschinen im Internet, einen Produktena-
men zu recherchieren und ihn mit dem jeweiligen Hersteller in Verbindung zu setzen. 
Produktbezogene Analyseresultate sind somit in aller Regel als Personendaten im 
Sinne des DSG anzusehen. Etwas anderes gilt nur dann, wenn die Zuordnung bestimm-
ter Analysen oder Resultaten zu bestimmten Produkten nicht möglich ist (etwa, wenn 
lediglich Eigenschaften eines bestimmten, in zahlreichen Produkten vorkommenden 
Stoffes beschrieben werden); diesfalls handelte es sich lediglich um allgemeine stoffbe-
zogene Angaben, die nicht in den Anwendungsbereich des Datenschutzgesetzes fallen. 
Somit wäre das Datenschutzgesetz auch im Falle einer Anonymisierung der Daten nicht 
anwendbar.  

Während bei der Anonymisierung die Personendaten dahingehend verändert werden, dass ein Per-
sonenbezug durch niemanden (inkl. durch den Inhaber der Datensammlung) mehr möglich ist, wer-
den bei der Pseudonymisierung die Aspekte der Personendaten, die einen Personenbezug ermögli-
chen, lediglich durch ein abstraktes Merkmal – ein „Pseudonym“, wie etwa eine Nummer – ersetzt; 
Personendaten verbleiben die pseudonymisierten Daten somit nur noch für die Entitäten, die über den 
„Schlüssel“ verfügen, welcher den Bezug zwischen dem Datum und der Person erlaubt.148  

                                                 
145  Vgl. zur Datenschutzkonvention des Europarates (Übereinkommen zum Schutz des Men-

schen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten, Strassburg, 28.1.1981, 
SR 0.235.1), welche es den Konventionsstaaten in Art. 3, Geltungsbereich, freistellt, ob sie 
juristische Personen vom Anwendungsbereich ihrer nationalen Datenschutzgesetze erfassen 
(was, neben der Schweiz, nur wenige getan haben), etwa Simitis, in: Simitis, BDSG-
Kommentar, Einleitung, Rn. 156 f., m.w.N. 

146  Vgl. etwa Maurer-Lambrou/Kunz, in: Maurer-Lambrou/Vogt, DSG-Kommentar, Art. 2, Rn. 
7 ff., m.w.N.  

147  Vgl. etwa BGE 136 II 508, E. 3.2, 3.4: „Von Bedeutung ist [… auch], welches Interesse der 
Datenbearbeiter oder ein Dritter an der Identifizierung hat […].“ Vgl. aus der Lehre etwa 
Belser/Noureddine, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 7, Rn. 36 ff. 

148  Vgl. zu den Begriffen etwa Rosenthal, in: Rosenthal/Jöhri, DSG-Kommentar, Art. 3, Rn. 35 
f. S. in diesem Zusammenhang auch die Definition des Begriffs der Anonymisierung in § 3 
Abs. 6 BDSG: Demnach handelt es sich bei der Anonymisierung um das „Verändern perso-
nenbezogener Daten derart, dass die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Ver-
hältnisse nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismässig grossen Aufwand an Zeit, Kos-
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Im vorliegenden Zusammenhang wäre bei einem fehlenden Produktbezug jedenfalls das Vorliegen 
von Personendaten bei fehlender Zuordnungsmöglichkeit zu einem Produkt zu verneinen (ohne dass 
es auf die Unterscheidung zwischen Anonymisierung und Pseudonymisierung ankäme), da mittels 
der (veröffentlichten) Information selbst kein Bezug zu einer bestimmten Person hergestellt werden 
kann bzw. könnte. Zur Klarstellung sei aber darauf hingewiesen, dass es sich bei den „vollständigen“ 
Analyseunterlagen (die auch den Produktbezug beinhalten) ggf. nach wie vor um Personendaten 
handelt, die vom Inhaber der Daten entsprechend den Vorgaben des Datenschutzgesetzes zu bearbei-
ten sind.  

 
 
b) Zu den Vorgaben des Datenschutzgesetzes  

70. Ist der Anwendungsbereich des Datenschutzgesetzes eröffnet, sind seine Vorga-
ben zu beachten, wobei folgende Punkte hervorzuheben sind:  
• Im Sinne des Legalitätsprinzips sieht Art. 17 Abs. 1 DSG vor, dass Organe des 

Bundes Personendaten nur bearbeiten dürfen, wenn dafür eine gesetzliche 
Grundlage besteht oder, als Surrogat einer gesetzlichen Grundlage, die betroffe-
ne Person im Einzelfall eingewilligt oder ihre Daten allgemein zugänglich ge-
macht und eine Bearbeitung nicht ausdrücklich untersagt hat.149 Die gesetzliche 
Grundlage wird in Art. 19 DSG für die Bekanntgabe von Personendaten durch 
öffentliche Organe – wie sie vorliegend zur Diskussion steht – näher spezifiziert, 
was insbesondere darauf zurückzuführen ist, dass die Bekanntgabe von Perso-
nendaten durch Bundesorgane als „heikle“ Bearbeitungsform angesehen wird.150 
Aus besagten Artikeln kann zumindest abgeleitet werden, dass für die Bekannt-
gabe von Angaben an ausländische Behörden – sofern dieselben vom Anwen-
dungsbereich des DSG erfasst sind – regelmässig eine (hinreichend präzise) ge-
setzliche Grundlage notwendig ist, wie dies im Übrigen – soweit vertrauliche 
Informationen, die beim Vollzug des USG erhoben werden, betroffen sind – 
auch in Art. 47 Abs. 4 USG spezifiziert wird. Insofern kann auf die obigen Aus-
führungen verwiesen werden.151  
Ausdrücklich hinzuweisen ist darauf, dass die Surrogate für Rechtsgrundlagen (vgl. Art. 19 
Abs. 1 DSG) in Bezug auf grenzüberschreitende Datenbekanntgaben von vornherein nicht 
zum Zuge kommen können, da Art. 6 DSG hier besondere Vorgaben enthält, die ansonsten aus-
gehebelt würden.  

• Weiter und im Rahmen der Anwendung der gesetzlichen Grundlagen auf den 
konkreten Einzelfall sind die allgemeinen datenschutzrechtlichen Grundsät-

                                                                                                                                               
ten und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet 
werden können.“ Vgl. zu dieser Legaldefinition etwa Simitis, in: Simitis, BDSG-
Kommentar, § 3, Rn. 196 ff.: „‚Anonymisiert‘ (oder ‚anonym‘, was gleichbedeutend ist) 
und ‚personenbezogen‘ schliessen sich gegenseitig aus.“ Vgl. auch BBl 1988 473, wo von 
parallelen Begrifflichkeiten in Bezug auf das Datenschutzgesetz ausgegangen wird.  

149  Dass eine Einwilligung oder eine allgemeine Zugänglichmachung eine Rechtsgrundlage 
i.S.v. Art. 17 Abs. 1 DSG ersetzen kann, ergibt sich a maiore maius aus Art. 17 Abs. 2 lit. c) 
DSG. Vgl. hierzu etwa Waldmann/Bickel, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 
12, Rn. 52. Vgl. sodann Art. 17 Abs. 2 DSG zu den (weiteren) Anforderungen bei der Bear-
beitung besonders schützenswerter Personendaten. 

150  Vgl. Waldmann/Bickel, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 12, Rn. 85 f.; 
Jöhri, in: Rosenthal/Jöhri, DSG-Kommentar, Art. 19, Rn. 1. 

151  Rn. 56 ff.  
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ze, die sich teilweise mit den allgemeinen Grundsätzen staatlichen Handelns 
überschneiden, zu beachten (vgl. Art. 4 DSG, wobei insbesondere die Grundsät-
ze von Treu- und Glauben, der Verhältnismässigkeit, der Zweckbindung und der 
Transparenz von Bedeutung sind).152  

• Falls – wie in der vorliegenden Studie – eine grenzüberschreitende Datenbe-
kanntgabe zur Debatte steht, sind darüber hinaus die Vorgaben des Art. 6 DSG 
zu beachten, eine Bestimmung, welche sowohl für Private als auch für Bundes-
organe verbindlich ist.153 
Es ist im Rahmen der vorliegenden Studie nicht möglich, auf Einzelheiten dieser (komplexen) 
Bestimmung einzugehen,154 so dass die im Rahmen der hier im Zentrum stehenden Fragestellung 
zentralen Elemente nur kurz erwähnt werden können:  
- Der Schutz der Persönlichkeit (insbesondere Art. 28 ZGB) und der Grundrechte (insbeson-

dere Art. 13 Abs. 2 BV) von Personen (Art. 1 DSG) wird im Bereich des grenzüberschrei-
tenden Datenverkehrs dahingehend konkretisiert, dass persönlichkeitsrelevante Daten nur 
ins Ausland bekannt gegeben werden dürfen, wenn dadurch die Persönlichkeit der betroffe-
nen Personen nicht schwerwiegend gefährdet wird, was namentlich dann zutrifft, wenn 
im Empfängerland kein „angemessener“ Schutz gewährleistet wird (Art. 6 Abs. 1 DSG).155 
Damit ist eine schwerwiegende Persönlichkeitsverletzung von Gesetzes wegen im Falle der 
Bekanntgabe von Personendaten in ein Drittland ohne „angemessenes Datenschutzniveau“ 
anzunehmen (Art. 6 Abs. 1 S. 2 DSG).156 Das Tatbestandselement des „angemessenen Da-
tenschutzniveaus“ wird vom Gesetzgeber nicht näher definiert.157 

- Im Sinne einer Ausnahme – welche grundsätzlich eng auszulegen ist158 – können Personen-
daten unter gewissen (abschliessend aufgelisteten159) Voraussetzungen auch in ein Drittland 
bekannt gegeben werden, wenn dort kein „angemessener“ Schutz gewährleistet wird (Art. 6 
Abs. 2 DSG). Im Zusammenhang mit der vorliegenden Studie könnten a priori folgende 
Ausnahmetatbestände relevant sein:  
- Zunächst ist eine Bekanntgabe von Personendaten in einen Drittstaat ohne „angemesse-

nes“ Datenschutzniveau u.a. zulässig, wenn die Behörde hinreichende Garantien im-
plementiert (Art. 6 Abs. 2 lit. a) DSG); diese können dann  – insbesondere durch Ver-
trag – das (bescheidene) Datenschutzniveau im Empfängerstaat „ausgleichen“. Das Da-
tenschutzgesetz äussert sich exemplarisch zum Vertrag, überlässt es den Inhabern der 

                                                 
152  Zu diesen allgemeinen Grundsätzen, m.w.N., Epiney, in: Belser/Epiney/Waldmann, Daten-

schutzrecht, § 9. 
153  Dies ergibt sich aus der systematischen Stellung von Art. 6 DSG (2. Abschnitt: Allgemeine 

Datenschutzbestimmungen). Vgl. Epiney/Fasnacht, in: Belser/Epiney/Waldmann, Daten-
schutzrecht, § 10, Rn. 1. 

154  Vgl. insoweit im Einzelnen, m.w.N., Epiney/Fasnacht, in: Belser/Epiney/Waldmann, Daten-
schutzrecht, § 10, Rn. 2 ff. 

155  Im Übrigen ist die schwerwiegende Gefährdung in diesem Zusammenhang weit auszulegen 
und umfasst laut Art. 12 DSG alle widerrechtlichen Verletzungen der Persönlichkeit, vgl. 
Epiney/Fasnacht, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 10, Rn. 13. 

156  Rosenthal, in: Rosenthal/Jöhri, DSG-Kommentar, Art. 6, Rn. 27. 
157  Es obliegt somit der Behörde, im konkreten Sachverhalt zu prüfen, ob das Datenschutzrecht 

im Drittland in sachlicher, persönlicher und räumlicher Hinsicht die Grundrechtspositionen 
der betroffenen hinreichend berücksichtigt bzw. schützt, vgl. Epiney/Fasnacht, in: Bel-
ser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 10, Rn. 10. Anhaltspunkt für ein „angemesse-
nes“ Datenschutzniveau bietet die Datenschutzkonvention des Europarates (und ihr Zusatz-
protokoll), bei welcher es sich grundsätzlich um einen Minimalkonsens der zu schützenden 
Grundrechtspositionen im Bereich der Bearbeitung persönlichkeitsrelevanter Daten handelt, 
vgl. Epiney/Fasnacht, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 10, Rn. 11; Ro-
senthal, in: Rosenthal/Jöhri, DSG-Kommentar, Art. 6, Rn. 31. 

158  Epiney/Fasnacht, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 10, Rn. 15. 
159  Epiney/Fasnacht, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 10, Rn. 15, m.w.N. 
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Datensammlung jedoch, die zu implementierenden Massnahmen im konkreten Sachver-
halt selbst zu bestimmen. Die Massnahmen sind wirkungsorientiert an den Grundsätzen 
des DSG auszurichten.160  

- Ebenfalls zulässig ist eine Bekanntgabe, wenn die betroffenen Personen „im Einzelfall“ 
in die Bekanntgabe eingewilligt haben (Art. 6 Abs. 2 lit. b) DSG), was eine angemesse-
ne Information der Betroffenen – die die Angaben über die zu bekannt gebenden Perso-
nendaten, den Zweck der Bekanntgabe, die Empfänger und die Aufklärung darüber, 
dass im Drittland ein „angemessener“ Datenschutz fehlt, und wohl auch die Risiken der 
Bekanntgabe umfassen muss – voraussetzt.161  

- Sodann ist die Bekanntgabe von Personendaten in ein Drittland ohne „angemessenes“ 
Schutzniveau zulässig, wenn dies für die Wahrung überwiegender öffentlicher Inte-
ressen (im Einzelfall162) unerlässlich ist (Art. 6 Abs. 2 lit. d) DSG). Das öffentliche In-
teresse dürfte zwar im Regelfall ein schweizerisches sein, es ist aber möglich, dass auch 
ein öffentliches Interesse eines Drittstaates genügt.163 Dies ist etwa dann anzunehmen, 
wenn die Bekanntgabe von Personendaten einer juristischen Person im Rahmen des 
Schutzes der Gesundheit der Bevölkerung oder der Umwelt eines Drittstaates unerläss-
lich ist. Diese Bekanntgabe hat sodann für die Wahrung des eruierten öffentlichen Inte-
resses „unerlässlich“ zu sein, was eine Prüfung der Geeignetheit und Erforderlichkeit 
der Massnahmen – also der Verhältnismässigkeit zuzurechnender Anforderungen – er-
fordert. Auch dass das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe der Personendaten in 
den Drittstaat gegenüber der allfälligen, durch die Bekanntgabe erfolgenden Verletzung 
der Persönlichkeitsrechte der Betroffenen „überwiegend“ sein muss, impliziert im Re-
sultat eine Verhältnismässigkeitsprüfung bzw. die Abwägung der sich gegenüberste-
henden öffentlichen und privaten Interessen.164 Zu erinnern ist im Übrigen in diesem 
Zusammenhang auch daran, dass nach Art. 47 Abs. 4 USG – über die Vorgaben des Art. 
6 DSG hinaus – für die Weitergabe vertraulicher Informationen, die beim Vollzug des 
USG erhoben werden, an ausländische Behörden und internationale Organisationen in 
jedem Fall eine gesetzliche Grundlage in der Form von Völkerrecht oder eines Bundes-
gesetzes gegeben sein muss. 

- Schliesslich ist die Datenbekanntgabe dann zulässig, wenn die fraglichen Personendaten 
von der betroffenen Person allgemein zugänglich gemacht werden und sie die Bear-
beitungen derselben nicht ausdrücklich untersagt (Art. 6 Abs. 2 lit. f) DSG). Da es sich 
hierbei um eine widerlegbare gesetzliche Vermutung handelt,165 ist die Behörde gehal-
ten, jeweils im Einzelfall abzuklären, welche Zwecke die betroffene Person mit der 
Veröffentlichung „ihrer“ Personendaten verfolgt hat. M.a.W. bedeutet nicht jede Veröf-
fentlichung von Personendaten – etwa auf dem Internet –, dass die betroffene Person 
diese allgemein zugänglich machen wollte,166 abgesehen davon, dass sich im Anschluss 
noch die Frage stellt, ob sie die Bearbeitung der persönlichkeitsrelevanten Daten unter-
sagen will. Im Übrigen muss die Veröffentlichung von den Betroffenen ausgehen, so 
dass z.B. eine Veröffentlichung der Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen 

                                                 
160  Vgl. im Einzelnen zu den hierbei zu beachtenden Anforderungen Epiney/Fasnacht, in: Bel-

ser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 10, Rn. 17; EDÖB, Erläuterungen zur Übermitt-
lung von Personendaten ins Ausland nach revidiertem DSG, 4 ff.; Meier, Protection des 
données, Rn. 1316. 

161  Im Einzelnen hierzu Epiney/Fasnacht, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 
10, Rn. 19 f.; Rosenthal, in: Rosenthal/Jöhri, DSG-Kommentar, Art. 6, Rn. 53 ff. 

162  Epiney/Fasnacht, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 10, Rn. 23. 
163  Zumindest ist das öffentliche Interesse aber aus der Perspektive der schweizerischen 

Rechtsordnung zu beantworten. Vgl. hierzu Walter, in: Die Revision des Datenschutzgeset-
zes, 99 (131 f.).  

164  Vgl. zum Ganzen Epiney/Fasnacht, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 10, 
Rn. 23, m.w.N. 

165  BVGE 2008/16 E. 5.1 (zu Art. 12 Abs. 3 DSG). 
166  Vgl. (mit Beispielen) etwa Epiney/Fasnacht, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutz-

recht, § 10, Rn. 27; (im Rahmen von Art. 12 Abs. 3 DSG sodann) Rampini, in: Maurer-
Lambrou/Vogt, DSG-Kommentar, Art. 12, Rn. 16 ff. 
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durch die Wissenschaftler von vornherein nicht unter diese Ausnahme fallen kann, so-
weit es um die Zulässigkeit der Bekanntgabe von Daten anderer Personen geht.  

Im vorliegenden Zusammenhang wäre es nicht ausgeschlossen, dass – je nach Destinationsstaat 
– ein angemessenes Datenschutzniveau gewährleistet ist oder entsprechende hinreichende Ga-
rantien vorgesehen sind. Auch ist es denkbar, dass eine Datenbekanntgabe im Hinblick auf die 
Wahrung überwiegender öffentlicher Interessen zulässig sein könnte. Letztlich kommt es hier 
auf die Umstände des Einzelfalls an. Festzuhalten ist aber, dass jedenfalls eine gesetzliche 
Grundlage erforderlich wäre, die hier jedoch – wie gezeigt167 – für die Bekanntgabe personenbe-
zogener Daten nicht gegeben ist.  

Fraglich könnte noch sein, ob eine „Bekanntgabe“ im Sinne des Datenschutzgesetzes auch dann 
vorliegt, wenn die Personendaten bereits veröffentlicht wurden, z.B. in einer Zeitschrift. Diese 
Frage ist zu bejahen, da Art. 6 Abs. 2 lit. f) DSG gerade für den Fall, dass die fraglichen Perso-
nendaten bereits öffentlich zugänglich sind, unter bestimmten Voraussetzungen eine grenzüber-
schreitende Bekanntgabe (ausnahmsweise) erlaubt, womit impliziert ist, dass eine Bekanntgabe 
auch für solche Daten erfolgen kann, die bereits öffentlich zugänglich sind. Im Übrigen stellt die 
Begriffsdefinition der „Bekanntgabe“ des Art. 3 lit. f) DSG das Weitergeben von Daten neben 
die Veröffentlichung, so dass davon auszugehen ist, dass es sich hier um zwei unterschiedliche 
Formen der Bekanntgabe handelt und beide unabhängig voneinander als Bekanntgabe anzusehen 
sind. Dieser Ansatz ist auch vor dem Hintergrund zwingend, dass die Veröffentlichung und die 
(gezielte) Bekanntgabe zwei unterschiedliche Handlungen mit ggf. unterschiedlichen Rückwir-
kungen für die Betroffenen sind.168 

 
 
3. Fazit 

71. Damit kann im Ergebnis in Bezug auf die Frage, ob die Ergebnisse wissen-
schaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die 
Gefährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe an ausländische Behörden weitergegeben werden dür-
fen, Folgendes festgehalten werden:  
• Als Rechtsgrundlage für die Bekanntgabe von Informationen an ausländische 

Behörden kommt im nationalen Recht Art. 6 Abs. 2 USG bzw. – nach Inkraft-
treten der Revision des Umweltschutzgesetzes – Art. 10e Abs. 3 S. 1 USG in Be-
tracht. Soweit persistente organische Schadstoffe betroffen sind, ist auch Art. 9 
Abs. 1 POP-Konvention einschlägig.  

• Der sachliche Anwendungsbereich sowohl der genannten Bestimmungen des 
Umweltschutzgesetzes als auch des Art. 9 Abs. 1 POP-Konvention ist jedoch in-
sofern beschränkt, als lediglich „sachbezogene“ bzw. stoffbezogene Daten er-
fasst sind, nicht hingegen solche Angaben, die (auch) im Zusammenhang mit 
Produkten stehen, damit Rückschlüsse auf die Hersteller erlauben und daher per-
sonenbezogene Daten im Sinne des Datenschutzgesetzes darstellen. 

• Soweit personenbezogene Daten grenzüberschreitend bekannt gegeben wer-
den sollen, wären im Übrigen die Anforderungen des Art. 6 DSG zu beachten, 
dies auch für den Fall, dass die Daten bereits veröffentlicht wurden.  

 
72. Im Ergebnis wäre daher eine Weitergabe von Ergebnissen einer wissenschaftli-
chen Untersuchung, die u.a. produktbezogene Analyseresultate über bestimmte 
Produkte bestimmter Hersteller enthält, an ausländische Behörden durch das BAFU 

                                                 
167  Rn. 66 ff. 
168  Hierzu auch schon oben Rn. 57. 
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schon wegen fehlender Rechtsgrundlage nicht zulässig. Hingegen dürften bzw. müssten 
gar Informationen übermittelt werden, die lediglich stoffbezogen sind. Daher wäre 
z.B. die Weitergabe von Informationen über die Gefährlichkeit eines Ersatzstoffs eines 
bestimmten persistenten organischen Schadstoffs – die unabhängig von einem konkre-
ten Produkt bzw. seiner Verwendung in einem konkreten Produkt erfolgte – zulässig 
bzw. gar geboten, letzteres auf der Grundlage des Art. 9 Abs. 1 POP-Konvention.  
 
 
III. Zu Reichweite und Grenzen der aktiven Information 

73. Auch für die allgemeine Publikation bzw. Veröffentlichung wissenschaftlicher 
Untersuchungsergebnisse ist grundsätzlich eine gesetzliche Grundlage notwendig. 
Diese könnte in Bezug auf die Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaftlicher 
Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit 
(in Bezug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe in Art. 6 Abs. 1 
USG gesehen werden. Im Zuge der Revision des USG wird diese Vorschrift aber auf-
gehoben und – ebenso wie Art. 47 Abs. 1, 2 USG – in Art. 10e USG aufgehen.169 Vor 
diesem Hintergrund soll auch die zukünftige Rechtslage im Folgenden – wobei in einem 
ersten Schritt (1.) die Prinzipien erörtert werden sollen, die darauf aufbauend in einem 
zweiten Schritt (2.) auf die in dieser Studie im Vordergrund stehenden Fragestellungen 
angewandt werden sollen, bevor ein kurzes Fazit gezogen werden kann (3.) – berück-
sichtigt werden.  
 
 
1. Grundsätze 

a) Geltende Rechtslage 

74. Art. 6 Abs. 1 USG verpflichtet die Behörden zu aktiver Information über 
Umweltbelange, wobei diesen in Bezug auf die genaue Reichweite dieser Pflicht ein 
sehr weiter Gestaltungsspielraum zukommt.170 Soweit es allerdings um die Frage geht, 
ob die Behörden über bestimmte Umweltbelange informieren dürfen, ist der Anwen-
dungsbereich des Art. 6 Abs. 1 USG und damit der zulässige Gegenstand der Umwel-
tinformation entscheidend: Dieser ist sehr weit gefasst.171 So ist das BAFU nicht nur 
berechtigt, die Öffentlichkeit über den Umweltschutz sondern auch über den Stand der 
Umweltbelastung zu informieren. Die Information über den Umweltschutz beinhaltet 
auch (objektive172) empirische Angaben bzw. wissenschaftliche Erkenntnisse über die 
Umweltverträglichkeit (zugelassener und sich somit im Umlauf befindlicher) konkreter 
Stoffe. Die Öffentlichkeit – mit Einbezug der Wissenschaft – wird somit in die Lage 

                                                 
169  Vgl. Bundesbeschluss über die Genehmigung und die Umsetzung der Aarhus-Konvention 

und deren Änderung v. 27. September 2013, BBl 2013 7403. 
170  S. insoweit auch schon oben Rn. 49 ff. 
171  Zum Ganzen Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 14 ff.; Kettiger, 

Rechtliche Aspekte der aktiven Umweltinformation, 16 ff.; s. auch Kettiger, Rechtliche As-
pekte der aktiven Umweltinformation, 8, der festhält, dass für die aktive Umweltinformation 
der Bundesbehörden in jedem Fall eine oder mehrere genügende Rechtsgrundlagen bestse-
hen. S. auch schon oben Rn. 49. 

172  Vgl. Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 34 f. 
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versetzt, Entscheidungen nicht nur etwa bezüglich der Benutzung solcher Stoffe,173 
sondern auch im Zusammenhang mit dem umweltpolitischen Vorgehen gegenüber den-
selben zu treffen. 
 
75. Festzuhalten ist daher, dass sich der Gegenstand der Information nach Art. 6 
Abs. 1 USG auch auf solche Angaben beziehen kann, die Rückschlüsse auf die Zu-
sammensetzung von Produkten und damit auf die Hersteller erlauben und somit 
das Fabrikationsgeheimnis beeinträchtigen.174 Gegen diesen Ansatz kann auch nicht 
geltend gemacht werden, dass nach Art. 47 Abs. 2 S. 2 USG das Fabrikations- und Ge-
schäftsgeheimnis in jedem Fall gewahrt bleibt. Denn diese Vorschrift bezieht sich schon 
aufgrund ihrer systematischen Stellung lediglich auf die Ergebnisse der Kontrolle von 
Anlagen und bei Betroffenen eingeholte Auskünfte, für die dann in der Tat Art. 47 Abs. 
2 USG die speziellere Vorschrift darstellte. Soweit es aber – wie im vorliegenden Fall – 
um selbständig von der Behörde bzw. in ihrem Auftrag durchgeführte Untersuchungen 
und deren Ergebnisse geht, ist sie nicht einschlägig. Im Übrigen ist bemerkenswert, dass 
eine Weitergabe vertraulicher Informationen an ausländische Behörden explizit in Art. 
47 Abs. 4 USG geregelt wird, während die Veröffentlichung vertraulicher Informatio-
nen ansonsten nicht erwähnt wird, so dass davon auszugehen ist, dass eine sonstige 
Veröffentlichung vertraulicher Informationen von diesem Artikel nicht erfasst wird, was 
im Übrigen für eine weite Auslegung des Gegenstands der Information in Art. 6 USG 
spricht.   

Folgende zwei Argumente sind somit ausschlaggebend dafür, dass das Fabrikationsgeheimnis bei der 
Informationspflicht gemäss Art. 6 Abs. 1 USG bei der Ausgestaltung des Informationsgehalts „nur“ 
bei der Interessensabwägung als Interesse miteinbezogen und nicht vorbehalten wird: Einerseits ent-
fällt das Fabrikationsgeheimnis, wenn kein berechtigtes Geheimhaltungsinteresse besteht, was insbe-
sondere dann anzunehmen ist, wenn Informationen gemäss Gesetz Anwenderinnen und Anwendern 
zur Verfügung gestellt werden sollen, wie dies in Art. 6 USG der Fall ist.175 Andererseits spricht eine 
systematische Betrachtung des Gesetzes dafür: Während nämlich bei anderen Bestimmungen des 
USG (Art. 10d Abs. 2 USG, Art. 47 Abs. 2 USG) das Fabrikationsgeheimnis explizit vorbehalten 
wird – es handelt sich hierbei im Übrigen um das oben letztgenannte Tatbestandselement der gesetz-
lichen Pflicht, das Geheimnis zu wahren (Art. 162 StGB)176 – ist ein solcher Vorbehalt im Rahmen 
der Informationspflicht gemäss Art. 6 USG gerade nicht ersichtlich. Im Zusammenhang mit einer 
Zweckbetrachtung kann somit untermauert werden, dass in Art. 6 USG dem Geheimhaltungsinteres-
se gegenüber dem Informationsinteresse keine besondere Gewichtung eingeräumt wird. Es wird denn 
auch folgerichtig „lediglich“ in einer Abwägung als privates Interesse mitberücksichtigt. 

Zuzugeben ist allerdings, dass Art. 6 Abs. 1 USG recht offen formuliert ist und somit einen sehr 
weiten Anwendungsbereich aufweist, was a priori – zumal es nicht auszuschliessen ist, dass der feh-
lende Vorbehalt des Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnisses in der Vorschrift darauf beruhen könn-
te, dass man eine Bekanntgabe von dieses Geheimnisse betreffenden Informationen auf der Grundla-
ge der Bestimmung bei der Gesetzgebung nicht bedacht hatte – dagegen sprechen könnte, dass sich 
der Gegenstand der Information nach Art. 6 Abs. 1 USG auch auf solche Angaben beziehen kann, die 
Rückschlüsse auf die Zusammensetzung von Produkten und damit auf die Hersteller erlauben und 
somit das Fabrikationsgeheimnis beeinträchtigen. Zu überzeugen vermag diese Erwägung freilich 

                                                 
173  Vgl. Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 14. 
174  So wohl auch, wenn auch nicht ganz eindeutig, Tschannen, in: Brunner et al., USG-

Kommentar, Art. 6, Rn. 14; Thurnherr, Öffentlichkeit und Geheimhaltung, 167 f. 
175  Vgl. betreffend die Information von Prüfungsergebnissen für die Konformitätsbewertung 

serienmässig hergestellter Anlagen Brunner, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 47, 
Rn. 28a. 

176  Vgl. Brunner, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 47, Rn. 4. Vgl. hierzu auch noch 
unten, Rn. 84 ff. 
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nicht: Denn Sinn und Zweck des Art. 6 Abs. 1 USG ist es ja gerade auch, die Behörde in die Lage zu 
versetzen, die Öffentlichkeit sachgerecht über Umweltbelange zu informieren, wobei die Auswahl 
der Information nach sachgerechten Kriterien erfolgen muss.177 Schlösse man nun von vornherein ei-
ne Informationstätigkeit immer schon dann aus, wenn personenbezogene Daten und / oder das Ge-
schäfts- oder Fabrikationsgeheimnis betroffen sind, so wäre es der Behörde in diesen Konstellationen 
auch dann verwehrt zu informieren, wenn ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Informati-
on besteht. Damit stünde eine derart enge Auslegung des Art. 6 Abs. 1 USG im Widerspruch zu sei-
nem Grundanliegen. Dass eine offene Formulierung der Vorschrift dem hier vertretenen Ansatz nicht 
entgegensteht, wird auch dadurch bestätigt, dass nach ganz herrschender Lehre und Praxis allgemeine 
gesetzliche Grundlagen (s. etwa Art. 180 Abs. 2 BV, Art. 10 RVOG) zur aktiven Information grund-
sätzlich auch die Bekanntgabe personenbezogener Daten sowie von das Geschäfts- und Fabrikations-
geheimnis betreffenden Angaben erlauben;178 der hiermit verbundenen Grundrechtsbeeinträchtigung 
ist auf der Ebene der jedenfalls (auch im Rahmen des Art. 6 Abs. 1 USG) vorzunehmenden Interes-
senabwägung im Einzelfall Rechnung zu tragen.179 Nur am Rande sei allerdings darauf hingewiesen, 
dass die erwähnten denkbaren Einwände gegen eine weite Auslegung des Art. 6 Abs. 1 USG im Falle 
einer regelmässig bzw. systematisch erfolgenden Veröffentlichung personenbezogener Daten oder 
auch von Informationen, die das Geschäfts- oder Fabrikationsgeheimnis betreffen, zum Zuge kom-
men: Denn diesfalls liegt bzw. läge ein stärkerer Grundrechtseingriff vor, und im Übrigen könnte 
auch den Umständen des Einzelfalls nicht ausreichend Rechnung getragen werden, so dass eine ver-
fassungskonforme Auslegung dieser Bestimmung (vgl. die Anforderungen an eine Grundrechtsein-
schränkung in Art. 36 BV) dazu führt, dass in einer solchen Konstellation eine allgemein gehaltene 
gesetzliche Grundlage wie Art. 6 Abs. 1 USG nicht ausreichen kann.180 

Fraglich könnte schliesslich noch sein, ob das Öffentlichkeitsgesetz, das in Art. 7 Abs. 1 lit. g) 
BGÖ vorsieht, dass der Zugang zu amtlichen Dokumenten verweigert wird, wenn Berufs-, Ge-
schäfts- oder Fabrikationsgeheimnisse offenbart werden können, dieser Auslegung entgegen steht. 
Hierfür könnte a priori sprechen, dass in dieser Bestimmung der wichtige Stellenwert dieser (priva-
ten) Interessen zum Ausdruck komme, so dass eine Veröffentlichung von Dokumenten durch die Be-
hörden immer zu unterlassen wäre, wenn sie hierdurch betroffen wären. Gegen eine solche „analoge“ 
Heranziehung dieser Vorschrift auch auf die in Art. 6 Abs. 1 USG geregelte aktive Information spre-
chen jedoch gewichtige Argumente: Insbesondere verfolgen beide Arten von Informationen trotz des 
parallelen Anliegens der Transparenz auch unterschiedliche Zwecke und beruhen auf unterschiedli-
chen Konzepten. So finden sich im BGÖ auch keine rechtlichen Grundlagen, welche eine Behörde 
verpflichten (oder berechtigen) würde, von sich aus die Öffentlichkeit oder gewisse andere private 
Entitäten – etwa durch die Weitergabe oder Publikation von Forschungsresultaten – zu informie-
ren.181 Die aktive und die passive Information sind daher klar zu trennen. So ist es in gewissen Situa-
tionen durchaus möglich, dass Behörden zur Information der Öffentlichkeit über gewisse Tatsachen 
berechtigt sind, die sie bei einem Einsichtsgesuch aufgrund des BGÖ gegenüber der ersuchenden 
Person nicht offenlegen dürfen.182 Vor diesem Hintergrund ist es keineswegs zwingend, dass die Ein-
schränkungen im Falle der aktiven Informationstätigkeit der Behörden in jeder Beziehung parallel zu 
denjenigen ausfallen müssen, die im Zusammenhang mit dem passiven Informationszugang Anwen-
dung finden. Hieran ändert auch der Umstand nichts, dass die Einschränkungstatbestände beim pas-
siven Informationsrecht nach Art. 7 BGÖ bei der Beantwortung der Frage nach den Schranken des 

                                                 
177  Zu Sinn und Zweck der Vorschrift bereits Rn. 49 ff.  
178  S., jeweils m.w.N., Brunner, ZBl. 2010, 595 (600 ff.); Saxer, medialex 2004, 20 (21 f.); 

Schefer, in: Revision des Datenschutzgesetzes, 67 (88); Mader, in: Ehrenzeller u.a., BV-
Kommentar, Art. 180, Rn. 37.  

179  Allgemein hierzu Brunner, ZBl. 2010, 595 (622 ff.), der u.a. im Falle der Betroffenheit pri-
vater Interessen (wie dem Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnis) explizit (620) darauf hin-
weist, dass die Behörde hier mit „besonderer Sorgfalt, Umsicht und Zurückhaltung“ vorzu-
gehen habe; s. insoweit auch noch Rn. 76 ff. 

180  I. Erg. ebenso Brunner, ZBl. 2010, 595 (611); Jöhri, in: Rosenthal/Jöhri, DSG-Kommentar, 
Art. 19, Rn. 17 f., 23. 

181  Brunner/Mader, in: Brunner/Mader, BGÖ-Kommentar, Einleitung, Rn. 63 f., 79 ff. 
182  Vgl. Brunner/Mader, in: Brunner/Mader, BGÖ-Kommentar, Einleitung, Rn. 86 f., mit Ver-

weis auf einige Beispiele.  
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aktiven Informationsrechts als Inspiration herangezogen werden können.183 Im Übrigen geht es im 
Umweltschutzgesetz spezifisch um Umweltinformationen, während das Öffentlichkeitsgesetz alle In-
formationen erfasst. Es erscheint aber gerade nicht ausgeschlossen (wie auch ein Blick auf die 
Rechtslage in anderen Staaten und in der EU zeigt),184 dass in Bezug auf Umweltinformationen eine 
weitergehende Transparenz vorgesehen ist, was sich auch und gerade in einer engeren Fassung von 
Ausnahmetatbeständen niederschlagen kann. Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass nach zutref-
fender Ansicht auch Art. 7 Abs. 1 BGÖ nicht jede Interessenabwägung verbietet bzw. die Heranzie-
hung dieser Bestimmung eine solche gerade verlangt, auch wenn dies im Wortlaut nicht ausdrücklich 
zum Ausdruck kommt: Denn die Ausnahmeklauseln können u.a. von vornherein nur dann herange-
zogen werden, wenn die betroffenen Interessen mit einer gewissen Intensität betroffen sein könnten 
(wobei auch eine gewisse Wahrscheinlichkeit der Betroffenheit zu verlangen ist),185 was letztlich 
wohl eine Interessenabwägung impliziert.  

76. Allerdings hat die behördliche Information nach Art. 6 Abs. 1 USG auch den 
allgemeinen Anforderungen an staatliches Handeln zu entsprechen, wobei insbesondere 
zu prüfen ist, ob die Veröffentlichung andere Interessen beeinträchtigt, und – ggf. daran 
anschliessend – ob die Anforderungen der Verhältnismässigkeit eingehalten werden. 
In diesem Rahmen sind die Behörden somit dazu verpflichtet, bei der in ihrem Ermes-
sensspielraum liegenden Entscheidung, aktiv über gewisse Tatsachen zu informieren 
oder nicht, alle relevanten öffentlichen und privaten Interessen einzubeziehen.186 Im 
vorliegenden Zusammenhang könnte – neben dem öffentlichen Interesse an einer Be-
kanntgabe von Produktinformationen oder Informationen über die Gefährlichkeit be-
stimmter Stoffe – insbesondere das Fabrikationsgeheimnis von Bedeutung sein.187 
 
77. Art. 6 Abs. 1 USG erfordert somit eine Information, die geeignet ist, die Öffent-
lichkeit für gewisse umweltschutzrelevante Themen zu sensibilisieren. Sodann muss es 
sich bei der Information hinsichtlich des zu erreichenden Zwecks um das mildeste Mit-
tel handeln (Erforderlichkeit), was eine Prüfung der Handlungsalternativen erfordert.188 
Schliesslich setzt die Verhältnismässigkeit i.e.S. voraus, dass eine staatliche Handlung 
hinsichtlich der involvierten öffentlichen und privaten Interessen ein für alle involvierte 
Parteien „vertretbares Ergebnis“ zur Folge hat. 

Die Prüfung der Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseingriffen ist im Hinblick auf die nicht ver-
haltenslenkende Information – im Gegensatz zu Geboten und Verboten – zu präzisieren. So sind die 
Informationsadressaten regelmässig nicht diejenigen, die durch die aktive Information in ihren Inte-
ressen tangiert werden, sondern Dritte. Folglich müssen (natürlich) auch deren Interessen bei der Prü-
fung der Geeignetheit, Erforderlichkeit und Verhältnismässigkeit i.e.S. miteinbezogen werden.189 
Ferner stellt sich die Frage, wie eine Information, die den Zweck, die Öffentlichkeit für gewisse um-
weltschutzrelevante Themen zu sensibilisieren, nicht erreicht, aus Perspektive des Verhältnismässig-
keitsprinzips zu behandeln ist, wenn die Informationen keine privaten Interessen tangiert. Diese In-
formationen sind aus Perspektive der Verhältnismässigkeit grundsätzlich nicht zu beanstanden, wer-
fen allerdings Fragen nach der wirtschaftlichen Verwendung der finanziellen Mittel einer Behörde 
auf.190 

                                                 
183  Vgl. insoweit Kettiger, Rechtliche Aspekte der aktiven Umweltinformation, 35 ff. 
184  S. insofern noch unten Rn. 99 ff., Rn.  
185  Vgl. etwa Cottier, in: Brunner/Mader, BGÖ-Kommentar, Art. 7 , Rn. 4 ff., m.w.N. 
186  Vgl. Art. 5 Abs. 2 BV; Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 33. 
187  S. insofern noch die Ausführungen unten Rn. 84 ff.  
188  Tschannen, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 6, Rn. 33: „Namentlich Nennungen 

etwa von Herstellern, Marken oder Vereinigungen haben zu unterbleiben, wenn eine allge-
mein gehaltene Information ihren Zweck ebenso erreicht.“  

189  Vgl. Barthe, Informationstätigkeit der Verwaltung, 141 f.; Richli, ZSR 1990, 151 (165). 
190  Richli, ZSR 1990, 151 (165); Barthe, Informationstätigkeit der Verwaltung, 142. 
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78. Im Übrigen ist ggf. das Datenschutzrecht auch in diesem Rahmen zu beach-
ten:191 Informiert die Behörde auf der Grundlage von Art. 6 Abs. 1 USG auch über An-
gaben, die als Personendaten im Sinne des DSG zu qualifizieren sind, müssen die An-
forderungen an eine Bearbeitung von Personendaten – die Information i.S.v. Art. 6 Abs. 
1 USG ist eine Bearbeitung im Sinne des DSG (Art. 3 lit. e) DSG) – beachtet werden. 
Die einschlägige Koordinationsbestimmung für solche Situationen findet sich im DSG 
in Art. 19 Abs. 1bis DSG.192 Bundesorgane dürfen hiernach im Rahmen der behördli-
chen Information der Öffentlichkeit von Amtes wegen Personendaten bekannt geben, 
wenn (kumulativ193) die betreffenden Personendaten im Zusammenhang mit der Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben stehen und wenn an deren Bekanntgabe ein überwiegendes 
öffentliches Interesse besteht (Art. 19 Abs. 1bis lit. a) und b) DSG). 
 
79. Deutlich wird damit, dass es hier im Resultat um eine Abwägung zwischen Da-
tenschutz- und Transparenzanliegen geht,194 welche grundsätzlich schon bei der Fra-
ge nach der Zulässigkeit einer aktiven Information i.S.v. Art. 6 Abs. 1 USG vorgenom-
men wird. Bei den Personendaten, die im Rahmen des Vollzugs des Umweltschutz-
rechts erhoben wurden, dürfte regelmässig davon ausgegangen werden, dass ein öffent-
liches Interesse (Schutz der Umwelt, Art. 1 USG) besteht. Im Übrigen werden die 
überwiegenden öffentlichen Interessen bereits bei der Abwägung der verschiedenen 
involvierten privaten und öffentlichen Interessen im Rahmen von Art. 6 Abs. 1 USG 
berücksichtigt, so dass sich aus Art. 19 Abs. 1bis DSG keine zusätzlichen Anforderungen 
ergeben dürften.  
 
 
b) Zur Rechtslage auf der Grundlage des neuen Art. 10e USG  

80. Wie bereits erwähnt,195 wird das USG im Zuge der Ratifizierung der Aarhus-
Konvention modifiziert werden:196 Art. 6, Art. 47 Abs. 1, 2 USG werden aufgehoben 
und in den neuen Art. 10e USG verschoben. Inhaltlich werden in Art. 10e Abs. 1 USG 
die genannten Vorschriften der Art. 6 USG, Art. 47 Abs. 1, 2 USG im Wesentlichen 
wörtlich – wenn auch in anderer systematischer Anordnung – aufgenommen. Allerdings 
bringt die Revision im Vergleich zur geltenden Rechtslage eine durchaus ins Gewicht 
fallende Neuerung mit sich: Art. 10e Abs. 2 USG sieht nicht nur vor, dass überwiegen-
de private und öffentliche Geheimhaltungsinteressen vorbehalten bleiben (was schon 
nach der geltenden Rechtslage grundsätzlich der Fall ist), sondern präzisiert darüber 
hinaus, dass das Fabrikations- und Geschäftsgeheimnis „in jedem Fall“ gewahrt 
bleibt, eine Neuerung, die wohl zumindest auch vor dem Hintergrund zu sehen ist, dass 

                                                 
191  Vgl. insoweit auch schon oben Rn. 66 ff. 
192   Zur Kritik an der Gleichstellung von aktiver und passiver Information in Art. 19 Abs. 1bis 

DSG Jöhri, in: Rosenthal/Jöhri, DSG-Kommentar, Art. 19, Rn. 51 ff. 
193  Waldmann/Bickel, in: Belser/Epiney/Waldmann, Datenschutzrecht, § 12, Rn. 99. 
194  Jöhri, in: Rosenthal/Jöhri, DSG-Kommentar, Art. 19, Rn. 33; BBl 2003 2033. 
195  Rn. 73. 
196  Vgl. Bundesbeschluss über die Genehmigung und die Umsetzung der Aarhus-Konvention 

und deren Änderung v. 27. September 2013, BBl 2013 7403. 
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laut Vernehmlassung das Fabrikations- und Geschäftsgeheimnis im Revisionsprozess zu 
wenig berücksichtigt worden sei.197  
 
81. Im Gegensatz zur geltenden Rechtslage bezieht sich der Vorbehalt des Fabri-
kations- und Geschäftsgeheimnisses damit nicht nur auf die derzeit in Art. 47 Abs. 2 
USG genannten Informationen, sondern allgemein auf die unter Art. 10e Abs. 1 USG 
fallenden Umweltinformationen. Hieraus und aus dem Umstand, dass in Bezug auf 
andere überwiegende Geheimhaltungsinteressen in Art. 10e Abs. 2 1. Hs. USG aus-
drücklich eine Abwägung vorbehalten ist, könnte auf den ersten Blick zu schliessen 
sein, dass eine aktive Umweltinformation in jedem Fall schon immer dann zu unterblei-
ben hätte, wenn diese eine Offenbarung von Geschäfts- oder Fabrikationsgeheimnissen 
nach sich zöge, so dass keine Interessenabwägung mehr im Einzelfall erfolgen könn-
te; die Abwägung zwischen dem öffentlichen Interesse an Transparenz und dem priva-
ten Interesse an der Wahrung von Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnissen wäre auf 
der Grundlage dieser Auslegung bereits durch den Gesetzgeber zugunsten des letzteren 
getroffen worden. Stellt man Art. 10e Abs. 1, 2 USG jedoch in Zusammenhang mit den 
Vorgaben der Aarhus-Konvention – die in Art. 4 Abs. 4 AK (der auch im Rahmen der 
aktiven Informationsfreiheit zum Zuge kommt) zwingend eine Abwägung im Einzelfall 
vorsieht198 –, so drängt sich freilich ein anderer Schluss auf: Im Zweifel ist das Umwelt-
schutzgesetz – das ja gerade im Hinblick auf die Erfüllung der Anforderungen der Aar-
hus-Konvention revidiert wurde – nämlich völkerrechtskonform auszulegen,199 so dass 
Art. 10e Abs. 2 USG so zu verstehen ist, dass dem Geschäfts- und Fabrikationsgeheim-
nis ein im Vergleich zu sonstigen Geheimhaltungsinteressen besonderer Stellenwert 
beizumessen ist, der im Rahmen der Verhältnismässigkeitsprüfung zu berücksichtigen 
ist. Der Wortlaut der Bestimmung steht dem jedenfalls nicht entgegen, kann „wahren“ 
in diesem Zusammenhang doch auch in dem Sinn verstanden werden, dass die betref-
fenden Interessen nur ausnahmsweise im Falle besonders gewichtiger öffentlicher Inte-
ressen eingeschränkt werden dürfen.200 Für diesen Ansatz spricht weiter, dass sich auch 
aus den Materialien nicht ergibt, dass eine Interessenabwägung in jedem Fall ausge-
schlossen sein soll.201 Schliesslich ist zu berücksichtigen, dass ein anderer Ansatz dazu 
führte, dass das Fabrikations- und Geschäftsgeheimnis im Zuge der Anpassung des 
schweizerischen Rechts an die Aarhus-Konvention im Verhältnis zur Transparenz des 
Verwaltungshandelns im Vergleich zur geltenden Rechtslage spürbar gestärkt würde, 
ihm mithin eine Art „absolute“ Stellung im Verhältnis zu dem öffentlichen Anliegen der 

                                                 
197  Vgl. zur Vernehmlassung im Rahmen der Anpassung des schweizerischen Rechts aufgrund 

der Aarhus-Konvention BBl 2012 4333: „Jene Parteien oder Organisationen, welche die 
Vorlage ablehnen, befürchten insbesondere negative Folgen für die Wirtschaft, ohne dass 
die Ratifizierung der Konvention einen Nutzen für die Schweiz bringe. Dabei sehen sie ins-
besondere das Geschäftsgeheimnis in Gefahr.“ S. auch BBl 2012 4334: „Aufgrund der Vor-
bringen in der Vernehmlassung wurde die Vorlage in einigen Punkten geändert. Insbesonde-
re die von Wirtschaftskreisen geäusserte Befürchtung, dass die Aarhus-Konvention das Ge-
schäftsgeheimnis tangiere, führte zu einer Anpassung der Vorlage. Demnach wird das Ge-
schäftsgeheimnis im Umweltrecht weiterhin ausdrücklich vorbehalten.“ 

198  S.o. Rn. 29. 
199  S. schon oben Rn. 5. 
200  Ähnliches kann für die französische und italienische Fassung angeführt werden (die die 

Verben „maintenir“ bzw. „protetto“ gebrauchen).  
201  S. die Formulierungen in der Botschaft, BBl 2012 4333 f. Soweit ersichtlich wurde diese 

Frage auch in den Räten nicht in diesem Sinn erörtert.  
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Transparenz zukäme; dies liefe der Zielsetzung der Aarhus-Konvention und damit der 
Vorlage als solcher zuwider, und es ist nicht anzunehmen, dass der Gesetzgeber im Zu-
ge dieser Gesetzesmodifikation eine Schwächung des Zugangs zu Umweltinformatio-
nen verwirklichen wollte.  

Auch Art. 7 Abs. 1 BGÖ kann hier aus parallelen Erwägungen wie im Zusammenhang mit Art. 6 
Abs. 1 USG202 nicht für einen anderen Ansatz fruchtbar gemacht werden, ganz abgesehen davon, 
dass auch schon in Bezug auf den geltenden Art. 47 Abs. 2 USG – insofern parallel zur Rechtslage 
nach Art. 7 Abs. 1 lit. g BGÖ203 – zutreffend darauf hingewiesen wird, dass eine gewisse Abwägung 
im Rahmen der Frage nach dem Vorliegen eines berechtigten Geheimhaltungsinteresses stattfindet 
bzw. stattfinden muss.204  

82. Im Ergebnis ist daher festzuhalten, dass die Revision des USG zwar zu einer 
gewissen Verschiebung der Gewichte bei der Interessenabwägung in dem Sinn geführt 
hat, dass bei der Entscheidung der Behörde, ob eine aktive Information in Umweltbe-
langen erfolgt, ggf. betroffenen Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen ein bedeutender 
Stellenwert beizumessen ist, eine Interessenabwägung im Einzelfall (die dann eben auch 
dazu führen kann, dass die Information erfolgen darf) aber nach wie vor notwendig 
bleibt.  
 
 
2. Anwendung auf die vorliegende Fragestellung  

83. Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich, dass eine Veröffentlichung von 
Ergebnissen wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter 
Produkte bzw. die (Umwelt-) Gefährlichkeit gewisser ihrer Inhaltsstoffe grundsätzlich 
auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 USG bzw. des Art. 10e Abs. 1 USG zulässig 
sein kann. Allerdings bleiben überwiegende private und öffentliche Geheimhaltungsin-
teressen vorbehalten, und jedenfalls auf der Grundlage des Art. 10e Abs. 2 USG kommt 
dabei Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnissen ein besonderes Gewicht zu. Damit wer-
den auch die in diesem Zusammenhang zentralen Fragen deutlich: Erstens fragt es sich, 
unter welchen Voraussetzungen genau das Fabrikationsgeheimnis (das Geschäftsge-
heimnis dürfte im vorliegenden Zusammenhang nicht sehr relevant sein) zum Zuge 
kommen kann (a), bevor daran anschliessend die involvierten Interessen zu identifizie-
ren sind (b) und eine Verhältnismässigkeitsprüfung vorzunehmen ist (c).  
 
 
a) Zur Reichweite des Fabrikationsgeheimnisses  

84. Das Umweltschutzgesetz enthält keine Definition des Geschäfts- und Fabrika-
tionsgeheimnisses. Diese Begriffe werden allerdings in anderen gesetzlichen Bestim-
mungen erwähnt, so insbesondere in Art. 4 lit. c UWG205 und in Art. 162 StGB206. Im 
öffentlichen Recht wurden diese Begriffe insbesondere im Zusammenhang mit der Ein-

                                                 
202  S.o. Rn. 75. 
203  Vgl. Rn. 75. 
204  Vgl. Brunner, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 47, Rn. 28a f.; Bellanger/Défago 

Gaudin, in: Moor/Favre/Flückiger, LPE, Art. 47, Rn. 21. 
205  Bundesgesetz vom 19. Dezember gegen den unlauteren Wettbewerb, SR 241. 
206  Schweizerische Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937, SR 311.0. 
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schränkung des passiven Informationsrechts aufgegriffen, so in Art. 7 Abs. 1 lit. g) 
BGÖ. Aber auch diese Erlasse definieren diese Begriffe nicht.  
 
85. Gleichwohl erlauben Rechtsprechung und Literatur aber eine gewisse Annähe-
rung an diese Begriffe:207  
• Erstens muss der Geheimnisgegenstand betroffen sein: So umfasst das Ge-

schäftsgeheimnis sämtliche Kenntnisse aus dem kaufmännischen bzw. be-
triebswirtschaftlichen Bereich eines Unternehmens, wie etwa die Anzahl produ-
zierter Einheiten eines bestimmten Produktes oder andere Geschäftszahlen.208 
Das Fabrikationsgeheimnis betrifft „jede Kenntnis, die eine Anleitung zu tech-
nischem Handeln enthält“,209 wie etwa Herstellungsverfahren oder die genaue 
Zusammensetzung von Produkten. Es kann somit als eine „Vorstufe“ zu einem 
Immaterialgüterrecht angesehen werden, wenn beispielsweise ein Herstellungs-
verfahren zu einem späteren Zeitpunkt patentiert wird.210 
Wirtschaftliche Geheimnisse werden im Hinblick auf ihren Nutzen in zwei Kategorien unter-
schieden: Während die eine Kategorie der Geheimnisse dem Geheimnisherrn211 unmittelbaren 
Nutzen einbringt – etwa dadurch, dass er auf der Grundlage eines geheim gehaltenen Rezepts, 
welches (noch) nicht patentiert ist, seine Produkte herstellen und verkaufen kann – zeitigt die 
zweite Kategorie nur mittelbaren Nutzen in dem Sinne, dass die Offenbarung der geheimen Tat-
sache dem Geheimnisherren Nachteile bringt.212 

Somit rückt hauptsächlich die erstgenannte Kategorie von Geheimnissen in die Nähe der imma-
teriellen Güter: Sie sind m.a.W. verwertbar bzw. haben einen unmittelbar objektiven wirtschaft-
lichen Wert,213 was für die zweite Kategorie nur mittelbar zutrifft. Während Geschäftsgeheim-
nisse in beide Kategorien fallen können, gehören Fabrikationsgeheimnisse immer zur ersten Ka-
tegorie,214 sind allerdings, sofern sie nicht dem Immaterialgüterrechtsschutz unterstehen, ledig-
lich ein „unvollkommenes Ausschliesslichkeitsrecht“:215 Das Strafrecht bzw. das Lauterkeits-
recht gewähren dem Geheimnisherrn zwar gewisse Abwehrrechte zum Schutz seiner Geheimnis-
se, allerdings halten sie Dritte nicht davon ab, sich dieses grundsätzlich „freie“ Wissen aus eige-
ner Kraft selber anzueignen; „Das Recht gewährt Schutz nur vor bestimmten als verwerflich ge-
werteten Arten der Kenntnisnahme und unterbindet das Ausnutzen solcher Art erworbener 
Kenntnisse.“216 

                                                 
207  Vgl. aus der Literatur z.B. Cottier, in: Brunner/Mader, BGÖ-Kommentar, Art. 7, Rn. 41 ff.; 

Brunner, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 47, Rn. 27; Bellanger/Défago Gaudin, 
in: Moor/Favre/Flückiger, LPE, Art. 47, Rn. 20. 

208  Brunner, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 47, Rn. 27; Bindschedler, Der strafrecht-
liche Schutz wirtschaftlicher Geheimnisse, 17. 

209  Bindschedler, Der strafrechtliche Schutz wirtschaftlicher Geheimnisse, 17. 
210  Vgl. die Beispiele bei Brunner, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 47, Rn. 27; Bind-

schedler, Der strafrechtliche Schutz wirtschaftlicher Geheimnisse, 17: „Das begriffliche 
Merkmal der technischen Regel, der technischen Lehre bringt das Fabrikationsgeheimnis in 
die Nähe der patentrechtlichen Erfindung, ohne dass Erfindungshöhe vorausgesetzt würde.“ 

211  Vgl. hierzu Niggli/Hagenstein, in: Niggli/Wiprächtiger, BSK-StGB, Art. 162, Rn. 5, 57. 
212  Vgl. Bindschedler, Der strafrechtliche Schutz wirtschaftlicher Geheimnisse, 18 f., mit fol-

genden Beispielen für die zweite Kategorie: Angaben über die Ertragslage oder Produkti-
onsziele, Tatsache der Verwendung an sich bekannter Verfahren oder Vorrichtungen, sofern 
nur geheim ist, dass das Unternehmen sich derselben bedient. 

213  Bindschedler, Der strafrechtliche Schutz wirtschaftlicher Geheimnisse, 18. 
214  Bindschedler, Der strafrechtliche Schutz wirtschaftlicher Geheimnisse, 19.  
215  Bindschedler, Der strafrechtliche Schutz wirtschaftlicher Geheimnisse, 17 f. 
216  Bindschedler, Der strafrechtliche Schutz wirtschaftlicher Geheimnisse, 18. 
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• Zweitens muss ein berechtigtes und damit schutzwürdiges Interesse an der Ge-
heimhaltung bestehen, was jedenfalls dann zu bejahen ist, wenn ein wirtschaft-
liches Interesse an der Geheimhaltung anzunehmen ist.217  

• Schliesslich muss es sich tatsächlich um ein „Geheimnis“ handeln, also nicht 
um Tatsachen, die für jedermann erkennbar bzw. zugänglich sind oder sein kön-
nen.218 

Hinzugefügt wird teilweise noch der Geheimhaltungswille sowie eine vertragliche oder gesetzliche 
Pflicht zur Wahrung des Geheimnisses,219 Elemente, die jedoch zumindest weitgehend bereits durch 
die genannten abgedeckt sein dürften.  

86. Im Zusammenhang mit der Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaftli-
cher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefähr-
lichkeit (in Bezug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe könnte 
vor diesem Hintergrund lediglich das Fabrikationsgeheimnis einschlägig sein, könnte 
die Veröffentlichung doch dazu führen, dass technische Informationen über die Pro-
duktzusammensetzung und damit die Art und Weise der Produktion allgemein bekannt 
werden. 

Hingegen muss hier nicht näher auf den Immaterialgüterrechtsschutz220 eingegangen werden: Es 
handelt sich hierbei nicht um das Interesse am (öffentlichen) Wissen bzw. den Schutz von Geheim-
nissen über gewisse Produktionsweisen, Eigenschaften usw., sondern um die wirtschaftliche Nutzung 
von „Wissensvorsprüngen“, welche durch eine Registrierung etwa eines Produkts oder Produktena-
mens den Inhabern des Patents vorbehalten werden soll (so etwa in Art. 8 PatG).221   

Nur am Rande sei in diesem Zusammenhang noch darauf hingewiesen, dass eine Verletzung des Ge-
schäfts- und Fabrikationsgeheimnisses durch schweizerische Behörden auch grundrechtsrelevante 
Fragen aufwerfen könnte. So dürfte davon auszugehen sein, dass zumindest die Verletzung von Fab-
rikationsgeheimnissen durch staatliche Behörden grundsätzlich einen Eingriff in die Eigentums- und 
/ oder Wirtschaftsfreiheit darstellt, ein Aspekt, der bei der Interessensabwägung ggf. zu berücksichti-
gen ist.222 

                                                 
217  Vgl. hierzu Niggli/Hagenstein, in: Niggli/Wiprächtiger, BSK-StGB, Art. 162, Rn. 9; Ferrari 

Hofer/Vasella, in: Amstutz, Handkommentar Privatrecht, Art. 6 UWG, Rn. 4. 
218  Art. 162 StGB schützt denn auch „die rechtmässige und zulässige Kommunikation über 

Fabrikations- und Geschäftsgeheimnisse durch Eingeweihte“. Vgl. insoweit auch Nig-
gli/Hagenstein, in: Niggli/Wiprächtiger, BSK-StGB, Art. 162, Rn. 3 f.: „Das Geheimnis als 
solches schützt Art. 162 nur indirekt, indem es die unberechtigte Kommunikation darüber 
und die Ausbeutung der unrechtmässig erlangten Informationen unter Strafe stellt.“ Hiervon 
zu unterscheiden ist der Schutz vor der Verletzung von Fabrikations- und Geschäftsgeheim-
nissen durch Personen, die nicht eingeweiht sind bzw. die Geheimnisse auskundschaften 
oder sonstwie unrechtmässig erfahren und dieselben verwerten oder anderen mitteilen (Art. 
6 UWG). Auch diese Handlung ist strafbewehrt (Art. 23 Abs. 1 UWG). In jedem Fall geht 
es bei beiden Tatbeständen um „geheime“ Informationen, und die Begriffe decken sich, vgl. 
Ferrari Hofer/Vasella, in: Amstutz, Handkommentar Privatrecht, Art. 6 UWG, Rn. 3. 

219  Vgl. Brunner, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 47, Rn. 27. 
220  Patent-, Marken- Design- und Urheberrechte. Vgl. Weber, Datenschutz v. Öffentlichkeits-

prinzip, Rn. 28. 
221  Vgl. auch Niggli/Hagenstein, in: Niggli/Wiprächtiger, BSK-StGB, Art. 162, Rn. 2: „Dritten 

steht es aber zu, anhand der öffentlich zugänglichen Immaterialgüter eigene Forschungen zu 
betreiben und ähnliche oder vergleichbare Produkte auf den Markt zu bringen (vgl. z.B. 
Nespresso-Kapeseln).“ Vgl. sodann (im Zusammenhang mit passiven Informationsrechten) 
unter dem Titel „Gemeinfreiheit von Information v. Immaterialgüterrechtsschutz“ Weber, 
Datenschutz v. Öffentlichkeitsprinzip, Rn. 28. 

222  S. insoweit auch noch Rn. 93.  
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87. Fraglich ist jedoch, ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen in Bezug auf die 
Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaftlicher Untersuchungen über die Be-
schaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- 
und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe das Fabrikationsgeheimnis tatsächlich 
greifen kann bzw. eine Veröffentlichung dieses Geheimnis betrifft oder betreffen könn-
te. Nach dem Gesagten zeichnet sich das Fabrikationsgeheimnis u.a.223 dadurch aus, 
dass es um eine Tatsache geht, die neben dem Geheimnisherrn nur einem sehr be-
schränken Personenkreis bekannt ist („relativ unbekannte Tatsache“).224 Daher ist das 
Fabrikationsgeheimnis jedenfalls dann nicht einschlägig, wenn es um Angaben geht, die 
allgemein bekannt oder leicht zugänglich sind.225 Denn in einer solchen Konstellation 
geht es nicht um ein „Geheimnis“, dessen Bewahrung zu schützen wäre.  
 
88. Wenn nun um die Beschaffenheit von allgemein auf dem Markt erhältlichen 
Produkten bzw. um die Analyse ihrer Inhaltsstoffe zur Debatte steht und diese Ana-
lyse von jedermann durchgeführt werden kann (ggf. mit Hilfe eines chemischen La-
bors), sprechen die besseren Gründe dafür, dass es im Falle der Veröffentlichung der 
Ergebnisse solcher Analysen nicht um „Geheimnisse“ im Sinne des Fabrikationsge-
heimnisses geht: Denn derartige Tatsachen sind schon aufgrund der Verfügbarkeit des 
Produkts auf dem Markt für jedermann zugänglich, so dass es sich gerade nicht um rela-
tiv unbekannte Tatsachen handelt. Bestätigt wird dieser Ansatz dadurch, dass sich ein 
Konkurrent diese Informationen ebenfalls problemlos beschaffen könnte, indem er das 
betreffende Produkt erwirbt und analysiert bzw. analysieren lässt.226  

Etwas anderes könnte allenfalls dann gelten, wenn derartige Analysen so komplex sind, dass sie nicht 
als allgemein zugänglich angesehen werden könnten, was aber nur in sehr raren Ausnahmefällen vor-
stellbar ist.  

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen bzw. nochmals hervorzuheben, dass das Fabrikationsgeheimnis 
im Zusammenhang mit der Zusammensetzung von Produkten und der Eigenschaften der für diese 
verwandten Stoffe nur in Bezug auf diejenigen Informationen bzw. Angaben wegfällt, die in der Tat 
über eine „Produktanalyse“ gewonnen werden können. Geht es hingegen um Informationen, die le-
diglich den Herstellungsprozess betreffen und sich nicht aus der Produktzusammensetzung erschlies-
sen lassen, kann das Fabrikationsgeheimnis wieder greifen. Diese Unterscheidung ist schon vor dem 
Hintergrund von Bedeutung, dass sich nicht alle „Feinheiten“ des Herstellungsprozesses zwingend in 
der Produktzusammensetzung niederschlägt.  

89. Vor diesem Hintergrund ist im Ergebnis davon auszugehen, dass das Fabrikati-
onsgeheimnis im Falle der Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaftlicher Unter-
suchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in 

                                                 
223  Die anderen Voraussetzungen (insbesondere ein berechtigtes und schutzwürdiges Geheim-

haltungsinteresse) dürften in unserem Zusammenhang weniger problematisch sein. S. an-
sonsten zum Begriff oben Rn. 84 f. 

224  Zu diesem Aspekt etwa Brunner, in: Brunner et al., USG-Kommentar, Art. 47, Rn. 27; Cot-
tier, in: Brunner/Mader, BGÖ-Kommentar, Art. 7, Rn. 43.  

225  Vgl. auch BGE 103 IV 283.  
226  So wurde ein „Geheimnis“ vom VG Magdeburg (in Anwendung des deutschen Umweltin-

formationsgesetzes) in Bezug auf die radioaktive Belastung in Sachen-Anhalt abgefüllter 
Mineralwässer verneint, da eine solche Analyse durch jedermann durchgeführt werden oder 
in Auftrag gegeben werden könne, so dass es nicht um ein Betriebsgeheimnis, sondern um 
das wirtschaftliche Absatzinteresse der Mineralwasserbranche gehe. Vgl. VG Magdeburg, 
UPR 2006, 403 (404). S. auch schon oben Rn. 32 im Zusammenhang mit dem Begriff des 
Betriebsgeheimnisses im Sinne der Aarhus-Konvention.  
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Bezug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe grundsätzlich (d.h. 
jedenfalls, soweit die betreffenden Informationen mittels einer „normalen“ Analyse er-
langt werden können) schon deshalb nicht zu greifen vermag, weil es sich im Zuge der 
Verfügbarkeit der betreffenden Produkte um allgemein zugängliche Informationen 
handelt und daher der Geheimnisschutz nicht zu greifen vermag.  

Damit kommt es im vorliegenden Zusammenhang nicht darauf an, ob der neue Art. 10e Abs. 2 USG 
im Falle der Einschlägigkeit des Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnisses von vornherein eine Ab-
wägung im Einzelfall verbietet oder nicht,227 ist doch davon auszugehen, dass das Fabrikationsge-
heimnis in Bezug auf die Veröffentlichung der in dieser Studie im Zentrum stehenden Informationen 
grundsätzlich nicht tangiert ist.  

90. Soweit die zu veröffentlichenden Angaben keine Zuordnung zu einem be-
stimmten Produkt erlauben, kann das Fabrikationsgeheimnis von vornherein nicht 
zum Zuge kommen, da keine Rückschlüsse auf die Herstellung oder Zusammensetzung 
eines bestimmten Produkts möglich sind.  
 
 
b) Zu den involvierten Interessen  

91. Die Verneinung der Einschlägigkeit des Fabrikationsgeheimnisses bedeutet je-
doch nicht, dass eine Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaftlicher Untersu-
chungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Be-
zug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe in jedem Fall unprob-
lematisch zulässig wäre. Vielmehr ist zu prüfen, ob einer Veröffentlichung überwie-
gende (private oder öffentliche) Geheimhaltungsinteressen entgegenstehen. Diese 
im Rahmen der Frage nach der Verhältnismässigkeit der Veröffentlichung vorzuneh-
mende Analyse impliziert vorgängig eine Identifizierung der in Frage stehenden (ggf. 
entgegen gesetzten) Interessen.  

Diese Grundsätze finden sowohl auf der Grundlage der geltenden Rechtslage (Art. 6 Abs. 1 USG) als 
auch auf der Grundlage der bevorstehenden Revision des USG (Art. 10e USG) Anwendung.228  

92. Für eine Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaftlicher Untersuchungen 
über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den 
Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe könnten in erster Linie folgende 
Gesichtspunkte sprechen:  
• Ganz grundsätzlich besteht ein öffentliches Interesse daran, der Gesellschaft 

Zugang zu Informationen über die Tätigkeit der Verwaltung zu gewähren, so 
dass sie ihre Kontrollfunktion – etwa durch die kritische Berichterstattung durch 
die Medien – wahrnehmen kann.229 Insofern gibt es also ein allgemeines 
„Transparenzinteresse“, das in Art. 6 Abs. 1 bzw. Art. 10e Abs. 1 USG in Be-
zug auf die aktive (Umwelt-) Information, aber auch im BGÖ in Bezug auf die 
passive Information zum Ausdruck gekommen ist.  

• Spezifisch ist im vorliegenden Zusammenhang auf das öffentliche Interesse am 
Schutz der Umwelt, welches regelmässig mit dem Schutz des Menschen vor 
schädlichen Einflüssen der Umwelt auf dessen Gesundheit einhergeht, hinzuwei-
sen: Sowohl die Aarhus-Konvention als auch das Umweltschutzgesetz gehen 

                                                 
227  Hierzu oben Rn. 81 f. 
228  S. insoweit schon oben Rn. 74 ff., 81 f. 
229  Vgl. auch Art. 180 Abs. 2 BV. 
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dabei davon aus, dass eine verstärkte Transparenz und Information über Um-
weltbelange zumindest mittelbar auch zu einem besseren bzw. effektiveren 
Umweltschutz beiträgt.230  

• Ggf. können weitere spezifische Anliegen hinzukommen: So ist es z.B. denkbar, 
dass die Veröffentlichung bestimmter Angaben oder wissenschaftlicher Untersu-
chungen im Hinblick auf die besondere Gefährlichkeit eines Produkts oder die 
weitere Förderung der wissenschaftlichen Forschung notwendig oder sachdien-
lich ist.  

 
93. Auf der anderen Seite ist aber auch auf die möglicherweise einer Veröffentli-
chung von Ergebnissen wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit 
bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- und Gesund-
heitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe entgegenstehenden Interessen hinzuweisen:  
• Auch wenn Fabrikationsgeheimnis nicht betroffen ist, ist es denkbar, dass die 

betroffenen Hersteller ein wirtschaftliches Interesse daran haben, dass die ge-
naue Zusammensetzung ihrer Produkte nicht (zusätzlich) veröffentlicht wird. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn die entsprechenden Analysen einen gewissen 
Aufwand erfordern, so dass davon auszugehen ist, dass sie nicht von „jeder-
mann“ durchgeführt werden. Ggf. könnte eine derartige Veröffentlichung 
grundrechtsrelevant sein, was voraussetzt, dass der Schutzbereich eines 
Grundrechts betroffen und ein Eingriff in dieses zu bejahen ist. 
Ob und ggf. unter welchen genauen Umständen eine aktive Information der Behörden, die Rück-
schlüsse auf die Zusammensetzung von Produkten und damit deren Herstellung grundrechtsrele-
vant ist (auch wenn das Fabrikationsgeheimnis nicht betroffen ist), hängt ebenfalls von den ge-
nauen Umständen des Einzelfalls ab und kann hier nicht abschliessend beantwortet werden. 
Festzuhalten ist aber, dass im vorliegenden Zusammenhang insbesondere die Wirtschaftsfreiheit 
(Art. 27 BV) einschlägig sein könnte, die die Freiheit der unternehmerischen Betätigung gewähr-
leistet, womit jede gewerbsmässig ausgeübte privatwirtschaftliche Tätigkeit, die der Erzielung 
eines Gewinns dient, erfasst wird.231 Auch ein Eingriff kann grundsätzlich vorliegen, da es hier-
für ausreichend ist, dass der Grundrechtsträger in seinen Ansprüchen auf Grundrechtsausübung 
beschränkt wird, sei dies direkt oder nur indirekt,232 so dass eine Beschränkung der Wirtschafts-
freiheit schon dann vorliegt, wenn staatliche Massnahmen in den freien Wettbewerb eingreifen 
oder diesen beeinflussen.233 Diese Voraussetzung könnte aber schon deshalb zu bejahen sein, 
weil die freie wirtschaftliche Betätigung in Folge der aktiven Information der Behörde und der 
damit möglicherweise einhergehenden schlechteren Wettbewerbsstellung beeinträchtigt werden 
könnte.   

• Weiter ist im Falle der Möglichkeit der Zuordnung der Ergebnisse zu bestimm-
ten Produkten grundsätzlich davon auszugehen, dass es sich um personenbezo-
gene Daten handelt, die in den Schutzbereich des Datenschutzgesetzes fallen.234 
Insofern dürfte also jedenfalls eine Grundrechtsrelevanz zu bejahen sein.  

                                                 
230  Vgl. zu diesem Zusammenhang, m.w.N., Epiney, Umweltrecht, 6. Kap., Rn. 10.  
231  Vgl. zusammenfassend Epiney/Pirker, Vereinbarkeit ausgewählter Modelle von Lenkungs-

abgaben, 30, auch mit Hinweis auf die Frage der Grundrechtsträger.  
232  Hierzu im Einzelnen, m.w.N., Kiener/Kälin, Grundrechte, 79 ff.; Bel-

ser/Waldmann/Molinari, Grundrechte I, 132 ff. 
233  Vgl. etwa Müller/Schefer, Grundrechte, 1068 f. 
234  Vgl. schon oben Rn. 66 ff. 
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Falls die Ergebnisse der wissenschaftlichen Untersuchungen aber keine Zuordnung zu einem be-
stimmten Produkt erlauben, sind keine ins Gewicht fallenden Geheimhaltungsinteressen ersicht-
lich.  

94. Deutlich wird damit auch, dass die jeweils involvierten Interessen bzw. Rechte 
und ihr „Gewicht“ nur in Abhängigkeit von allen Umständen des Einzelfalls ermittelt 
werden können. Zu berücksichtigen sind dabei u.a. folgende Elemente:  
• inhaltliche Ergebnisse der Untersuchungen (Grad der Gefährlichkeit des Pro-

dukts bzw. der Inhaltsstoffe für Mensch und Umwelt, Verbreitung des Produkts, 
Gefährdungsrisiko u.a.m.);  

• bereits vorliegende Veröffentlichungen der Ergebnisse oder ähnlicher Ergeb-
nisse;  

• Möglichkeit der Produktanalyse;  
• Perspektiven der (wissenschaftlichen) Weiterentwicklung des Produkts bzw. 

bestimmter Stoffe oder von Ersatzstoffen;  
• Potential und Grad der Beeinträchtigung der (wirtschaftlichen) Interessen des 

Herstellers.  
Soweit eine Grundrechtsrelevanz zu bejahen ist, sind Eingriffe nur unter der Voraussetzung zulässig, 
dass die Anforderungen des Art. 36 BV eingehalten werden (gesetzliche Grundlage, öffentliches In-
teresse und Verhältnismässigkeit), die sich jedoch bereits aus den im Zusammenhang mit Art. 6 Abs. 
1 USG zu beachtenden Anforderungen ergeben.235  

 
 
c) Zur Verhältnismässigkeitsprüfung  

95. Die Prüfung der Verhältnismässigkeit hat in Abhängigkeit und im Anschluss an 
die Ermittlung der involvierten Interessen zu erfolgen, so dass auch hier – wie grund-
sätzlich bei Verhältnismässigkeitsprüfungen – eine Prüfung in jedem Einzelfall zu er-
folgen hat und auch nur unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls mög-
lich ist. Dabei ist davon auszugehen, dass der zuständigen Behörde ein eher weiter Er-
messensspielraum einzuräumen ist, dies jedenfalls im Falle der Verneinung der Ein-
schlägigkeit des Fabrikationsgeheimnisses, wovon vorliegend auszugehen ist.236 
 
96. Gleichwohl soll der Versuch unternommen werden, für die jeweiligen Schritte 
der Verhältnismässigkeitsprüfung einige (typisierende) Anhaltspunkte zu formulieren, 
dies zunächst für die Konstellation, bei der die Ergebnisse der wissenschaftlichen Un-
tersuchungen einen Rückschluss auf die betroffenen Produkte ermöglichen, so dass 
eine Zuordnung zu diesen und damit den Herstellern möglich ist:  
• In einem ersten Schritt wäre das öffentliche Interesse zu spezifizieren. Insbe-

sondere fragt es sich, ob eine Veröffentlichung der betreffenden Angaben – ne-
ben dem allgemeinen Anliegen der Transparenz, insbesondere in Umweltfra-
gen – noch aus spezifischen Gründen (wie z.B. eine besondere Gefährlichkeit 
eines Stoffes oder die Evaluation der Opportunität des Einsatzes dieses oder je-
nes Stoffes) als sinnvoll erachtet wird. Festzuhalten ist aber, dass auf der Grund-
lage des Umweltschutzgesetzes – auch im Lichte der Aarhus-Konvention – ein 

                                                 
235  S.o. Rn. 74 ff. 
236  Oben Rn. 84 ff.  
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grundsätzliches öffentliches Interesse an der Veröffentlichung von Umwel-
tinformationen gegeben ist.  

• In einem zweiten Schritt wären die beeinträchtigten privaten Interessen zu 
konkretisieren. Relevant wäre hier etwa, ob die stoffliche Zusammensetzung 
der fraglichen Produkte bereits veröffentlicht wurde, womit ein Geheimhaltungs-
interesse von vornherein ausser Betracht fiele bzw. ein eher geringes Gewicht 
aufwiese. Auch der Eingriff in die datenschutzrechtlichen Garantien wäre we-
sentlich weniger intensiv. Ansonsten wäre das genaue wirtschaftliche Interesse 
zu spezifizieren.  
Besteht etwa die Gefahr der Nachahmung der Produkte? Hierbei ist miteinzubeziehen, welche 
technischen Voraussetzungen notwendig wären, um dieselben zu kopieren. Können die Produkte 
nur mit speziellem technischen Know-How, bzw. grossem Aufwand kopiert werden? Besteht al-
lenfalls die Gefahr, dass die Produkte in einem Bereich nachgeahmt werden, der der Kontrolle 
der Behörden entzogen ist? Wirtschaftliche Interessen können auch daran bestehen, dass die For-
schung an der stofflichen Zusammensetzung der Produkte unter grossen finanziellen Aufwänden 
betrieben wurde. Sind einzelne Hersteller sogar auf den Verkauf einzelner Produkte angewiesen, 
bzw. in ihrer Existenz bedroht, wenn die stoffliche Zusammensetzung veröffentlicht wird? 

• Die Geeignetheit der Veröffentlichung im Hinblick auf die Herstellung einer 
gewissen Transparenz und die Erhöhung des Kenntnisstandes in Umweltbelan-
gen ist grundsätzlich zu bejahen. Art und Weise der Veröffentlichung müssten 
aber wohl auch in Abhängigkeit von den genau verfolgten Zielsetzungen erfol-
gen.  
Zur Klarstellung sei noch hervorgehoben, dass die Umweltrelevanz, insbesondere eine allfällige 
Gefahr für Mensch und Umwelt, nicht zweifelsfrei nachgewiesen werden muss, sondern vor dem 
Hintergrund des Vorsorgeprinzips ist es ausreichend, dass ernsthafte Anhaltspunkte für eine der-
artige Gefahr sowie die entsprechenden Kausalzusammenhänge bestehen, die wissenschaftlich 
belegt sind. 

• Genau zu prüfen ist die Erforderlichkeit der Veröffentlichung: Hier geht es 
darum, ob die Veröffentlichung – unter Einbezug der Art und Weise derselben – 
die geringstmögliche Beeinträchtigung anderer öffentlicher und privater Interes-
sen und damit das mildeste Mittel zur Zielerreichung darstellt. Zu berücksich-
tigen sind hier in erster Linie die wirtschaftlichen Interessen des Herstellers und 
sein Recht auf Datenschutz. In diesem Rahmen ist in erster Linie zu prüfen, ob 
eine vollumfängliche Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse zur Errei-
chung des Zweckes wirklich notwendig ist. So ist es etwa denkbar, dass nur ge-
wisse, besonders umweltrelevante Informationen veröffentlicht werden, womit 
der Zweck möglicherweise auch erreicht werden kann. Relevant ist in dieser 
Hinsicht auch die Frage, ob die Publikation lediglich die umwelt- bzw. gesund-
heitsrelevanten Komponenten eines Produktes betrifft, deren Veröffentlichung 
ein wesentliches öffentliches Interesse darstellen würde. Auch ist die Möglich-
keit einer Anonymisierung miteinzubeziehen. Hier wäre zu prüfen, ob die ano-
nymisierte Veröffentlichung der Analyseresultate nicht das mildere Mittel wäre, 
welches den Zweck der Publikation dennoch erfüllen würde. Daher wäre eine 
Veröffentlichung von vornherein nur zulässig wenn eine anonymisierte Form der 
Veröffentlichung nicht ebenso wirksam wäre.  

• Schliesslich ist im Rahmen der Angemessenheitsprüfung eine umfassende Gü-
terabwägung vorzunehmen. Diese ist abhängig von der Konkretisierung der in-
volvierten Interessen und ihrem Gewicht. Dabei kann jedoch festgehalten wer-
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den, dass im Falle einer bereits erfolgten Veröffentlichung der Untersuchungser-
gebnisse (z.B. in einer wissenschaftlichen Zeitschrift) davon auszugehen ist, 
dass die Interessenabwägung eher zugunsten einer (weiteren) Veröffentlichung 
ausfällt. Im Falle einer nicht bereits erfolgten Veröffentlichung der Zusammen-
setzung der fraglichen Produkte besteht potentiell ein ins Gewicht fallendes Inte-
resse der Hersteller, dass die Analyseergebnisse nicht veröffentlicht werden. 
Diesem Interesse muss eine reale Gefahr für Mensch und Umwelt oder allenfalls 
ein sonstiges wichtiges Interesse an der Veröffentlichung entgegengehalten wer-
den können.  

 
97. Im Falle einer anonymisierten Veröffentlichung – bei der also die Untersu-
chungsergebnisse keine Rückschlüsse auf bestimmte Produkte und damit Hersteller 
zulassen – wäre der Gestaltungsspielraum der Behörde ungleich weiter: Es sind keine 
gewichtigen privaten Interessen ersichtlich, die gegen eine Veröffentlichung sprechen. 
Hingegen ist ein gewichtiges öffentliches Interesse zu bejahen, die Gesellschaft über 
Erkenntnisse betreffend potenziell umwelt- und gesundheitsgefährdender Stoffe zu in-
formieren und dieselbe an der wissenschaftlichen und politischen Diskussion über die 
Verwendung solcher Stoffe teilnehmen zu lassen. Daher dürfte hier eine Veröffentli-
chung der Untersuchungsergebnisse auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 USG bzw. des 
Art. 10e Abs. 1 USG unproblematisch zulässig sein. 
 
 
3. Fazit 

98. Im Ergebnis kann somit folgendes festgehalten werden:  
• Der Gegenstand der Umweltinformation nach Art. 6 Abs. 1 USG bzw. nach 

Art. 10e Abs. 1 USG kann sich auch auf solche Angaben beziehen, die Rück-
schlüsse auf die Zusammensetzung von Produkten und damit auf die Hersteller 
erlauben. Damit stellen beide Vorschriften eine hinreichende Rechtsgrundlage 
zur aktiven Veröffentlichung solcher Informationen dar.  

• Wenn es um Untersuchungsergebnisse bezüglich der Beschaffenheit von all-
gemein auf dem Markt erhältlichen Produkten bzw. um die Analyse ihrer 
Inhaltsstoffe geht und diese Analyse von jedermann durchgeführt werden kann 
(ggf. mit Hilfe eines chemischen Labors), ist im Falle der Veröffentlichung der 
Ergebnisse solcher Analysen das Fabrikationsgeheimnis nicht betroffen, da es 
nicht um eine „geheime“ Angabe geht. 

• Eine Veröffentlichung darf nur erfolgen, wenn dem nicht überwiegende (pri-
vate oder öffentliche) Geheimhaltungsinteressen entgegenstehen. Diese im 
Rahmen der Frage nach der Verhältnismässigkeit der Veröffentlichung vorzu-
nehmende Analyse kann nur unter Berücksichtigung aller Umstände des Ein-
zelfalls erfolgen. Jedenfalls wäre eine nicht anonymisierte Veröffentlichung 
aber nur zulässig, wenn eine anonymisierte Form der Veröffentlichung nicht 
ebenso wirksam wäre. Im Übrigen bleibt festzuhalten, dass im Falle einer nicht 
bereits erfolgten Veröffentlichung der Zusammensetzung der fraglichen Produk-
te potentiell ein ins Gewicht fallendes Interesse der Hersteller besteht, dass die 
Analyseergebnisse nicht veröffentlicht werden. Diesem Interesse muss eine reale 
Gefahr für Mensch und Umwelt oder ein sonstiges ins Gewicht fallendes öffent-
liches Interesse an einer Veröffentlichung entgegengehalten werden können, und 



 

55 
 

die Veröffentlichung der Ergebnisse muss einen Beitrag zur Abwendung dieser 
Gefahren leisten können. Eine anonymisierte Veröffentlichung wäre grundsätz-
lich unproblematisch zulässig.  
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D. Zur Rechtslage im EU-Recht 

99. Regelungen zum Informationszugang für die Öffentlichkeit finden sich in der 
Europäischen Union in Bezug auf die Organe der Union selbst sowie in Bezug auf die 
Mitgliedstaaten. Informationspflichten der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stel-
len sind dabei sowohl primär- als auch sekundärrechtlich festgelegt. Daneben existie-
ren Rechtsakte der Union, die auch ihren Mitgliedsstaaten bestimmte Informations-
pflichten auferlegen. Dabei geht es sowohl für die EU-Organe als auch für die Mitglied-
staaten um passive und aktive Informationspflichten, wobei zu beachten ist, dass sowohl 
die EU237 als auch die Mitgliedstaaten die Aarhus-Konvention238 ratifiziert haben und 
die Umweltinformationen betreffenden (sekundärrechtlichen) Vorgaben im EU-Recht 
insofern vor dem Hintergrund der Aarhus-Konvention zu sehen sind, als sie diese um-
setzen sollen. Insofern sind sie also konventionskonform auszulegen, was im Übrigen 
auch für das sonstige Sekundärrecht gilt, stehen völkerrechtliche Abkommen im EU-
Recht doch hierarchisch über dem Sekundärrecht.239  
 
100. Entsprechend der in dieser Studie im Vordergrund stehenden Fragestellung240 
soll im Folgenden nicht das gesamte „EU-Informationsrecht“ dargestellt werden; viel-
mehr stehen diejenigen Vorgaben im Vordergrund, welche die aktive Informations-
pflicht betreffen (wenn auch aufgrund des systematischen Zusammenhangs mitunter 
kurz auf die passiven Informationspflichten zu verweisen ist), wobei – ausgehend von 
der Skizzierung der primärrechtlichen Grundlagen (I.) – zwischen der Situation auf EU-
Ebene bzw. für die EU-Organe (II.) und den durch die Mitgliedstaaten zu beachtenden 
sekundärrechtlichen Vorgaben (III.) zu unterscheiden ist.  

Nicht erörtert werden muss in der vorliegenden Studie das EU-Datenschutzrecht, denn dessen An-
wendungsbereich erstreckt sich lediglich auf Daten natürlicher Personen,241 die vorliegend im Zu-
sammenhang mit der Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaftlicher Studien, die Rückschlüs-
se auf Hersteller zulassen, nicht in Frage stehen, geht es hier doch um juristische Personen.  

 
 
I. Primärrechtliche Grundlagen  

101. Im Primärrecht finden sich verschiedene Kategorien von Bestimmungen, die 
Informationsrechte oder Informationspflichten betreffen: 
• Zunächst kommt in verschiedenen vertraglichen Bestimmungen zum Ausdruck, 

dass Transparenz – insbesondere des Handelns der Organe der Union – ein 
unionsrechtlicher Grundsatz und eine Zielsetzung der Union ist, wobei ein 
enger Zusammenhang mit dem demokratischen Prinzip besteht. So betonen Art. 
11 Abs. 1-3 EUV die Notwendigkeit der Transparenz des Handelns der Organe, 

                                                 
237  Vgl. Beschluss 2005/370 des Rates, ABl. 2005 L 124, 1. 
238  Zu dieser oben Rn. 4 ff. 
239  Vgl. nur, m.w.N., Epiney, LA Wolfrum, 1909 f. Dies ergibt sich auch aus Art. 216 Abs. 2 

AEUV, wonach die völkerrechtlichen Abkommen die Unionsorgane binden.  
240  S.o. Rn. 1 ff.  
241  Vgl. insbesondere Art. 1 Abs. 1 RL 95/46 (RL 95/46 zum Schutz natürlicher Personen bei 

der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr, ABl. 1995 L 281, 
31).  
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wozu auch eine aktive Information gehört. Art. 15 Abs. 1 AEUV – der neu durch 
den Lissabonner Vertrag eingeführt wurde – gibt den Organen sowie sonstigen 
Einrichtungen und Stellen der Union auf, unter „weitestgehender Beachtung des 
Grundsatzes der Offenheit“ zu handeln, dies im Hinblick auf die Förderung einer 
verantwortungsvollen Verwaltung und die Sicherstellung der Beteiligung der 
Zivilgesellschaft. Und Art. 298 Abs. 1 AEUV erwähnt eine „offene“ Verwal-
tung. Konkrete aktive Informationspflichten lassen sich aus diesen Vorschriften 
jedoch nicht ableiten.  

• Hingegen wird in verschiedenen primärrechtlichen Bestimmungen das passive 
Informationsrecht erwähnt, und es werden entsprechende Vorgaben formuliert. 
So sieht Art. 15 Abs. 3 AEUV vor, dass jedem Unionsbürger sowie jeder (na-
türlichen und juristischen) Person mit (Wohn-) Sitz in einem Mitgliedstaat ein 
individuelles Recht auf Zugang zu Dokumenten der Unionsorgane sowie der 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU zu gewähren ist. Dieses Recht ist al-
lerdings als solches nicht unmittelbar wirksam,242 sondern nur „vorbehaltlich der 
Grundsätze und Bedingungen, die nach diesem Absatz festzulegen sind“, garan-
tiert. Dies ändert aber nichts daran, dass jedenfalls in dieser Durchführungsge-
setzgebung ein individueller Anspruch zu begründen ist und die Vorgaben des 
Art. 15 Abs. 3 AEUV zu beachten sind.243  
Art. 42 Grundrechtecharta enthält einen im Wesentlichen wörtlich Art. 15 
Abs. 3 Uabs. 1 AEUV entsprechendes Recht auf Zugang zu bei Organen und 
Einrichtungen der Union vorhandenen Dokumenten mit Ausnahme des Vorbe-
halts der sekundärrechtlichen Ausgestaltung.244  
Aufgeworfen wird damit die Frage nach der selbständigen Bedeutung dieser Bestimmung bzw. 
nach ihrem Verhältnis zu Art. 15 Abs. 3 AEUV, eine Frage, die sich entsprechend auch bei 

                                                 
242  Insofern missverständlich bzw. a.A. Wegener, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 15 

AEUV, Rn. 6, 11, der davon spricht, dass mit Art. 15 Abs. 3 AEUV die Informationsfreiheit 
in den „Rang eines verfassungsrechtlich verbürgten Freiheitsrechts“ erhoben werde und der 
Vorschrift einen „individuellen Anspruch“ entnehmen möchte; dezidiert für eine unmittel-
bare Wirkung des Art. 255 EGV (der Vorgängernorm des Art. 15 Abs. 3 AEUV) Heselhaus, 
in: Heselhaus/Nowak, Handbuch der Europäischen Grundrechte, § 56, Rn. 44 ff. Vgl. aus-
drücklich gegen eine unmittelbare Wirkung EuG, Rs. T-191/99 (Petrie), Slg. 2001, II-3677, 
Rn. 34, wo das EuG festhält, dass weder Art. 1 Abs. 2 EUV noch Art. 255 EGV unmittelbar 
anwendbar seien. Wie hier auch etwa Gellermann, in: Streinz, EUV/AEUV, Art. 15 AEUV, 
Rn. 8; Schnichels, EuZW 2002, 577; Castenholz, Informationszugangsfreiheit, 54 ff.; wohl 
auch Sobotta, Transparenz, 312 ff.; Nowak, DVBl. 2004, 272 (280); Krajewski/Rösslein, in 
Grabitz/Hilf/Nettesheim, Art. 15 AEUV, Rn. 37 f. Aufgrund des Erlasses der VO 1049/2001 
ist diese Frage aber nicht (mehr) von praktischer Relevanz.  

243  Zu diesen Epiney, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszugangs, 
27 (33 f.). Gemäss Art. 15 Abs. 3 Uabs. 2 AEUV sind die für die Ausübung des Zugangs-
rechts massgeblichen Grundsätze (nach dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren) festzu-
legen. Genau dies ist Gegenstand der VO 1049/2001, zu dieser noch unten Rn. 104 ff. 

244  Eine weitere passive Informationspflicht ist in Art. 41 Abs. 2 lit. b Grundrechtecharta fest-
gelegt. Danach steht jeder Person ein Recht auf Einsicht in die sie betreffenden Akten zu. 
Das Zugangsrecht besteht indes nur unter Wahrung des berechtigten Interesses der Vertrau-
lichkeit und des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses. Insofern ist abzuwägen, ob ein berech-
tigtes Interesse im Einzelfall der Akteneinsicht entgegensteht. Vgl. dazu Jarass, Charta der 
Grundrechte, Art. 41, Rn. 24 ff. 
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manch anderen in der Grundrechtecharta gewährleisteten Recht stellt.245 Im Ergebnis spricht 
Vieles dafür, Art. 42 Grundrechtecharta keine über Art. 15 Abs. 3 AEUV hinausgehenden Rech-
te – also insbesondere kein unmittelbar anwendbares subjektives Recht – zu entnehmen, ist doch 
nicht ersichtlich, wie ohne eine sekundärrechtliche Präzisierung die notwendigerweise vorzu-
nehmende Güterabwägung zwischen dem Recht auf Informationszugang und den mit diesem 
Recht ggf. im Widerspruch stehenden öffentlichen oder privaten Interessen erfolgen soll, zumal 
auch die Entstehungsgeschichte der Vorschrift hierfür spricht und es auch aus systematischer 
Sicht wenig überzeugend erschiene, die im Wesentlichen parallel formulierten Bestimmungen 
der Art. 15 Abs. 3 Uabs. 1 AEUV und Art. 42 Grundrechtecharta unterschiedlich auszulegen. 
Der Hintergrund des Wegfalls des Vorbehalts des Sekundärrechts kann nämlich auch und gerade 
darin erblickt werden, dass gemäss Art. 52 Abs. 2 Grundrechtecharta die Ausübung der durch die 
Charta anerkannten Recht, die in den Verträgen (also auch und gerade im AEUV) geregelt sind, 
„im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Bedingungen und Grenzen“ erfolgt.246 

• Schliesslich enthält das Primärrecht Rechtsgrundlagen, die den Erlass von Se-
kundärrecht, das Informationsrechte und Informationspflichten (ggf. auch in be-
stimmten Bereichen) verankert, ermöglichen. Soweit die EU-Ebene betroffen ist, 
ist insbesondere Art. 15 Abs. 3 Uabs. 2 AEUV zu erwähnen. Art. 192 Abs. 1 
AEUV erlaubt darüber hinaus den Erlass von Sekundärrecht, das zur Erreichung 
der in Art. 191 AEUV aufgeführten umweltpolitischen Ziele beiträgt.247 Auf die-
ser Grundlage können für den spezifischen Bereich der Umweltinformation so-
wohl Vorgaben für die EU-Ebene als auch für die mitgliedstaatliche Ebene in 
Sekundärrechtsakten formuliert werden, die sowohl die aktive als auch die pas-
sive Information betreffen. Der EU-Gesetzgeber hat denn auch entsprechende 
Rechtsakte erlassen, dies auch im Zuge der Umsetzung der Aarhus-
Konvention.248 

 
102. Insgesamt bleibt damit festzuhalten, dass dem Primärrecht keine unmittelbar 
anwendbaren aktiven Informationspflichten der Behörden (gehe es nun um EU-
Behörden oder um nationale Behörden) zu entnehmen sind. Immerhin kann den ver-
schiedenen, eher allgemein formulierten Bestimmungen des EU-Rechts in Bezug auf 
die Transparenz des Handelns der EU-Organe grundsätzlich die rechtliche Grundlage 
für eine aktive Informationstätigkeit entnommen werden, wobei aber die Grundrechte 
der Betroffenen zu wahren sind, die (auch) Rahmen der Ausnahmetatbestände zu be-
rücksichtigen sind.249 Auf der anderen Seite sind die Vorgaben für das passive Infor-
mationsrecht relativ detailliert, soweit der Zugang zu bei EU-Organen befindlichen 
Dokumenten betroffen ist. Der Union kommen allerdings – insbesondere soweit die 
Umweltinformation betroffen ist – weitreichende Rechtsetzungsbefugnisse für den 
Bereich der (akvien und passiven) Information zu.  
 
 

                                                 
245  Vgl. in diesem Zusammenhang zur Problematik der „Verdoppelung“ oder gar „Verdreifa-

chung“ des Grundrechtsbestands durch die Grundrechtecharta (zusammen mit dem EUV 
und dem AEUV) etwa, m.w.N., Ehlers, in: Ehlers, Europäische Grundrechte und Grundfrei-
heiten, § 14, Rn. 30.  

246  A.A. aber wohl Jarass, Charta der Grundrechte, Art. 42, Rn. 5.  
247  Der sachliche Anwendungsbereich des Art. 192 Abs. 1 AEUV ist somit denkbar weit. Vgl. 

im Einzelnen hierzu, m.w.N., Epiney, Umweltrecht, 4. Kap., Rn. 3 f. 
248  S.u. Rn. 104 ff.  
249  Vgl. insoweit auch noch unten Rn. 107, 113, 147. 
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II. Informationsrecht auf EU-Ebene 

103. Informationspflichten für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
EU sind sekundärrechtlich durch die Verordnungen 1049/2001250 und 1367/2006251 
geregelt. Die VO 1049/2001 (1.) bezieht sich auf die Pflichten bezüglich allgemeiner 
Informationen, wohingegen die VO 1367/2006 (2.) die Pflichten bezüglich Umweltin-
formationen regelt. In einem Exkurs sei – vor dem Hintergrund des Regelungsgegen-
stands und der Sensibilität der bearbeiteten Daten für das Betriebs- und Geschäftsge-
heimnis – noch auf die Informationsfreiheit im Rahmen der sog. REACH-
Verordnung252 eingegangen (3.), bevor in einem Fazit (4.) die in unserem Zusammen-
hang relevanten unionsrechtlichen Vorgaben zusammengefasst werden.  
 
 
1. Zur VO 1049/2001 

104. Hauptziel der Rechtsakte über die Informationsfreiheit ist eine bessere Beteili-
gung der Bürger am demokratischen Entscheidungsprozess.253 So soll (auch) die Ver-
ordnung 1049/2001 den Rechtsetzungsprozess der EU-Organe transparenter und für die 
breite Öffentlichkeit leichter zugänglich machen.254 Die Informationspflichten aus der 
Verordnung 1049/2001 betreffen in erster Linie die passiven Informationspflichten 
der EU-Organe, wie sich schon aus Art. 1 lit. a VO 1049/2001 ergibt, der darauf ver-
weist, dass die Verordnung den primärrechtlichen Auftrag der Einräumung eines indivi-
duellen Rechts auf Zugang zu bei EU-Behörden vorhandenen Dokumenten umsetzen 
soll. So verankert Art. 2 Abs. 1 VO 1049/2001 für Unionsbürger sowie für natürliche 
und juristische Personen mit Sitz in einem Mitgliedstaat ein Recht auf Zugang zu Do-
kumenten, die bei den Organen der EU vorhanden sind. Allerdings sind (abschliessend 
formulierte) Ausnahmen von diesem Anspruch formuliert. Im Übrigen enthält die Ver-
ordnung noch einige Verfahrensvorschriften.255  
 
105. Vor dem Hintergrund dieser Akzentsetzung ist auch zu sehen, dass die Verord-
nung kaum Vorgaben über die aktive Information enthält: Die entsprechenden 
Pflichten betreffen lediglich die Verbreitung von prozeduralen Informationen sowie die 
allgemeine Verfügbarmachung von Informationen und sind somit letztlich weitgehend 

                                                 
250  VO 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par-

laments, des Rates und der Kommission, ABl. 2001 L 145, 43.  
251  VO 1367/2006 über die Anwendung der Bestimmungen des Übereinkommens von Aarhus 

über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfah-
ren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten auf Organe und Einrichtungen 
der Gemeinschaft, ABl. 2006 L 264, 13.  

252  VO 1907/2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer 
Stoffe (REACH) und zur Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur, Abl. 2006 L 
396, 1.  

253  Vgl. zum engen Zusammenhang des Informationszugangs zu bedeutenden Grundsätzen des 
demokratischen Rechtsstaats, m.w.N., Epiney, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des 
freien Informationszugangs, 27 (28 ff.).  

254  Vgl. KOM (2007) 185 endg., 13. 
255  Vgl. zum Recht auf Zugang zu Dokumenten nach der VO 1049/2001 den Überblick bei 

Epiney, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszugangs, 27 (37 ff.); 
s. auch ausführlicher Epiney, Umweltrecht, 6. Kap., Rn. 17 ff. (jeweils m.w.N.).  
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im Zusammenhang mit dem passiven Informationsrecht zu sehen, da sie dessen Ef-
fektivität sicherstellen sollen:  
• So sind Register über die Dokumente zu veröffentlichen, aus denen sich die 

Information ergibt, welche Dokumente bei den Organen vorliegen (Art. 11 VO 
1049/2001).256 Hiermit soll Personen mit Interesse an einer bestimmten Informa-
tion ein möglichst vollständiger und aktueller Überblick ermöglicht werden.257 
Dabei enthalten die öffentlichen Register der drei Organe im Wesentlichen Ver-
weise auf Schriftstücke, die im Rahmen des EU-Rechtsetzungsverfahrens erstellt 
und zwischen den Organen ausgetauscht wurden.258 

• Der Zugang zu den im Register aufgelisteten Dokumenten soll – soweit mög-
lich – direkt ermöglicht werden, insbesondere für legislative Dokumente (Art. 
12 Abs. 1, 2 VO 1049/2001). Dies dient der Vereinfachung der Zugänglichma-
chung und soll den Verwaltungsaufwand in Verbindung mit der passiven Infor-
mationspflicht beschränken.259 Der direkte Zugang zu Dokumenten ist jedoch 
nur „soweit möglich“ und „gemäss den Bestimmungen“ des jeweiligen Organs 
zu gewähren (Art. 12 Abs. 1 VO 1049/2001), so dass hier ein beachtlicher Ge-
staltungsspielraum verbleibt. Als Hauptkriterium ziehen die Organe die Grenzen 
der Verwaltungsressourcen heran, um die Konturen des „soweit möglich“ zu be-
stimmen. Soweit kein direkter Zugang ermöglicht werden kann, bleibt das Recht 
auf Zugang zu den Dokumenten unberührt.260 

• Andere Dokumente (insbesondere solche in Verbindung mit der Entwicklung 
von Politiken oder Strategien) sollen ebenfalls soweit möglich direkt zugäng-
lich gemacht werden (Art. 12 Abs. 3 VO 1049/2001).  

• Sodann haben die Organe bestimmte Dokumente im Amtsblatt zu veröffentli-
chen (Art. 13 VO 1049/2001). Diese im Amtsblatt zu veröffentlichenden Do-
kumente stehen im allgemeinen Zusammenhang mit den Rechtssetzungsprozes-
sen der EU.  

• Daneben ist die Öffentlichkeit über ihre Rechte auf Zugang zu Dokumenten 
zu informieren (Art. 14 VO 1049/2001).  

• Schliesslich haben die Organe jährlich Berichte über abgelehnte Anträge auf 
Zugang zu erstellen, aus denen sich der Grund für die Verweigerung und die 
Zahl der sensiblen Dokumente bei den Organen ergibt (Art. 17 VO 1049/2001). 

 
106. Auch die VO 1049/2001 geht davon aus, dass die Ausnahmegründe für die 
aktive und passive Information parallel ausgestaltet sind (vgl. in Bezug auf die aktive 
Information Art. 11 Abs. 2, Art. 12 Abs. 2, Art. 13 Abs. 1 VO 1049/2001). Von Bedeu-
tung ist insbesondere Art. 4 VO 1049/2001, der abschliessend zu verstehende Ausnah-
men vom Zugangsanspruch und von der Pflicht bzw. dem Recht auf aktive Information 
formuliert, die eng auszulegen sind.261 Diese Bestimmung unterscheidet zwischen „ab-
                                                 
256  Der genaue inhaltliche Umfang dieser Metainformationen ist in Art. 11 VO 1049/2001 nur 

knapp umschrieben.  
257  Meltzian, Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu Dokumenten, 295. 
258  Vgl. KOM (2007) 185 endg., 13. 
259  Meltzian, Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu Dokumenten, 298. 
260  Vgl. Meltzian, Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu Dokumenten, 298. 
261  Vgl. nur EuGH, verb. Rs. C-174/98, C-189/98 P (van der Wal), Slg. 2000, I-1, Rn. 27; s. 

sodann Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, D III.2.2, Rn. 33, m.w.N. Vgl. 
zu Auslegung und Reichweite einiger Ausnahmetatbestände in der Rechtsprechung von 
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soluten“ Ausnahmegründen, bei deren Einschlägigkeit der Zugang zu den Dokumenten 
zu verweigern ist, ohne dass eine irgendwie geartete Abwägung mit dem Interesse an 
der Gewährung des Zugangs erfolgt,262 und „relativen“ Ausnahmegründen, bei deren 
Vorliegen der Zugang nur unter der Voraussetzung verweigert werden darf, dass kein 
„überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung“ besteht.263  

Art. 9 VO 1049/2001 betrifft sodann noch sensible Dokumente, die grundlegende Interessen der EU, 
der Mitgliedstaaten oder von Drittstaaten betreffen und als „geheim“ oder „streng geheim“ eingestuft 
sind. 

107. Im Rahmen der vorliegenden Studie ist insbesondere der „Schutz geschäftli-
cher Interessen einer natürlichen oder juristischen Person“ (Art. 4 Abs. 2 1. Spie-
gelstrich VO 1049/2001) von Bedeutung. Das Schutzobjekt bzw. der Ausnahmetatbe-
stand ist damit eher weit formuliert.264 Erfasst sind insbesondere das Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnis, deren Schutz ein allgemeiner Grundsatz des Unionsrechts ist, der 
auf das gesamte Verwaltungsverfahren Anwendung findet.265 Inhaltlich umfasst das 
                                                                                                                                               

EuG und EuGH den Überblick über die neuere Rechtsprechung bei Epiney, NVwZ 2008, 
736 (739); Epiney, NVwZ 2009, 949 (954). 

262  Im Einzelnen werden folgende „absolute“ Ausnahmetatbestände in Art. 4 Abs. 1 VO 
1049/2001 genannt: der Schutz der öffentlichen Sicherheit, der Verteidigung und militäri-
scher Belange, der internationalen Beziehungen und der Finanz-, Währungs- oder Wirt-
schaftspolitik der Union oder eines Mitgliedstaats einerseits (öffentliche Interessen) sowie 
der Schutz der Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen, insbesondere gemäss den 
Rechtsvorschriften der Union über den Schutz personenbezogener Daten andererseits (pri-
vate Interessen). Der Entwurf der Kommission zur Neufassung der VO 1049/2001 ergänzt 
diese Ausnahmetatbestände um den Punkt einer negativen Beeinträchtigung für „die Um-
welt, wie z.B. Brutstätten seltener Tierarten“, vgl. KOM (2008) 229 endg., 19. Auch wenn 
im Falle des Bejahens des Vorliegens dieser Schutzinteressen – wie erwähnt – grundsätzlich 
keine Abwägung erfolgt und der Zugang zu dem betreffenden Dokument zu gewähren ist, 
ist dem immer gegebenen Interesse der Öffentlichkeit am Zugang zu den Dokumenten der 
Organe doch im Rahmen der Auslegung dieser Bestimmung Rechnung zu tragen, kann eine 
„Beeinträchtigung“ der genannten Interessen wohl nur dann vorliegen, wenn die Veröffent-
lichung des betreffenden Dokuments tatsächlich eine diesbezügliche hinreichend schwere 
Gefährdung implizierte, vgl. hierzu im Einzelnen Epiney, in: Fluck/Theuer, Informations-
freiheitsrecht, D III.2.2, Rn. 44 f. Vgl. in diesem Zusammenhang aber auch Wegener, in 
Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 15 AEUV, Rn. 23 ff., der die nicht vorgesehene Abwä-
gung als grundlegenden Konstruktionsfehler der Verordnung ansieht, da dies nicht mit der 
verfassungsmässigen Garantie auf Informationsfreiheit zu vereinbaren sei. Demgegenüber 
sieht der EuGH dies in EuGH, Rs. C-266/05 P (Sison), Slg. 2007, I-1233, Rn. 34  ff., als 
nicht problematisch an. Ebenso die Kommission, die in ihrem Entwurf zur Neufassung der 
VO 1049/2001 in KOM (2008) 229 endg., 19, Art. 4 Abs. 1 diesbezüglich gerade nicht än-
dert. Ebensowenig sieht der Entwurf des Europäischen Parlaments eine Änderung diesbe-
züglich vor, ABl. 2010 C 87 E, 371. 

263  Art. 4 Abs. 2, 3 VO 1049/2001 nennt folgende relative Ausnahmetatbestände: Schutz der 
geschäftlichen Interessen einer natürlichen oder juristischen Person, Schutz von Gerichts-
verfahren und der Rechtsberatung, Schutz des Zwecks von Inspektions-, Untersuchungs- 
und Audittätigkeiten, Schutz von Dokumenten, die für den internen Gebrauch erstellt wur-
den oder bei dem Organ eingegangen sind und die sich auf eine Angelegenheit beziehen, in 
der das Organ noch keinen Beschluss gefasst hat, wenn eine Verbreitung den Entschei-
dungsprozess des Organs ernstlich beeinträchtigen würde.  

264  Vgl. Meltzian, Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu Dokumenten, 230, der diese Formu-
lierung in Beziehung zur Formulierung „Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse“ setzt. 

265  EuGH, Rs. 53/85 (AKZO Chemie/Kommission), Slg. 1986, 1965 (1992); s. zum grund-
rechtlichen Schutz des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses in der Union auch EuGH, Rs. 
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Geschäfts- und Betriebsgeheimnis das in einem Betrieb angesammelte technische und 
wirtschaftliche Wissen, dessen exklusive Nutzbarkeit einen eigenen Bestandteil des 
Vermögenswertes ausmacht.266 Darüber hinaus sind aber auch weitere wirtschaftlich 
bedeutsame Informationen von diesem Ausnahmetatbestand erfasst, so sicherlich die 
Zusammensetzung von Produkten, die Rückschlüsse auf deren Herstellung zulässt.  
 
108. Betrifft der Inhalt der (potentiell) zu veröffentlichenden Dokumente das ge-
schäftliche Interesse von Dritten, ist in einem weiteren Schritt die Abwägung mit dem 
öffentlichen Interesse an der Verbreitung vorzunehmen (Art. 4 Abs. 2 VO 1049/2001). 
Hierbei ist der Grundsatz der Verhältnismässigkeit von zentraler Bedeutung.267 Inso-
fern kann auf die obigen Ausführungen268 verwiesen werden, sind die Kriterien der 
Verhältnismässigkeitsprüfung im EU-Recht doch im Ergebnis weitgehend parallel wie 
im schweizerischen Recht ausgestaltet.  
 
 
2. Zur VO 1367/2006 

109. Soweit Umweltinformationen betroffen sind, bleiben in Bezug auf die VO 
1049/2001 die in der VO 1367/2006 – die die Vorgaben der Aarhus-Konvention auf 
Unionsebene umsetzen soll – enthaltenen Sonderbestimmungen bzw. weitergehenden 
Vorgaben vorbehalten. Die Konzeption der VO 1367/2006 geht dabei dahin, dass auch 
für den Zugang zu bei den Organen und Einrichtungen der Union vorhandenen Umwel-
tinformationen grundsätzlich die VO 1049/2001 zum Zuge kommen soll, entspricht sie 
doch in wesentlichen Teilen den Vorgaben der Aarhus-Konvention; allerdings erwies es 
sich als notwendig, in den (wenigen) Bereichen, in denen den Vorgaben der Aarhus-
Konvention in der VO 1049/2001 nicht hinreichend Rechnung getragen wurde, entspre-
chende weitergehende Vorgaben zu formulieren (vgl. Erw. 12 ff. Präambel VO 
1367/2006). Deutlich wird damit, dass die VO 1367/2006 in Bezug auf die erste Säule 
der Aarhus-Konvention sowohl die passiven als auch die aktiven Informationspflich-
ten über die Umwelt regelt.  
 
110. Soweit der Zugang zu Umweltinformationen, d.h. die passiven Informations-
pflichten, betroffen ist, verweist Art. 3 VO 1367/2006 – entsprechend der erwähnten 
Grundkonzeption – auf die VO 1049/2001. Insofern richtet sich also auch ein Anspruch 
auf Zugang zu Umweltinformationen (vgl. die Definition in Art. 2 lit. d VO 1367/2006, 
die beinahe wörtlich diejenige der Aarhus-Konvention übernimmt) nach der VO 
1049/2001 (s. auch Art. 3 VO 1367/2006); soweit die VO 1367/2006 allerdings weiter-
gehende oder spezifische Regelungen enthält, sind diese massgeblich, so dass der VO 
1367/2006 insofern leges speciales zu entnehmen sind.269 Dieses System führt dazu, 

                                                                                                                                               
C-450/06 (Varec), Slg. 2008, I-581, Rn. 48 f.; EuGH, Rs. C-453/03 (ABNA), Slg. 2005, I-
10423, Rn. 87. 

266  Vgl. Scherzberg, Öffentlichkeit der Verwaltung, 284. 
267  Vgl. im näher hierzu, im Zusammenhang mit der VO 1049/2001, Castenholz, Informations-

zugangsfreiheit, 164 f.; Riemann, Transparenz, 187 ff.  
268  Rn. 77 ff., 95 ff. 
269  S. zum Verhältnis der VO 1367/2006 zur VO 1049/2001 EuG, Rs. T-29/08 (LPN/Kommission), 

Urt. v. 9.9.2011, wo das Gericht festhält, die VO 1367/2006 enthalte gegenüber der VO 
1049/2001 besondere Bestimmungen, wobei letztere aber grundsätzlich anwendbar bleibe. 
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dass die Ausgestaltung des Anspruchs auf Zugang zu bei den Organen und Einrichtun-
gen der Union vorhandenen Dokumenten bzw. Umweltinformationen zweigleisig aus-
gestaltet ist: Für „normale“ Informationen kommt ausschliesslich die VO 1049/2001 
zum Zuge, während für Umweltinformationen zusätzlich die Anforderungen der VO 
1367/2006 zu beachten sind.270 Jedenfalls sind die Vorgaben der VO 1367/2006 (und 
auch der VO 1049/2001)271 im Einklang mit der Aarhus-Konvention auszulegen.272 
 
111. Eigens und bedeutend über die VO 1049/2001 hinausgehend (die gleichwohl als 
Mindeststandard bzw. Ausgangspunkt von Bedeutung bleibt, vgl. Art. 4 Abs, 2 VO 
1367/2006) werden die aktiven Informationspflichten in der VO 1367/2006 geregelt: 
So enthält die VO 1367/2006 Vorgaben über die Erfassung und Verbreitung von Um-
weltinformationen (Art. 4 VO 1367/2006) und die Qualität der Umweltinformationen 
(Art. 5 VO 1367/2006), die jedoch – wie schon in der Aarhus-Konvention273 – eher all-
gemein formuliert sind:  
• So haben die Organe und Einrichtungen der Union Umweltinformationen, die 

für ihre Aufgaben relevant sind und sich in ihrem Besitz befinden, zu verwalten, 
um sie „aktiv und systematisch“ der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, 
dies möglichst bzw. „zunehmend“ auf elektronischem Weg (Art. 4 Abs. 1 VO 
1367/2006).274 Die Informationen sollen „aktuell, exakt und vergleichbar“ sein 
(Art. 5 Abs. 1 VO 1367/2006). 

• Darüber hinaus präzisiert Art. 4 Abs. 2 VO 1367/2006 im Einzelnen, welche 
Umweltinformationen – über die sowieso nach der VO 1049/2001 zugänglich 
zu machenden Informationen275 – zu verbreiten sind. Es handelt sich hier um 
Dokumente im Zusammenhang mit der legislativen Tätigkeit der Union, Berich-
te über die Umsetzung von Gesetzgebungsakten sowie von Politiken, Plänen und 
Programmen mit Umweltbezug, Stellungnahmen im Vertragsverletzungsverfah-
ren, Umweltzustandsberichte, Daten oder Zusammenfassungen aus umweltbe-
zogenen Überwachungstätigkeiten, Genehmigungen mit erheblichen Umwelt-
auswirkungen und Umweltverträglichkeitsprüfungen sowie Risikobewertungen.  

                                                 
270  Vgl. zur VO 1367/2006 Guckelberger, NuR 2008, 78 ff.; Schwerdtfeger, Verwaltungsrechts-

schutz, 40 ff.; mit speziellem Akzent auf dem Rechtsschutz Schlacke, in: Schlacke u.a., Aarhus-
Handbuch, 375 (455 ff.).  

271  In Bezug auf letztere ist noch darauf hinzuweisen, dass Art. 2 Abs. 6 VO 1049/2001 ausdrück-
lich festhält, dass sich aus völkerrechtlichen Abkommen ergebende Zugangsansprüche nicht be-
rührt sind, so dass diese also jedenfalls zum Zuge kommen müssen und die Verordnung entspre-
chend auszulegen ist, so dass sich auch vor diesem Hintergrund (abgesehen von dem schon 
grundsätzlich zum Zuge kommenden Grundsatz der völkerrechtskonformen Auslegung) die Aus-
legung der VO 1049/2001 an den Vorgaben der Aarhus-Konvention zu orientieren hat. In EuG, 
Rs. T-362/08 (Internationaler Tierschutzfonds), Urt. v. 13.1.2011, trägt das Gericht (dessen Ur-
teil durch den Gerichtshof zwar aufgehoben wurde, jedoch lediglich aus verfahrensrechtlichen 
Gründen, vgl. EuGH, Rs. C-135/11 P (FAW Internationaler Tierschutzfonds), Urt. v. 21.6.2011) 
diesem Grundsatz nicht Rechnung, vgl. hierzu Krämer, JEEPL 2011, 225 ff.  

272  So explizit auch Jans/Vedder, European Environmental Law, 373.  
273  S. insoweit oben Rn. 19 ff. 
274  Die rechtliche Tragweite dieser Pflicht ist jedoch eher gering, was aus der Formulierung 

„zunehmend“ in Art. 4 Abs. 1 UAbs. 1 VO 1367/2006 deutlich wird. Hinzukommend fehlt 
es an einer Fristsetzung, um die zeitliche Vorgabe aus dem Begriff „zunehmend“ zu konkre-
tisieren. 

275  Hierzu oben Rn. 105.  
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Die Verbreitung dieser Informationen erfolgt über die öffentlich zugänglichen Register nach Art. 
11 VO 1049/2001. Daneben verweist Art. 4 Abs. 2 VO 1367/2006 auf die Informationspflichten, 
die gemäss Art. 12 und 13 VO 1049/2001 bestehen.276 

• Mit der Pflicht zur Zusammenarbeit nach Art. 8 UAbs. 1 VO 1367/2006 rea-
giert die EU auf die Verpflichtung zur Verbreitung von Informationen im Fal-
le einer unmittelbaren Bedrohung für die menschliche Gesundheit oder die 
Umwelt nach Art. 5 Abs. 1 lit. c) AK. Der Tatbestand des Art. 8 VO 1367/2006 
für die Pflichten im Notfall entspricht, bis auf die Bedrohung für menschliches 
Leben, dem der Aarhus-Konvention. Die Rechtsfolge sieht jedoch nur die Zu-
sammenarbeit mit Behörden der Mitgliedstaaten277 vor, wenn diese um Unter-
stützung ersuchen. Die Verbreitung der Informationen selbst geschieht nur durch 
die Behörden der Mitgliedstaaten.278 

 
112. In Bezug auf die Ausnahmetatbestände kommen auch bei Umweltinformatio-
nen zunächst und grundsätzlich die in der VO 1049/2001 geregelten Ausnahmegründe 
zur Anwendung, dies sowohl für die aktive als auch für die passive Information, wie 
sich aus Art. 6 VO 1367/2006 ergibt. Insofern kann auf die obigen279 Ausführungen 
verwiesen werden.  
 
113. Allerdings schränkt die VO 1367/2006 im Hinblick auf die Erfüllung der Vorga-
ben der Aarhus-Konvention und damit die Sicherstellung eines weiten bzw. weiteren 
Zugangs zu Umweltinformationen die Reichweite der Ausnahmetatbestände im Ver-
hältnis zur Rechtslage allein nach der VO 1049/2001 in Bezug auf Umweltinformatio-
nen in verschiedener Hinsicht ein:  
• So sieht Art. 6 Abs. 1 S. 1 VO 1367/2006 speziell in Bezug auf Umweltinfor-

mationen vor, dass bei bestimmten Ausnahmen (nämlich dem Schutz der ge-
schäftlichen Interessen einer natürlichen oder juristischen Person sowie dem 
Schutz des Zwecks von Inspektions- und Audittätigkeiten, nicht aber von Unter-
suchungstätigkeiten) immer dann vom Vorliegen eines überwiegenden öffentli-
chen Interesses an der Verbreitung auszugehen ist, wenn die angeforderten In-
formationen Emissionen in die Umwelt betreffen. M.a.W. darf bei Vorliegen 
dieser Voraussetzungen keine konkrete Interessenabwägung mehr durchgeführt 
werden, sondern diese erfolgte bereits abstrakt in Art. 6 Abs. 1 S. 1 VO 
1367/2006, so dass der Zugang in den von dieser Bestimmung erfassten Fällen 
zu gewähren ist, da ein solches Interesse in Bezug auf den Zugang zu den er-
wähnten Informationen über Emissionen immer vorliegt. Hiermit wird an die 

                                                 
276  Siehe zu diesen Pflichten oben Rn. 105.  
277  Diese sind durch den Verweis auf die RL 2003/4 die Stellen, die in Art. 2 Nr. 2 RL 2003/4 

aufgezählt sind. Dessen Definition entspricht dem Behördenbegriff nach Art. 2 Nr. 2 AK. 
Danach sind die Regierungen und anderen Stellen der öffentlichen Verwaltung auf allen 
Ebenen des Staates umfasst. Natürliche und juristische Personen sind im Weiteren befasst, 
soweit sie mit der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben betraut sind, oder diese in einem 
Dienstverhältnis wahrnehmen.  

278  Insofern sieht Art. 8 UAbs. 2 VO 1367/2006 vor, dass die Pflicht zur Zusammenarbeit im 
Falle einer unmittelbaren Bedrohung unbeschadet von Pflichten der Organe und Einrichtun-
gen der EU bezüglich Epidemien (Entscheidung 2119/98) oder zur Ergänzung von einzel-
staatlichen Politiken zum Schutz der menschlichen Gesundheit (Beschluss 1786/2002) be-
steht.  

279  Vgl. hierzu oben Rn. 106 f. 
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entsprechende Vorgabe in der Aarhus-Konvention (Art. 4 Abs. 4 lit. d S. 2 AK) 
angeknüpft bzw. diese wird aufgenommen, so dass insoweit auf die diesbezügli-
chen Ausführungen verwiesen werden kann.280 Der Gerichtshof präzisierte denn 
auch diesbezüglich, dass unter Emissionen solche zu verstehen sind, die gemäss 
Art. 3 lit. b) RL 2003/87281 aus Quellen einer Anlage freigesetzt werden.282 

• Im Übrigen sind die Gründe für eine Verweigerung eng auszulegen, wobei 
generell das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe von Informationen und ein 
etwaiger Bezug der Informationen über Emissionen zu berücksichtigen ist (Art. 
6 Abs. 1 S. 2 VO 1367/2006). Diese Einschränkung der Ausnahmegründe nach 
Art. 4 VO 1049/2001 führt dazu, dass die absoluten Verweigerungsgründe nach 
Art. 4 Abs. 1 VO 1049/2001 im Bezug auf Umweltinformationen nur noch einen 
relativen Charakter haben. Ist somit der Schutz des öffentliche Interesses oder 
der Privatsphäre betroffen, so hat auch hier eine Abwägung mit dem öffentli-
chen Interesse stattzufinden. 

• Schliesslich erweitert Art. 6 Abs. 2 VO 1367/2006 darüber hinaus die Aus-
nahmetatbestände der VO 1049/2001 in dem Sinn, dass zusätzlich zu den in 
Art. 4 VO 1049/2001 genannten Gründen ein Zugang zu Umweltinformationen 
auch dann verweigert werden kann, wenn die Bekanntgabe der Informationen 
negative Auswirkungen auf den Schutz der Umweltbereiche hätte, auf die sich 
die Informationen beziehen (z.B. Brutstätten seltener Tierarten). Diese Ausnah-
mebestimmung erweitert also für Umweltinformationen den Ausnahmekatalog 
der VO 1049/2001 und ist in seinem Anwendungsbereich ergänzend zu berück-
sichtigen.  

Diese Ausweitung der Ausnahmetatbestände impliziert, dass zwei unterschiedliche Regime bestehen: 
Handelt es sich um einen Antrag auf Zugang zu Umweltinformationen, ist im Verhältnis zu Anträgen 
auf sonstige oder andere Informationen ein engerer Kreis von Ausnahmen anwendbar bzw. es ist eine 
(zusätzliche) Interessenabwägung. Dies dürfte insofern auf Schwierigkeiten stossen, als nicht immer 
von vornherein klar sein wird, ob sich ein Antrag auf Umweltinformationen bezieht und ein und der-
selbe Antrag auch verschiedene Materien beschlagen kann. 

 
 
3. Exkurs: zur Informationsfreiheit im Rahmen von REACH 

114. Die VO 1049/2001 und die VO 1367/2006 verankern allgemeine und bereichs-
übergreifende Informationsrechte bzw. -pflichten. Darüber hinaus finden sich aber auch 
in anderen sekundärrechtlichen Bestimmungen spezifische Informationsrechte; diese 
gehen der VO 1049/2001 und der VO 1367/2006 grundsätzlich vor, wobei letzteren 
wohl jedenfalls ein Mindeststandard zu entnehmen ist.283 Von besonderer Bedeutung ist 
dabei in unserem Zusammenhang die Regelung in der VO 1907/2006 (REACH-

                                                 
280  Oben Rn. 27 ff., 32.  
281  RL 2003/87 über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten, ABl. 

2003 L 275, 32.  
282  EuGH, Rs. C-524/09 (Ville de Lyon), Urt. v. 22.12.2010; hierzu auch Garçon, EurUP 2013, 

100 (110).   
283  Zum Verhältnis der VO 1049/2001 zu spezifischen Zugangsrechten am Beispiel des Zugangs zu 

Pflanzenschutzmittel betreffenden Angaben Garçon, EurUP 2012, 72 ff.; s. auch, mit einem Bei-
spiel aus dem Bereich des Gentechnikrechts, Epiney, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme 
des freien Informationszugangs, 27 (56 f.). 
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Verordnung), so dass vor diesem Hintergrund im Folgenden kurz auf die Informations-
freiheit im Anwendungsbereich dieser Verordnung eingegangen werden soll (b), dies 
auf der Grundlage einer Skizzierung des „REACH-Systems“ (a).  
 
 
a) REACH – Grundgedanke und Überblick284  

115. Das Chemikalienrecht der EU wurde durch den Erlass der sog. REACH285-
Verordnung (VO 1907/2006) – die rund 40 ältere Rechtsakte grösstenteils sukzessive 
ersetzt, aber auch in vielen Aspekten an die bisherigen Regelungen anknüpft286 – auf 
eine neue Grundlage gestellt.287 Damit wird dieses Rechtsgebiet nunmehr umfassend 
durch eine unmittelbar geltende Verordnung geregelt, und zudem ist die ebenfalls 
durch die VO 1907/2006 geschaffene Europäische Chemikalienagentur (ECHA288) 
für weite Bereiche der Chemikalienkontrolle zuständig.289  

Damit gehört das Chemikalienrecht heute zu den am stärksten europäisierten Bereichen des EU-
Umweltrechts (was sicherlich auf die Binnenmarktrelevanz dieses Rechtsgebiets zurückzuführen ist) 
und weist (mittlerweile) nicht nur eine sehr hohe Regelungsdichte, sondern (mindestens) eine ebenso 
hohe Komplexität auf, die auch vor dem Hintergrund der sehr technischen Regelungsmaterie zu se-
hen ist. Diese Komplexität wird noch durch diverse Übergangsbestimmungen verstärkt, die dazu füh-
ren, dass das bisherige System in gewissen Teilen noch weiter gilt, so dass das neue System vollstän-
dig erst ab dem 1. Juni 2015 Anwendung finden wird.290 

Hinzuweisen ist allerdings darauf, dass es auch noch einige andere (allgemeine oder bereichsspezifi-
sche) Regelungen im Chemikalienbereich auf EU-Ebene gibt, die auch im Zuge des Inkrafttretens der 
VO 1907/2006 fortbestehen.291 

116. Gemäss Art. 1 Abs. 2 VO 1907/2006 enthält die Verordnung Bestimmungen 
über Stoffe und Gemische im Sinne des Art. 3 VO 1907/2006,292 wobei diese Best-
                                                 
284  Der folgende Abschnitt beruht in weiten Teilen auf Epiney, Umweltrecht, 8. Kap., Rn. 6 ff. 
285  REACH = Registration, Evaluation and Authorization of Chemicals. 
286  Vgl. Ingerowski, in: Dokumentation zur 34. Wissenschaftlichen Fachtagung der Gesellschaft für 

Umweltrecht, 169 (175 f.). 
287  Zu den Hintergründen dieser grundlegenden Revision sowie zur Entstehungsgeschichte Meßer-

schmidt, Europäisches Umweltrecht, § 19, Rn. 20 ff.  
288  European Chemicals Agency. 
289  Der Europäischen Chemikalienagentur kommt nicht nur eine zentrale Rolle im Rahmen der 

Kontrolle der Chemikalien zu; sie verwaltet auch eine zentrale Datenbank über Chemikalien 
(Art. 11 ff. VO 1907/2006). Zu dieser Heselhaus, URP/DEP 2010, 649 (661 f.). 

290  Hierzu im Einzelnen Heselhaus, URP/DEP 2010, 649 (656 ff.). 
291  Zu diesen den Überblick, m.w.N., bei Epiney, Umweltrecht, 8. Kap., Rn. 14 ff. 
292  Vgl. die Definitionen in Art. 3 Nr. 1, 2 VO 1907/2006. Vom Anwendungsbereich der Verord-

nung ausgenommen sind insbesondere radioaktive Stoffe und gewisse weitere Stoffe, die von 
anderen unionsrechtlichen Vorschriften erfasst werden, sowie Abfälle (für letztere gilt das Ab-
fallrecht der Union), Art. 2 VO 1907/2006. Weitere Ausnahmen von der Registrierungspflicht 
sind in Art. 6 Abs. 3, 9 VO 1907/2006 vorgesehen. So sind Polymere (Art. 2 Abs. 9 VO 
1907/2006) grundsätzlich von der Registrierungspflicht befreit, Art. 6 Abs. 3 VO 1907/2006, 
dies im Gegensatz zu (ungebundenen) Monomeren (Monomere sind Bausteine, aus denen Poly-
mere bestehen, Art. 3 Nr. 5 VO 1970/2006). In EuGH, Rs. C-558/07 (S.P.C.M. SA), Slg. 2009, 
I-5783, präzisierte der Gerichtshof, dass sich der Begriff „Monomerstoffe“ in Art. 6 Abs. 3 VO 
1907/206, der vorsieht, dass der Hersteller eines Polymers für den die Monomerstoffe noch nicht 
registriert worden sind, unter bestimmten Voraussetzungen gleichwohl ein Registrierungsdossier 
einzureichen hat, entsprechend der Regelungssystematik nur auf gebundene Monomere beziehe, 
die in Polymeren enthalten sind. Die durch Art. 6 Abs. 3 VO 1907/2006 implizierte Benachteili-
gung eingeführter Polymere bzw. die stärkere Belastung von Importeuren von Polymeren im 
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immungen für die Herstellung, das Inverkehrbringen und die Verwendung derartiger 
Stoffe als solche, in Gemischen oder in Erzeugnissen sowie für das Inverkehrbringen 
von Gemischen gelten. Ziel ist es – im Sinne des Vorsorgeprinzips – sicherzustellen, 
dass nur solche Stoffe hergestellt, in Verkehr gebracht und verwendet werden, die die 
Gesundheit oder die Umwelt nicht nachteilig beeinflussen (Art. 1 Abs. 3 VO 
1907/2006).293  
 
117. Dabei geht die Verordnung davon aus, dass es in der Verantwortung der Her-
steller und Importeure liegt sicherzustellen, dass nur solche Stoffe in den Verkehr 
gebracht oder eingeführt werden, die keine Gefährdung der Gesundheit oder der Um-
welt mit sich bringen (Art. 1 Abs. 3 VO 1907/2006), womit letztlich eine Art Beweis-
lastumkehr einhergeht294 und die Unternehmen verpflichtet werden, die mit der Ver-
wendung von Stoffen verbundenen Risiken umfassend zu bewerten und geeignete Mas-
snahmen zur Beherrschung ggf. erkannter Risiken zu treffen.  
 
118. Kernelement der Verordnung ist die Registrierung, die in Titel II VO 
1907/2006 geregelt ist, wobei es sich letztlich um eine Art Anmeldesystem handelt.295 
Die Registrierungspflicht soll sicherstellen, dass über alle Stoffe, die in der EU herge-
stellt oder in diese eingeführt werden, vollständige Daten und Informationen erhoben 
und zugänglich sind, um auf dieser Grundlage die stoffspezifischen Risiken zu evaluie-
ren und ggf. Risikomanagementmassnahmen zu ergreifen. Daher geht die VO 
1907/2006 davon aus, dass alle Stoffe als solche, in Gemischen oder in Erzeugnissen, 
grundsätzlich (vgl. aber auch die Vorbehalte in Art. 6, 7, 21, 23 VO 1907/2006) nur 
dann in der Union hergestellt oder in Verkehr gebracht werden dürfen, wenn sie nach 
den Vorgaben der Verordnung registriert werden (Art. 5 VO 1907/2006), ein Grund-
satz, den die Überschrift zu Art. 5 VO 1907/2006 anschaulich mit „Ohne Daten kein 
Markt“ bezeichnet.  

Diese Registrierungspflicht besteht für alle Stoffe, die in einer Menge von mindestens 1 t / Jahr her-
gestellt oder eingeführt werden, unter Einschluss sog. Altstoffe (Art. 6 Abs. 1 VO 1907/2006),296 

                                                                                                                                               
Verhältnis zu Unionserzeugern sei auch mit dem Primärrecht vereinbar, da sich die Importeure 
nicht in einer vergleichbaren Lage wie die Unionserzeuger befänden. Auch sei die Massnahme 
zum Schutz von Umwelt und Gesundheit ergriffen worden und entspreche den Anforderungen 
der Verhältnismässigkeit. Vgl. allgemein zum Anwendungsbereich der VO 1907/2006 Siegel, 
EurUP 2007, 106 (108). 

293  Vgl. aus der mittlerweile kaum noch überschaubaren Literatur zu REACH etwa Forbes, EELR 
2009, 34 ff.; Blainey, JEEPL 2009, 51 ff.; Becker/Tiedemann, Chemikalienrecht, 26 ff.; Fischer, 
DVBl. 2007, 853 ff.; van Stratum/Lecloux, RMCUE 2008, 245 ff.; Heikkilä, RDUE 2007, 839 
ff.; Knopp, UPR 2008, 248 ff.; Rehbinder, in: Neues europäisches Chemikalienrecht (REACH), 
35 ff.; Scott, in: Environmental Protection, 56 ff.; ausführlich Ingerowski, REACh-Verordnung, 
passim; Kuhn, REACH, 67 ff. S. auch den Überblick, mit zahlreichen weiteren Nachweisen auch 
zu spezifischen Problemkreisen, bei Epiney, Umweltrecht, 8. Kap., Rn. 4 ff.  

294  Kritisch hierzu etwa Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, § 19, Rn. 32.  
295  Unterschieden werden können in Titel II VO 1907/2006 Bestimmungen über die allgemeine 

Registrierungspflicht (Art. 5 ff. VO 1907/2006) und Sonderregelungen für bestimmte Stoff-
gruppen (Art. 15 ff. VO 1907/2006). Art. 20 ff. VO 1907/2006 enthalten gemeinsame Best-
immungen, insbesondere in Bezug auf das Verfahren zur Registrierung. S. aber auch die 
Ausnahmen von der Registrierungspflicht bzw. dem Anwendungsbereich der Verordnung in Art. 
2 VO 1907/2006. 

296  Dies im Gegensatz zu den bis dahin geltenden Regelungen, die zwischen Altstoffen und neuen 
Stoffen unterschieden, hierzu etwa Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, § 19, Rn. 28 ff. 
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wobei hier in der Form eines abgestuften Zeitplans besondere Regelungen für die sog. Phase-in-
Stoffe bestehen.297 

Die Registrierungspflicht kommt unabhängig von einem Gefahrenverdacht zum Zuge und impli-
ziert – da die Unternehmen die Dossiers erstellen müssen – beachtliche Verpflichtungen für die Her-
steller und Importeure, die jedoch grundsätzlich aufgrund ihrer „Nähe“ zu den Stoffen gerechtfertigt 
erscheint.298 

Kapitel 2, 3, 5 des Titels II VO 1907/2006 enthalten Sonderbestimmungen für bestimmte Stoffe und 
auch Ausnahmen von der Registrierungspflicht nach der VO 1907/2006, so z.B. in Bezug auf Pflan-
zenschutzmittel oder Biozidprodukte. 

 
119. Der Hersteller oder der Importeur hat im Hinblick auf die Registrierung ein 
Dossier – das insbesondere Angaben über die Eigenschaften des Stoffes und seine 
Verwendung sowie den sicheren Umgang mit ihm und damit gewisse toxikologische 
und ökotoxikologische Prüfdaten enthalten muss – bei der Chemikalienagentur einzu-
reichen. Weiter sind von den Unternehmen diejenigen Risiken zu ermitteln, die die ge-
plante Verwendung des betreffenden Stoffes mit sich bringen könnte, und es sind Mass-
nahmen zu benennen, mit denen diesen Risiken begegnet werden kann. Im Einzelnen 
variieren die Anforderungen an das einzureichende Dossier je nach Konstellation (vgl. 
die Einzelheiten in Art. 6 ff. VO 1907/2006).299 Sofern die Chemikalienagentur drei 
Wochen nach dem Antragsdatum keine gegenteilige Mitteilung übermittelt (in dem 
Sinn, dass das Dossier unvollständig sei, Art. 20 Abs. 2 VO 1907/2006), kann der Her-
steller oder der Importeur mit der Produktion bzw. der Einfuhr des Stoffes beginnen 
(Art. 21 Abs. 1 VO 1907/2006). Im Einzelnen ist das Registrierungsverfahren Gegen-
stand der Art. 20 ff. VO 1907/2006.  

Bei der Registrierung erfolgt lediglich eine Prüfung der Vollständigkeit der Unterlagen. Hingegen 
geht es nicht um die Bewertung des Stoffes oder eine Risikobeurteilung; ebensowenig werden die 
Qualität der eingereichten Daten und Ausführungen sowie ihre Angemessenheit geprüft. Bei Unvoll-
ständigkeit der Unterlagen – auch nach den Nachforderungen – ist die Herstellung oder Einfuhr des 
Stoffes aber verboten, so dass die Registrierung nach den Vorgaben der Verordnung eine zwingende 
Voraussetzung des rechtmässigen Inverkehrbringens bzw. der rechtmässigen Herstellung ist. 

120. Art. 40 ff. VO 1907/2006 regelt die durch die Chemikalienagentur durchzufüh-
rende Bewertung, wobei zwischen der Dossierbewertung (von Versuchsvorschlägen, 
des eigentlichen Dossiers sowie weiterer Informationen, Art. 40-42 VO 1907/2006) und 
der Stoffbewertung (Art. 44 VO 1907/2006) zu unterscheiden ist.300  

Bei der Dossierbewertung geht es in erster Linie einerseits um die Vermeidung unnötiger Tierversu-
che, andererseits um eine Prüfung der Qualität und Angemessenheit der vorgelegten Daten und Ana-
lysen (Art. 40, 41 VO 1907/2006). Die Stoffbewertung (Art. 44 VO 1907/2006) hingegen dient der 
Analyse des von einem bestimmten Stoff ausgehenden Risikos für die Gesundheit und die Umwelt. 
Das Ergebnis kann das Ergreifen sog. Folgemassnahmen nach sich ziehen (Art. 48 VO 1907/2006). 

121. Bestimmte, als besonders gefährlich anzusehende Stoffe – hierzu gehören z.B. 
krebserregende, erbgutschädigende und fortpflanzungsschädigende Stoffe – sind jedoch 

                                                 
297  Bei diesen handelt es sich letztlich um Altstoffe, vgl. hierzu Meßerschmidt, Europäisches Um-

weltrecht, § 19, Rn. 30, 71 ff.; Siegel, EurUP 2007, 106 (107). 
298  So auch Krämer, Droit de l’environnement de l’UE, 267; kritisch jedoch, unter dem Gesichts-

punk der Verhältnismässigkeit, Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, § 19, Rn. 68. 
299  Hierzu Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, § 19, Rn. 51 ff.; ausführlich Ingerowski, 

REACh-Verordnung, 136 ff.  
300  Im Einzelnen hierzu Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, § 19, Rn. 86 ff. 
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einem förmlichen Zulassungsverfahren unterworfen, so dass diese nur nach der Zu-
lassung, nicht bereits nach der erwähnten dreiwöchigen Frist, in Verkehr gebracht wer-
den dürfen (Art. 55 ff. VO 1907/2006), wobei die Verordnung davon ausgeht, dass die 
Verwendung und das Inverkehrbringen dieser Stoffe möglichst einzuschränken ist (vgl. 
die Formulierung in Art. 56 Abs. 1 VO 1907/2006), und grundsätzlich darf ein Stoff nur 
zugelassen werden, wenn die mit ihm verbundenen Risiken angemessen beherrscht 
werden.301 Es erfolgt dann eine auf einen bestimmten Gebrauch durch einen bestimmten 
Hersteller/Importeur beschränkte Zulassung. Andernfalls soll die Kommission prüfen, 
wie hoch das Risiko ist, welchen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Nutzen der 
Stoff hat und ob Ersatzstoffe zur Verfügung stehen, und auf dieser Basis über die Zulas-
sung bzw. Beschränkungen oder ein Verbot entscheiden. Darüber hinaus können be-
stimmte, besonders gefährliche Stoffe auch Beschränkungen unterworfen werden, Art. 
67 ff. VO 1907/2006.302 
 
 
b) Veröffentlichungsvorschriften im Rahmen von REACH 

122. Die Skizzierung der Vorgaben der VO 1907/2006 (REACH-Verordnung) liess 
erkennen, dass Hersteller und Importeure verpflichtet sind, umfassende Stoffinforma-
tionen an die Europäische Chemikalienagentur (ECHA) zu liefern.  

Als Teil der Umsetzung der Aarhus-Konvention wurde jedoch – im Gegensatz zum vorherigen Stand 
des Chemikalienrechts in der Union – auch die aktive Information der Öffentlichkeit mittels im In-
ternet veröffentlichter Informationen vorgesehen.303  

123. Die allgemeinen EU-Rechtsakte über den Informationszugang sind auch im 
Rahmen der VO 1907/2006 anwendbar. So stellt denn auch Art. 118 Abs. 1 VO 
1907/2006 klar, dass die VO 1049/2001 auch für den Zugang zu Unterlagen im Besitz 
der ECHA massgeblich ist. Die VO 1367/2006 wird zwar in Art. 118 Abs. 1 VO 
1907/2006 nicht ausdrücklich erwähnt, gilt jedoch als lex specialis in Bezug auf Fragen 
des Zugangs zu Umweltinformationen304 und ist somit ebenfalls als allgemeine Vor-
schrift relevant.  

Bezüglich bei nationalen Behörden eingereichten Informationen gelten die jeweils einschlägigen na-
tionalen Zugangsregeln, wie z.B. in Deutschland das Umweltinformationsgesetz, jedoch unter Beach-
tung der Vorgaben der VO 1907/2006.305 

124. Hieraus folgt, dass auch die die aktive Information betreffenden Vorgaben der 
VO 1049/2001 und der VO 1367/2006 grundsätzlich im Rahmen von REACH anwend-
bar sind, wobei die VO 1907/2006 jedoch bestimmte Vorgaben dieser Rechtsakte spezi-
fiziert, dies insbesondere in Bezug auf die Interessenabwägung. Die Verordnung unter-
scheidet hierbei verschiedene Arten von Informationen in Bezug darauf, ob und in 
welchem Umfang sie zu veröffentlichen sind. Eine erste Gruppe von Informationen 
soll grundsätzlich weder zugänglich gemacht noch veröffentlicht werden, Art. 118 Abs. 
                                                 
301  Zum Zulassungsverfahren Siegel, EurUP 2007, 106 (113 ff.); Heselhaus, URP/DEP 2010, 649 

(668 f.). 
302  Hierzu Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, § 19, Rn. 113 ff.; Siegel, EurUP 2007, 106 

(115 f.). 
303  Schulze-Rickmann, Zugang zu Informationen, 61 f. 
304  Epiney, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, D III.2.2, Rn. 4. S. auch schon oben 

Rn. 110. 
305  Kuhn, REACH, 203. 
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2 VO 1907/2006 (aa). Andere Informationen sollen ausnahmslos veröffentlicht werden, 
Art. 119 Abs. 1 VO 1907/2006 (bb), da durch ihre Veröffentlichung ein höheres Niveau 
an Gesundheits- und Umweltschutz erreicht werden soll (Erw. 1 Präambel VO 
1907/2006). Eine dritte Kategorie von Informationen bedarf einer Abwägung und kann 
daher auf Antrag geschützt werden, Art. 119 Abs. 2 VO 1907/2006 (cc). Weiter ist noch 
auf veröffentlichungsrelevante Aspekte von Berichtspflichten (dd) und der Zusammen-
arbeit der verschiedenen Akteure (ee) einzugehen. 

Die ECHA veröffentlicht auch bestimmte Verfahrensinformationen und getroffene Entscheidungen, 
jedoch unter Berücksichtigung der im Anschluss im Detail dargestellten Veröffentlichungsverpflich-
tungen und -einschränkungen der Art. 118, 119 VO 1907/2006. Der Vollständigkeit sei auf diese 
Veröffentlichungspflicht hingewiesen, die z.B. Berichte zu erfolgten Stoffbewertungen, gestellte Zu-
lassungsanträge oder Zulassungsentscheidungen umfasst (vgl. Art. 54, Art. 64 Abs. 4 und Abs. 9 VO 
1907/2006).306 

Die VO 1907/2006 erwähnt den Schutz von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen nicht ausdrück-
lich; dieser stellt jedoch klar die Grundlage für die verschiedenen Kategorien von Informationen bzw. 
deren Veröffentlichungsbedingungen dar.307 Geschützt ist hier unternehmerisches Wissen, das eine 
gewisse Qualität erreicht, während Eingriffe in den Schutzbereich des „geistigen Eigentums“ nach 
den jeweils dafür einschlägigen speziellen gesetzlichen Bedingungen zu handhaben sind.308  

Im Unionsrecht wurde der Schutz von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen bereits durch den EuGH 
in seiner Rechtsprechung als Grundrecht im Rahmen der allgemeinen Rechtsgrundsätze des Unions-
rechts im Sinne von Art. 6 Abs. 3 EUV anerkannt.309 Darüber hinaus fällt dieser Schutz auch in den 
Schutzbereich der Eigentums- und Berufsfreiheit als Grundrechte, die mittlerweile auch in Art. 15 
und 17 der Grundrechtecharta kodifiziert wurden.310  

 
 
aa) Nicht zu veröffentlichende Informationen (Art. 118 Abs. 2 VO 1907/2006) 

125. Für die unter Art. 118 Abs. 2 VO 1907/2006 aufgeführten Informationen gilt, 
dass der Gesetzgeber davon ausgeht, eine Veröffentlichung gefährde in der Regel den 
Schutz von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen. Gemäss Art. 4 Abs. 2 1. Spiegel-
strich VO 1049/2001 werden derartige Informationen daher grundsätzlich weder aktiv 
noch auf Antrag veröffentlicht. Von dieser „Schutzvermutung“ kann jedoch von Seiten 
der ECHA abgewichen werden, z.B. in Fällen, in denen eine Information bereits öffent-
lich zugänglich ist; jedoch liegt hierfür die Beweislast bei der ECHA.311 Darüber hinaus 
sieht Art. 118 Abs. 2 VO 1907/2006 eine weitere, eng umrissene Ausnahme vom Veröf-
fentlichungsverbot vor, wenn „etwa in Notfallsituationen“ ein „sofortiges Handeln er-
forderlich“ ist, „um die menschliche Gesundheit, die Sicherheit oder die Umwelt“ zu 
schützen. 
 
126. Die nach Art. 118 Abs. 2 VO 1907/2006 grundsätzlich nicht zu veröffentlichen-
den Informationen betreffen im Wesentlichen folgende Bereiche:  

                                                 
306  Für einen Überblick siehe Ingerowski, REACh-Verordnung, 412 ff. 
307  Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 15. 
308  Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 15, Fn. 12. 
309  EuGH, Rs. C-450/06 (Varec), Slg. 2008, I-581, Rn. 48 f. 
310  Bereits zur Anerkennung beider Grundrechte als allgemeine Rechtsgrundsätze des Unions-

rechts EuGH, Rs. C-453/03 (ABNA), Slg. 2005, I-10423, Rn. 87. 
311  Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 121. 
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• Einzelheiten der vollständigen Zusammensetzung eines Gemischs (lit. a), 
wobei allerdings die Übermittlung solcher Informationen durch die VO 
1907/2006 grundsätzlich nicht vorgesehen ist;312 

• Informationen zur Verwendung, Funktion oder Anwendungsart eines Stoffes 
oder einer Zubereitung (lit. b), wobei hier eine Unterscheidung zu den kurzen 
allgemeinen Informationen zur Verwendung zu treffen ist, die im Registrie-
rungsdossier zu übermitteln sind;313 

• die genaue Menge, in der der Stoff oder das Gemisch hergestellt oder in Ver-
kehr gebracht wird (lit. c), wobei ein Registrant im Registrierungsdossier die ge-
samte jährlich hergestellte, importierte oder für die Produktion eines registrie-
rungspflichtigen Erzeugnisses verwendete Menge in Tonnen angeben muss;314 

• Beziehungen zwischen Hersteller bzw. Importeur und Händlern und Kunden 
bzw. Anwendern (lit. d). 
Derartige Informationen sind nicht Teil der allgemeinen Registrierungspflicht; sie können jedoch 
im Rahmen der Registrierung315 oder durch Mitteilungen nachgeschalteter Anwender316 an die 
ECHA gelangen. Da es sich hierbei um besonders wettbewerbsrelevante Informationen handelt, 
die z.B. zum Abwerben von Kunden dienlich sein könnten, stehen derartige Informationen unter 
dem Schutz des Art. 118 Abs. 2 VO 1907/2006; wiederum kann jedoch in einer Notsituation eine 
Veröffentlichung erforderlich sein, solange eine Gefahr dadurch abgewehrt werden kann und 
kein unverhältnismässiger Eingriff in die Rechte Dritter erfolgt.317 

127. Soweit in dieser Studie im Vordergrund stehende Ergebnisse wissenschaftli-
cher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Ge-
fährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe betroffen sind, könnte die Ausnahmebestimmung des 
Art. 118 Abs. 2 VO 1907/2006 grundsätzlich greifen; ob und inwieweit dies der Fall ist, 
kann nur bezugnehmend auf konkrete Dokumente eruiert werden. Jedenfalls ist Art. 118 
Abs. 2 VO 1907/2006 aber nicht zwingend einschlägig, wenn es um die Beschaffenheit 
von Produkten oder / und die Gefährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe geht, da diese Bestim-
mung jeweils Bezug auf „Einzelheiten“ oder die „genaue“ Verwendung, Funktion o.ä. 
nimmt. Im Übrigen ist zu beachten, dass es lediglich um eine Regelvermutung geht, so 
dass auch hier eine Interessenabwägung zu erfolgen hat, wenn auch der Argumentati-
onsaufwand für eine Veröffentlichung im Falle der Einschlägigkeit des Art. 118 Abs. 2 
VO 1907/2006 sehr hoch sein dürfte.  
 
 
bb) Zu veröffentlichende Informationen (Art. 119 Abs. 1 VO 1907/2006) 

128. Art. 119 Abs. 1 VO 1907/2006 regelt spezifisch für die Agentur die von Amts 
wegen über das Internet kostenlos zugänglich zu machenden Informationen und 
damit die aktive Information der Agentur. Die erfassten Informationen betreffen im We-
sentlichen Angaben über die (registrierten) Stoffe, die sowohl die Gefahrenklasse als 

                                                 
312  Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 124. 
313  Siehe Art. 10 lit. a Zf. iii i.V.m. Anhang VI Zf. 3.5 VO 1907/2006. Auch der Einsatz eines 

Stoffes als Zwischenprodukt kann Einblicke in ein Herstellungsverfahren liefern und somit 
geschützt sein, Fluck, StoffR 2004, 59 (61). 

314  Art. 10 lit. a i.V.m. Anhang VI Zf. 3.1 VO 1907/2006. 
315  Art. 9 Abs. 2 lit. b VO 1907/2006. 
316  Art. 38 Abs. 2 Bst. d VO 1907/2006. 
317  Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 140-141. 
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auch sonstige in diesem Zusammenhang sachdienliche Aspekte (wie die Einstufung und 
Kennzeichnung, die Eigenschaften des Stoffes, die Ergebnisse von Studien oder die 
Leitlinien für ihre sichere Verwendung) umfassen.  

Im Einzelnen umfasst die Auflistung folgende Informationen: 
- die Bezeichnung für gefährliche Stoffe im Sinne der Richtlinie 67/548318 laut IUPAC-

Nomenklatur unbeschadet des Absatzes 2 Buchstaben f und g (lit. a);  
- gegebenenfalls die im EINECS aufgeführte Bezeichnung des Stoffes (lit. b);  
- die Einstufung und Kennzeichnung des Stoffes (lit. c); 
- die physikalisch-chemischen Angaben zu dem Stoff sowie Angaben über Verbleib und Verhal-

ten in der Umwelt (lit. d);  
- die Ergebnisse der einzelnen toxikologischen und ökotoxikologischen Studien (lit. e);  
- gemäss Anhang I festgestellte DNEL-Werte (Derived No-Effect Level – Grenzwert, unterhalb 

dessen der Stoff keine Wirkung ausübt) oder PNEC-Werte (Predicted No-Effect Concentration – 
Abgeschätzte Nicht-Effekt-Konzentration) (lit. f);  

- die Leitlinien über die sichere Verwendung, die gemäss Anhang VI Abschnitte 4 und 5 bereitge-
stellt werden (lit. g);  

- falls gemäss Anhang IX oder X erforderlich, Analysemethoden zur Ermittlung eines in die Um-
welt freigesetzten gefährlichen Stoffes sowie zur Bestimmung der unmittelbaren Exposition des 
Menschen (lit. h). 

Zu den einzelnen Informationen ist Folgendes näher auszuführen: 
- Die IUPAC-Nomenklatur basiert auf der Richtlinie 67/548, die in Art. 1 Abs. 2 festlegt, unter 

welchen Voraussetzungen ein Stoff als gefährlich einzustufen ist bzw. in der Folge aufgrund der 
VO 1907/2006 sein IUPAC-Name veröffentlicht werden muss. Seit dem 1.12.2010 wird diese 
Klassifizierung durch die Aufzählung von Gefahrenklassen bzw. -kategorien, wie sie in Art. 58 
Abs. 7 VO 1272/2008319 (CLP-Verordnung)320 aufgeführt sind, ersetzt. Teils wird von Seiten der 
Industrie befürchtet, der IUPAC-Name könne Rückschlüsse auf Verwendung und Funktion von 
Stoffen zulassen.321 Jedoch ist Art. 119 Abs. 1 lit. a) VO 1907/2006 nur unbeschadet der Rege-
lung des Art. 119 Abs. 2 lit. f), g) VO 1907/2006 anzuwenden, weswegen Nicht-Phase-in-Stoffe 
und Stoffe, die nur als Zwischenprodukt der wissenschaftlichen sowie produkt- und verfahrens-
orientierten Forschung und Entwicklung dienen, auf Antrag hin von der Veröffentlichungspflicht 
ausgenommen werden können. 

- Das European Inventory of Existing Commercial Chemical Substances (EINECS) ist ein Alt-
stoffverzeichnis; eine Mitteilung einer womöglich existierenden Nummer für einen zu registrie-
renden Stoff ist nicht verpflichtend (Anhang VI Abschnitt 2.1.3. VO 1907/2006). Die EINECS-
Nummer wird nur veröffentlicht, wenn sie bei der Registrierung mitgeteilt wurde (Art. 119 Abs. 
1 lit. b) VO 1907/2006). 

- Die Einstufung und Kennzeichnung eines Stoffes wird entweder durch die Agentur nach Art. 40 
Abs. 1 lit. c), d) und f) VO 1272/2008 (CLP-Verordnung) vorgenommen oder als Teil der Re-
gistrierung übermittelt, wobei Importeure und Hersteller eine eigene Einstufung und Kennzeich-
nung für noch nicht registrierte Stoffe vornehmen müssen. Auch unterschiedliche Einstufungen 
und Kennzeichnungen durch verschiedene Importeure und Hersteller werden veröffentlicht.322 

- Die physikalisch-chemischen Angaben zu einem Stoff sowie Angaben über Verbleib und Ver-
halten in der Umwelt beziehen sich auf Informationen über möglicherweise durch einen Stoff 
verursachte Schäden (Anhang I Abschnitt 2 VO 1907/2006). Einfache und qualifizierte Studien-
zusammenfassungen323 sowie die im Sicherheitsdatenblatt324 zu machenden Angaben liefern der 
Agentur die hierfür erforderlichen Informationen. Die einfachen und qualifizierten Studienzu-
sammenfassungen können auf Antrag nach Art. 119 Abs. 2 lit. c VO 1907/2006 vertraulich be-

                                                 
318  RL 67/548 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, 

Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe, ABl. 1967 L 196, 1.  
319  ABl. 2008 L 353, 1. 
320  Classification, Labelling and Packaging. 
321  Vgl. Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 68. 
322  Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 73. 
323  Definiert jeweils in Art. 3 Nr. 28 und 29 VO 1907/2006. 
324  Vgl. Anhang II Abschnitt 9 und 12 VO 1907/2006. 
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handelt werden. Dies soll sicherstellen, dass nicht Wettbewerber, die denselben Stoff registrieren 
lassen, die für die Studienzusammenfassung relevanten Angaben der öffentlichen Datenbank 
entnehmen können.325 Der Verwertungsschutz für solche Studienzusammenfassungen beträgt 
zwölf Jahre (Art. 25 Abs. 3 VO 1907/2006). 

- Kostenlos und frei zugänglich werden im Internet die Ergebnisse der einzelnen toxikologischen 
und ökotoxikologischen Studien veröffentlicht (Art. 119 Abs. 1 lit. e) VO 1907/2006). Dies um-
fasst die Testergebnisse und – allerdings stark reduzierte – Begleitinformationen. Gleichermas-
sen wird für die DNEL-(„Derived No Effect Level“) und PNEC-(„Predicted No Effect Concent-
ration“)Werte vorgegangen (Art. 119 Abs. 1 lit. f) VO 1907/2006). Auch die Leitlinien über die 
sichere Verwendung sind derart zugänglich zu machen, was z.B. Erste-Hilfe-Massnahmen oder 
Angaben zu Lagerung, Transport und Brandbekämpfungsmassnahmen umfasst (Art. 119 Abs. 1 
lit. g) VO 1907/2006). Analysemethoden zur Ermittlung eines in die Umwelt freigesetzten Stof-
fes und zur Bestimmung der unmittelbaren Exposition des Menschen werden grundsätzlich ver-
öffentlicht, wenn dies laut Anhang IX oder X erforderlich ist (Art. 119 Abs. 1 lit. h) VO 
1907/2006). Diese Informationen müssen jedoch nur auf Verlangen der Agentur übermittelt 
werden, die Agentur erhält diese Informationen nicht automatisch (Anhänge IX und X VO 
1907/2006). 

129. Nicht als registriert geltende Informationen werden nicht veröffentlicht, was 
z.B. Informationen über Stoffe für die produkt- und verfahrensorientierte Forschung 
und Entwicklung326 betrifft.327 Hingegen kann ein Antrag auf Zugang zu den Unterla-
gen gemäss der VO 1049/2001 gestellt werden.328 
 
 
cc) Nach Abwägung zu veröffentlichende Informationen (Art. 119 Abs. 2 VO 

1907/2006) 

130. Während für die unter Art. 119 Abs. 1 VO 1907/2006 fallenden Informationen 
eine generelle Abwägung zwischen dem (öffentlichen) Interesse an Transparenz und 
dem Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen bereits grundsätzlich zugunsten 
des ersteren Interesses stattgefunden hat, sieht Art. 119 Abs. 2 VO 1907/2006 zwar 
eine grundsätzliche (und kostenlose) Veröffentlichung bestimmter Informationen 
über das Internet vor; jedoch bleibt es den Beteiligten unbenommen, einen Antrag auf 
Schutz zu stellen und den möglichen Schaden für den Registranten oder andere Betei-
ligte durch die Veröffentlichung darzulegen; wird diese Darlegung von der Agentur als 
stichhaltig erachtet,329 hat eine Veröffentlichung zu unterbleiben. Auch diese Bestim-
mung impliziert somit eine Interessenabwägung, wobei aber dem öffentlichen Interesse 
an Transparenz aufgrund des Regel-Ausnahme-Verhältnisses (Grundsatz der Veröffent-
lichung und Absehen davon lediglich auf Antrag) ein bedeutendes Gewicht beizumes-
sen sein dürfte.  

Nach Art. 119 Abs. 2 VO 1907/2006 zu veröffentlichende Daten werden gemäss Art. 77 Abs. 2 VO 
1907/2006 grundsätzlich direkt über das Internet zugänglich gemacht. Ein eventueller Antrag muss 
daher unbedingt dem Registrierungsdossier beigelegt werden. Aus welchen Gründen eine solche 
Beigabe nicht erfolgt ist, ist nicht von Belang für die Agentur; die Internet-Veröffentlichung lässt 
keine nachträgliche Korrekturmöglichkeit zu. 

                                                 
325  Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 75. 
326  Definition in Art. 3 Nr. 22 VO 1907/2006. 
327  Art. 119 Abs. 1 VO 1907/2006 verweist diesbezüglich auf Art. 77 Abs. 2 lit. e) VO 

1907/2006. 
328  Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 62. 
329  Für einen Antrag nach Art. 119 Abs. 2 VO 1907/2006 muss eine stichhaltige Begründung 

mitgeliefert werden (Art. 10 lit. a) Zf. xi VO 1907/2006). 
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Für die Ablehnung eines Antrages ist durch den Verwaltungsrat der ECHA auf der Grundlage von 
Art. 118 Abs. 3 VO 1907/2006 ein Verfahren zur Überprüfung geschaffen worden.330 Es handelt sich 
hierbei um ein eher unkompliziertes Verfahren der Selbstkontrolle, wobei die Möglichkeit eines 
Überprüfungsantrags einem ablehnenden Erstbescheid beizulegen ist und eine Zwei-Monatsfrist ge-
währt wird. Die Entscheidung der ECHA wird binnen zwei Monaten mitgeteilt und ist im Falle einer 
erneuten Ablehnung mit einer Rechtsbehelfsbelehrung331 zu versehen.332 

Bei der Prüfung eines Antrags auf vertrauliche Behandlung geht die ECHA in mehreren Schritten 
vor. Untersucht wird so, ob ein Antrag beigelegt wurde, die als vertraulich einzustufenden Informati-
onen ausreichend bezeichnet wurden und unter Art. 119 Abs. 2 VO 1907/2006 gelistet sind, ob die 
Information nicht bereits allgemein zugänglich oder in Fachkreisen bekannt sind, ob die Begründung 
in sich schlüssig ist in Bezug auf möglicherweise zu Schaden kommende Geschäftsinteressen, ob das 
Geheimhaltungsinteresse ausreichend begründet wird (insbesondere in Bezug auf Wettbewerbsnach-
teile durch die Veröffentlichung der Information) und zuletzt, ob ausreichend dargelegt wird, dass 
geschäftliche Interessen des Registranten oder von Dritten geschädigt werden könnten.333 

131. Die von Art. 119 Abs. 2 VO 1907/2006 erfassten Informationen betreffen 
weitere Einzelheiten zu den registrierten Stoffen, die über die Art. 119 Abs. 1 VO 
1907/2006 genannten Informationen hinausgehen.  

Im Einzelnen können folgende Informationen auf Antrag nicht veröffentlicht werden: 
- der Reinheitsgrad eines Stoffes bzw. die Identität von Verunreinigungen und Zusätzen, die als 

gefährlich bekannt sind, falls diese Informationen wesentlich für die Einstufung und Kennzeich-
nung eines Stoffes sind (lit. a); 

- der Mengenbereich, innerhalb dessen ein Stoff registriert wurde (lit. b); 
- einfache oder qualifizierte Studienzusammenfassungen zu den physikalisch-chemischen, toxiko-

logischen und ökotoxikologischen Prüfungen (lit. c); 
- zusätzliche Informationen im Sicherheitsdatenblatt, abgesehen von jenen, die immer zugänglich 

sind (lit. d); 
- die Handelsbezeichnung(en) eines Stoffes (lit. e); 
- für einen Zeitraum von sechs Jahren die IUPAC-Bezeichnung für Nicht-Phase-In-Stoffe, die ge-

fährlich im Sinne der Gefahrstoffrichtlinie 67/548 sind (lit. f); 
- die IUPAC-Bezeichnung für im Sinne der Gefahrstoffrichtlinie 67/548 gefährliche Stoffe, die 

ausschliesslich als Zwischenprodukt und/oder in der wissenschaftlichen oder produkt- und ver-
fahrensorientierten Forschung und Entwicklung Anwendung finden (lit. g). 

Als problematisch wird im Zusammenhang mit Art. 119 Abs. 2 VO 1907/2006 teilweise gewertet, 
dass für die Registrierung isolierter Zwischenprodukte nach Art. 17, 18 VO 1907/2006 offenbar 
schlicht die Aufnahme eines Antragsrechts in die Verordnung vergessen wurde.334  

132. Bei Informationen, die weder in Artikel 119 Abs. 1 noch Abs. 2 VO 
1907/2006 aufgeführt sind, soll hingegen möglichst wenig in die Interessen des Regist-
ranten eingegriffen werden; eine Veröffentlichung ist so – auf der Grundlage der allge-
meinen Befugnis der EU-Behörden zur aktiven Veröffentlichung335 – nur unter sorgfäl-

                                                 
330  Beschluss über die Festlegung von Rechtsmittelverfahren gegen eine partielle oder vollstän-

dige Ablehnung eines Antrags auf vertrauliche Behandlung gemäss Artikel 118 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006, verfügbar unter 
http://echa.europa.eu/documents/10162/13608/final_mb_17_2008_decision_on_review_of_
rejection_of_confidentiality_claims_de.pdf (zuletzt aufgerufen am 9.9.2013). 

331  Mögliche Rechtsbehelfe sind eine Klage vor dem EuG oder eine Beschwerde beim Europäi-
schen Bürgerbeauftragten. 

332  Siehe zum Verfahren Pache/Pieper, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 25, Rn. 61 f. 
Zur Frage der aufschiebenden Wirkung derartiger Rechtsbehelfe Kuhn, REACH, 205, mit 
Fn. 829. 

333  Vgl. Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 94. 
334  Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 90. 
335  Vgl. Rn. 111 ff.  
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tiger Abwägung der Schutzinteressen mit entgegenstehenden öffentlichen Interessen 
möglich.336 
 
 
dd) Veröffentlichungsrelevante Aspekte von Berichtspflichten  

133. Nach Art. 117 Abs. 1 VO 1907/2006 legen die Mitgliedstaaten der Kommissi-
on alle fünf Jahre einen Bericht über die Anwendung der Verordnung vor, der sich mit 
den getroffenen Massnahmen, Kontrollen und Sanktionen befasst. Die Kommission 
unterbreitet diese Berichte der Agentur und dem Forum der Agentur (Art. 127 VO 
1907/2006).337  

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen bzw. zu erinnern,338 dass (abgesehen von der Be-
richtspflicht der Mitgliedstaaten) für den Zugang zu Informationen, die die Behörden der Mitglied-
staaten besitzen, in der VO 1907/2006 keine Regelungen enthalten sind. Es gilt hierzu die Umweltin-
formationsrichtlinie (RL 2003/4)339 bzw. deren nationale Umsetzungsakte im jeweiligen Mitglied-
staat. 

134. Auch die ECHA legt der Kommission alle fünf Jahre einen Bericht über die 
gemeinsame Einreichung von Informationen gemäss Art. 11 VO 1907/2006 vor (Art. 
117 Abs. 2 VO 1907/2006). Alle drei Jahre legt sie gemäss Art. 117 Abs. 3 VO 
1907/2006 einen Bericht über den Stand der Umsetzung und der Anwendung von Prüf-
methoden ohne Tierversuche und über Prüfstrategien vor, mit denen Informationen über 
die inhärenten Eigenschaften und für die Risikobeurteilung gewonnen werden. 

Die ECHA hat darüber hinaus jedes Jahr bis zum 28. Februar einen Bericht über die Fortschritte bei 
der Bewertung im Vorjahr im Internet zu veröffentlichen(Art. 54 VO 1907/2006).340 

135. Während für die vorgenannten Berichte keine Veröffentlichungspflicht er-
wähnt ist, hat die Kommission eine Verpflichtung nach Art. 117 Abs. 4 VO 
1907/2006, alle fünf Jahre einen Gesamtbericht über die Erfahrungen mit der Anwen-
dung der VO 1907/2006 und Umfang und Zuteilung der von der Kommission für die 
Entwicklung und Beurteilung alternativer Prüfmethoden bereitgestellten Mittel zu ver-
öffentlichen. Allerdings kommt für die Berichte der Mitgliedstaaten die VO 
1049/2001 (ggf., falls es sich um Umweltinformationen handelt, was häufig der Fall 
sein wird, i.V.m. der VO 1367/2006) zum Zuge, so dass der Zugang zu diesen Berich-
ten bzw. zu Teilen derselben nur dann verweigert werden darf, wenn einer der Ausnah-
metatbestände greift. Ob dies der Fall ist, kann nur im Einzelfall auf der Grundlage der 
Berichte beurteilt werden.341   
 
 

                                                 
336  Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 82. 
337  Beim Forum handelt es sich gemäss Art. 76 Abs. 1 lit. f) VO 1907/2006 um ein Koordina-

tionsnetz für die Behörden der Mitgliedstaaten, die für die Durchsetzung der VO 1907/2006 
zuständig sind. 

338  S. schon oben Rn. 123. Näher hierzu Schulze-Rickmann, Zugang zu Informationen, 74 f. 
339  Zu dieser noch unten Rn. 142 ff.  
340  S. auch Schmolke, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 27, Rn. 140. 
341  S. in diesem Zusammenhang auch Jäger, in: Führ, Praxishandbuch REACH, Kap. 23, Rn. 

147, der festhält, es sei noch nicht absehbar, ob die Ausnahmetatbestände greifen können. 
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ee) Veröffentlichungsrelevante Aspekte der Zusammenarbeit der verschiede-
nen Akteure  

136. Nach Art. 122 VO 1907/2006 haben die zuständigen Behörden der Mitglied-
staaten auch untereinander zusammenzuarbeiten und leisten einander die jeweils 
„notwendige und sachdienliche Unterstützung“. Eine genügende gesetzliche Grundlage 
für Grundrechtseingriffe, die mit der Weitergabe von Informationen einhergehen könn-
ten, dürfte diese Vorschrift jedoch schon wegen ihrer Unbestimmtheit nicht darstellen.  
 
137. Weiter ist auf die in Art. 123 VO 1907/2006 geregelte Informationspflicht der 
nationalen Behörden hinzuweisen: Danach informieren die Behörden die Öffentlich-
keit über Risiken im Zusammenhang mit Stoffen, wenn es für den Schutz der Gesund-
heit und der Umwelt erforderlich scheint. In der Praxis könnte dies insbesondere für 
verbrauchernahe Produkte relevant werden.342 
 
138. Im Rahmen der Zusammenarbeit mit der Regierung oder mit Behörden eines 
Drittstaates oder mit einer Internationalen Organisation können gemäss Art. 120 VO 
1907/2006 alle im Besitz der ECHA befindlichen Informationen „[u]ngeachtet der Arti-
kel 118 und 119“ jenen gegenüber offengelegt werden, sofern ein Abkommen gemäss 
VO 304/2003343 oder auf der Grundlage des Art. 211 AEUV abgeschlossen wurde. Die 
Voraussetzungen für eine solche Zusammenarbeit sind jedoch, dass ein solches Ab-
kommen die Zusammenarbeit in Bezug auf die Durchführung von Rechtsvorschriften 
über chemische Stoffe bezweckt, die von der VO 1907/2006 erfasst sind (Art. 120 lit. a) 
VO 1907/2006), und dass die dritte Partei vertrauliche Informationen wie gegenseitig 
vereinbart schützt (Art. 120 lit. b) VO 1907/2006). 
 
 
4. Fazit  

139. Damit kann bezugnehmend auf die in dieser Studie im Vordergrund stehende 
Fragestellung im Ergebnis festgehalten werden, dass auch nach der VO 1049/2001 
i.V.m. der VO 1367/2006 keine Pflicht zur aktiven Information der Unionsbehör-
den in Bezug auf Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaf-
fenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- und 
Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe besteht. Allerdings kann jedenfalls Art. 4 Abs. 1 
VO 1367/2006 als Rechtsgrundlage für eine solche Veröffentlichung herangezogen 
werden, so dass die Behörden grundsätzlich berechtigt sind, solche Informationen zu 
veröffentlichen. Hierbei haben sie jedoch die Ausnahmetatbestände zu beachten, wobei 
in unserem Zusammenhang insbesondere der Schutz der geschäftlichen Interessen von 
Bedeutung sein könnte. Daher ist auf dieser Grundlage für die Frage nach der Zulässig-
keit der Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaftlicher Untersuchungen über die 
Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Um-
welt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe die im Rahmen der Verhältnismässig-
keitsprüfung zu erfolgende Interessenabwägung entscheidend. Insofern ist die Rechts-
lage also grundsätzlich parallel wie im schweizerischen Recht ausgestaltet.  
 
                                                 
342  Ingerowski, REACh-Verordnung, 409. 
343  VO 304/2003 über die Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien, ABl. 2003 L 6, 1.  
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140. Soweit der Anwendungsbereich der REACH-Verordnung (VO 1907/2006) 
betroffen ist bzw. es um bei der Europäischen Chemikalienagentur vorhandene Daten 
geht, sind darüber hinaus die Vorgaben der VO 1907/2006 zu beachten. Die Verord-
nung schafft ein dreistufiges System, in dem eine bestimmte Gruppe von Informationen 
als für den Schutz der Umwelt und der menschlichen Gesundheit wichtig sowie im Sin-
ne des Schutzes von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen grundsätzlich unbedenklich 
eingeordnet wird und somit diese Informationen im Besitz der ECHA über das Internet 
veröffentlicht werden (Art. 119 Abs. 1 VO 1907/2006). Eine zweite Gruppe von Infor-
mationen könnte Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse gefährden und kann daher auf 
Antrag geschützt werden (Art. 119 Abs. 2 VO 1907/2006). Für eine dritte Gruppe von 
Informationen gilt eine „Schutzvermutung“, und sie werden nur ausnahmsweise auf 
Antrag zugänglich gemacht (Art. 118 Abs. 2 VO 1907/2006). In jedem Fall ist aber 
auch bei diesen Veröffentlichungen eine Interessenabwägung vorzunehmen, wobei 
diese jedoch in unterschiedlichem Ausmass bereits durch den Unionsgesetzgeber (et-
was) „vorgespurt“ wurde.  

Im Übrigen bestehen verschiedene Berichtspflichten zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom-
mission. Jedoch ist nur die Kommission verpflichtet, alle fünf Jahre einen Gesamtbericht zur An-
wendung der VO 1907/2006 zu veröffentlichen, während die Berichte der Mitgliedstaaten allenfalls 
über die VO 1049/2001 eingesehen werden können. Wurde ein entsprechendes Abkommen mit Dritt-
staaten abgeschlossen, können auch Informationen ungeachtet der zuvor erörterten Veröffentli-
chungsregeln an Behörden von Drittstaaten oder an internationale Organisationen übermittelt wer-
den. Spezifische Vorgaben in Bezug auf die hier interessierende Fragestellung ergeben sich hieraus 
jedoch nicht.  

 
 
III. Informationsrecht auf mitgliedstaatlicher Ebene  

141. Das Unionsrecht enthält in mehreren Rechtsakten Informationspflichten der 
Mitgliedsstaaten mit Bezug zur Umwelt. Im Zentrum steht dabei die RL 2003/4, Um-
weltinformationsrichtlinie (1.); daneben ist auf die diesbezüglichen Regelungen in der 
RL 2012/18 (Seveso-Richtlinie) hinzuweisen (2.), bevor ein kurzes Fazit gezogen wird 
(3.).  
 
 
1. Zur RL 2003/4 (Umweltinformationsrichtlinie)  

142. Die RL 2003/4344 regelt den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen 
auf der Ebene der Mitgliedstaaten und beinhaltet passive und aktive Informations-
pflichten (s. insoweit auch Art. 1 RL 2003/4). Die Richtlinie folgt – in Anlehnung an 
die Aarhus-Konvention345 – einem weiten Verständnis von Umweltinformation346 und 
einem Grundsatz des weiten Zugangs zu Umweltinformationen.  

                                                 
344  RL 2003/4 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen, ABl. 2003 L 41, 

26.  
345  S.o. Rn. 7 ff., 11.  
346  Vgl. die Begriffsdefinition in Art. 2 Nr. 1 RL 2003/4.Hierzu, m.w.N., Epiney, Umweltrecht, 

6. Kap., Rn.44 f.; Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, § 9, Rn. 17 ff. , jeweils m.w.N. 
aus Literatur und Rechtsprechung.  
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Die RL 2003/4 ersetzte die RL 90/313347, was sich in erster Linie348 im Vorfeld der geplanten Ratifi-
kation der Aarhus-Konvention349 als notwendig erwies:350 Die RL 90/313 genügte nämlich in ver-
schiedener Hinsicht nicht den Anforderungen der Aarhus-Konvention,351 so dass sich insofern eine 
Neufassung als notwendig erwies. Diese ist vom Bestreben gekennzeichnet ist, den Zugang zu Um-
weltinformationen insgesamt im Vergleich zur RL 90/313 zu erweitern bzw. jedenfalls zu präzisie-
ren, dies auch und gerade um den Anforderungen der Aarhus-Konvention Rechnung zu tragen.352 

143. Die in dieser Studie im Vordergrund stehenden aktiven Informationspflichten 
sind ähnlich den aktiven Informationspflichten der Organe und Einrichtungen der EU in 
Bezug auf Umweltinformationen ausgestaltet353 und orientieren sich im Übrigen (eben-
falls) sehr stark an den Vorgaben der Aarhus-Konvention.354 Im Einzelnen formuliert 
die RL 2003/4 folgende aktiven Informationspflichten:  
• So haben die Mitgliedstaaten die notwendigen Massnahmen zu ergreifen, damit 

die Behörden die für ihre Aufgaben relevanten und bei ihnen vorhandenen oder 
für sie bereitgehaltenen Umweltinformationen aufbereiten, dies im Hinblick 
auf eine „aktive und systematische“ Verbreitung in der Öffentlichkeit. Dabei 
ist insbesondere, soweit verfügbar, auf elektronische Technologien zurückzu-
greifen, wobei Umweltinformationen „zunehmend“ in elektronischen Datenban-
ken zugänglich gemacht werden sollen (Art. 7 Abs. 1 Uabs. 1, 3 RL 2003/4). Die 
Informationen sind ggf. zu aktualisieren (Art. 7 Abs. 2 RL 2003/4) 

• Darüber hinaus präzisiert Art. 7 Abs. 2 RL 2003/4 im Einzelnen, welche Um-
weltinformationen zugänglich zu machen und zu verbreiten sind. Es handelt 
sich hier – in Anlehnung an die Aarhus-Konvention und vor diesem Hintergrund 
auch ähnlich wie in der VO 1367/2006355 – um Dokumente im Zusammenhang 
mit der legislativen Tätigkeit der mitgliedstaatlichen Behörden und Institutionen, 
Politiken, Pläne und Programme mit Umweltbezug, Berichte über die Fortschrit-
te bei der Umsetzung der Rechtstexte und Politiken, Pläne und Programme, 
Umweltzustandsberichte356, Daten oder Zusammenfassungen aus umweltbezo-
genen Überwachungstätigkeiten, Genehmigungen mit erheblichen Umweltaus-
wirkungen und Umweltverträglichkeitsprüfungen sowie Risikobewertungen.  

• Eine besondere Informationspflicht besteht in der Pflicht, alle Informationen 
im Falle einer unmittelbaren Bedrohung für die menschliche Gesundheit oder 

                                                 
347  RL 90/313 über den freien Zugang zu Informationen über die Umwelt, ABl. 1990 L 158, 56.  
348  Daneben sollte den bis dahin bei der Anwendung der RL 90/313 festgestellten Schwierigkeiten 

und neuen technologischen Entwicklungen Rechnung getragen werden. Vgl. den Kommissions-
vorschlag, KOM (2000) 402 endg. 

349  Zu dieser oben Rn. 7 ff. 
350  Zu den Hintergründen des Erlasses der RL 2003/4 etwa Maschke, elni 2/2000, 17 f. Spezifisch 

zu den Vorgaben der Aarhus-Konvention in Bezug auf Umweltinformationen Wilsher, EPL 
2001, 671 (679 ff.); s. auch Beer/Wesseling, DVBl. 2006, 133 ff.; Werres, DVBl. 2005, 611 ff. 

351  Wenn sie dieser auch als Vorbild gedient hatte.  
352  Vgl. die Aufzählung der einzelnen Punkte der Revision bei Epiney, Umweltrecht, 6. Kap., Rn. 

39. 
353  Vgl. die Ausführungen zur Verordnung 1367/2006 oben Rn. 109 ff.  
354  Vgl. zu diesen oben Rn. 12 ff.  
355  Zu dieser oben Rn. 109 ff.  
356  Diese Berichte sind in regelmässigen Abständen von nicht mehr als vier Jahren zu erstellen 

und beziehen sich auf den Umweltzustand in dem jeweiligen Staat. Ggf. können auch regio-
nale oder lokale Umweltzustandsberichte veröffentlicht werden. Die Berichte müssen In-
formationen über die Umweltqualität sowie über Umweltbelastungen enthalten. Vgl. Art. 7 
Abs. 3 RL 2003/4.   
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Umwelt an die eventuell betroffene Öffentlichkeit zu verbreiten, so dass es die-
ser ermöglicht wird oder werden könnte, drohende Schäden abzuwenden oder zu 
beschränken (Art. 7 Abs. 4 RL 2003/4). 

 
144. In Bezug auf die Ausnahmetatbestände können bei der aktiven Umweltinfor-
mationen dieselben Ausnahmegründe wie beim passiven Informationsrecht zum Zuge 
kommen (Art. 7 Abs. 5 i.V.m. Art. 4 Abs. 1, 2 RL 2003/4), so dass auch die RL 2003/4 
insoweit von einer Parallelität der Ausnahmetatbestände ausgeht. In materieller Hin-
sicht lehnen sich die Ausnahmetatbestände an die Aarhus-Konvention an.  
 
145. Art. 4 RL 2003/4 sieht zwei Kategorien von abschliessend aufgeführten Aus-
nahmetatbeständen357 vor, die die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung vorsehen kön-
nen: Nach Art. 4 Abs. 1 RL 2003/4 können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass bei Vor-
liegen bestimmter Gründe das Gesuch abgelehnt wird. Bei der zweiten Kategorie von 
Ausnahmegründen (Art. 4 Abs. 2 RL 2003/4) können die Zugangsgesuche nur dann ab-
gelehnt werden, wenn die Bekanntgabe der Informationen „negative Auswirkungen“ auf 
die Ausnahmegründe bzw. die durch diese geschützten Interessen entfaltete. 
 
146. Jedenfalls sind die Ausnahmegründe allesamt „eng auszulegen“,358 und in je-
dem Einzelfall ist das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe zu berücksichtigen und 
gegen das Interesse an der Verweigerung der Bekanntgabe abzuwiegen (Art. 4 Abs. 
2 Uabs. 3 RL 2003/4),359 wobei der nationale Gesetzgeber aber allgemein anwendbare 
Kriterien formulieren darf, die diese Abwägung erleichtern können, sofern damit nicht 
eine Einzelfallprüfung verunmöglicht wird.360 Weiter sind die Ausnahmebestimmungen 
aufgrund der völkerrechtskonformen Auslegung des Unionsrechts im Einklang und un-
ter Berücksichtigung der Aarhus-Konvention auszulegen.361 Soweit möglich, ist der 
Zugang teilweise zu gewähren (Art. 3 Abs. 4 RL 2003/4), was letztlich einen Ausfluss 
der Anwendung des Verhältnismässigkeitsgrundsatzes darstellt. Auch ganz allgemein 
ist bei der Anwendung der Ausnahmetatbestände zu beachten, dass der Informationszu-
gang nur insoweit eingeschränkt werden darf, als dies zur Erreichung des angestrebten 
Ziels notwendig (d.h. geeignet und erforderlich) ist, um die entsprechenden Interessen 
zu schützen. 
                                                 
357  Die Mitgliedstaaten können also keine zusätzlichen Gründe einführen. Daher stand die französi-

sche Regelung, wonach der Zugang u.a. dann verweigert werden kann, wenn „die gesetzlich ge-
schützten Geheimnisse“ betroffen sind, nicht mit den Vorgaben der RL 90/313 im Einklang. Vgl. 
EuGH, Rs. C-233/00 (Kommission/Frankreich), Slg. 2003, I-6625, Rn. 55 ff. 

358  S. insoweit auch EuGH, Rs. C-204/09 (Flachglas Torgau), Urt. v. 14.2.2012, wo der Gerichtshof 
auf die Aarhus-Konvention verweist, der eine Grundsatzentscheidung für den Zugang zu bei Be-
hörden befindlichen Umweltinformationen zu entnehmen sei. 

359  S. in diesem Zusammenhang EuGH, Rs. C-71/10 (Office of Communications), Urt. v. 28.7.2011, 
wonach bei der Entscheidung über einen Antrag auf Zugang zu Umweltinformationen die durch 
Art. 4 Abs. 2 RL 2003/4 vorgesehene Abwägung des Zugangsinteresses bzw. des entsprechen-
den öffentlichen Interesses auf der einen Seite und des durch einen oder mehrere Ausnahme-
gründe geschützten Geheimhaltungsinteresses auf der anderen Seite die letzteren kumuliert dem 
Zugangsinteresse gegenüber gestellt werden können und die notwendige Interessenabwägung 
nicht zwingend für jeden einzelnen Grund vorgenommen werden muss.  

360  EuGH, Rs. C-266/09 (Stichting Natuur en Milieu), Urt. v. 16.12.2010. 
361  So auch Jans/Vedder, European Environmental Law, 370, unter Verweise auf EuGH, Rs. C-

240/09 (Lesoochranarske), Urt. v. 8.3.2011. In diese Richtung wohl auch EuGH, Rs. C-204/09 
(Flachglas Torgau), Urt. v. 14.2.2012. 
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Beziehen sich die verlangten Umweltinformationen auf Emissionen in die Umwelt, können be-
stimmte Ausschlussgründe362 von vornherein nicht greifen. Diese im Vergleich zur RL 90/313 neue 
Regelung (die sich auch in der Aarhus-Konvention findet, dort jedoch nur auf Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse bezogen ist, so dass die RL 2003/4 hier in Bezug auf die Transparenz weiter geht 
als die Aarhus-Konvention) soll offenbar ein Vorschieben gewisser Ausschlussgründe – insbesondere 
der Vertraulichkeit der Behördenberatungen, des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses und des 
Schutzes der Interessen Dritter – verhindern, wenn es in der Sache um die „Geheimhaltung“ sensibler 
Emissionsaktivitäten geht.363 

147. In unserem Zusammenhang ist insbesondere das Geschäfts- und Betriebsge-
heimnis von Bedeutung. Dieses kann dann greifen, wenn es durch nationales oder EU-
Recht geschützt ist, um berechtigte wirtschaftliche Interessen364 zu schützen. Die RL 
2003/4 präzisiert selbst nicht, was genau unter einem Geschäfts- oder Betriebsgeheim-
nis zu verstehen ist. Es wäre allerdings durchaus denkbar gewesen, zumindest durch 
eine sog. „Negativliste“365 diese Begriffe näher zu präzisieren.366 Dies deutet darauf hin, 
dass man angesichts des Fehlens einer unionsrechtlichen Konzeption in diesem Bereich 
den Mitgliedstaaten hier einen gewissen Gestaltungsspielraum einräumen wollte.367 
Gleichwohl darf nach der skizzierten Systematik der RL 2003/4 und vor dem Hinter-
grund ihres Sinns und Zwecks der Informationsanspruch des Einzelnen durch die natio-
nale Umsetzung nicht ausgehöhlt werden, was sich auch aus der Aarhus-Konvention 
ergibt.368 Auch ist an den durch die RL 2003/4 selbst vorgegebenen Grundsatz der en-
gen Auslegung der Ausnahmebestimmungen zu erinnern. Daher hat die Umsetzung 
dieser Bestimmung durch die Mitgliedstaaten bestimmten Mindestanforderungen zu 
genügen, die sich aus der dem Begriff des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses in der 
Regel beigemessenen Bedeutung und dem Sinn des Schutzes dieser Belange ergeben. 
Von Bedeutung ist insbesondere, dass es sich tatsächlich um Informationen handeln 
                                                 
362  Es handelt sich um Art. 2 Abs. 2 lit. a), d), f), g) und h) RL 2003/4: Vertraulichkeit der Behör-

denberatungen, Betriebs- und Geschäftsgeheimnis, Vertraulichkeit personenbezogener Daten, 
Schutz von Dritten, die die Information freiwillig zur Verfügung gestellt haben, und Schutz der 
Umweltbereiche, auf die sich die Informationen beziehen.  

363  S. aber auch Butt, NVwZ 2003, 1071 (1074), der in diesem Zusammenhang darauf hinweist, dass 
diese „pauschale Bestimmung“ insofern bedenklich sei, als Informationen über Emissionen ins-
besondere Rückschlüsse auf Produktionsmethoden zulassen können, so dass hier ein mögliches 
„Einfallstor für Wirtschaftsspionage“ bestehe. Für eine eher weite Auslegung des Begriffs der 
Emissionen in die Umwelt, der in der Richtlinie nicht definiert ist, Jans/Vedder, European En-
vironmental Law, 371, 374. S. in Bezug auf die Aarhus-Konvention auch schon oben Rn. 32. 

364  Einschliesslich des öffentlichen Interesses an der Wahrung der Geheimhaltung statistischer Da-
ten und des Steuergeheimnisses. Dies stellt mit Blick auf die Aarhus-Konvention keine Aus-
weitung der Ablehnungsgründe dar. Das Statistikgeheimnis selbst ist ein Unterfall drei ver-
schiedener Ablehnungsgründe der Aarhus-Konvention. Das Statistikgeheimnis bezieht sich 
zunächst nur auf die einer Statistik zugrunde liegenden Daten. Diese Daten können selbst 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse darstellen, personenbezogen sein oder freiwillig wei-
tergegeben worden sein. Damit wäre das Statistikgeheimnis im Einzelfall entweder unter 
Art. 4 Abs. 4 lit. d), f) oder g) AK zu subsumieren. Das Statistikgeheimnis stellt somit kei-
nen eigenen neuen Ausnahmetatbestand dar. Gleiches gilt auch für das Steuergeheimnis, 
welches in der Regel Geschäftsgeheimnisse und personenbezogene Daten schützt. 

365  Die diejenigen Tatsachen umschreibt, die jedenfalls keine Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 
darstellen. 

366  S. etwa Engel, NVwZ 1992, 111 (112): Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, § 9, Rn. 47. 
367  I. Erg. ähnlich in Bezug auf die RL 90/313 Erichsen, NVwZ 1992, 409 (412); Schröder, ZHR 

1991, 471 (475 ff.); Gurlit, ZRP 1989, 253 (256). 
368  S. insoweit denn auch schon oben Rn. 32 zum Verständnis des Betriebs- und Geschäftsge-

heimnisses. 
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muss, die im Zusammenhang mit der betrieblichen oder geschäftlichen Aktivität stehen, 
dass sie nicht sowieso offenkundig sind, und dass ein gewisses (wirtschaftliches) Ge-
heimhaltungsinteresse369 besteht.370  

Jedenfalls nicht erfasst sein dürften aber auch nach der RL 2003/4 Informationen, die sowieso bereits 
allgemein zugänglich oder erfassbar sind. Daher dürfte die Zusammensetzung von Produkten, die 
von jedermann festgestellt werden kann, sowie die Erkenntnisse über ihre Gefährlichkeit nicht zu den 
Betriebsgeheimnissen gehören.371 

 
 
2. Zur RL 2012/18 (Seveso-Richtlinie)  

148. Die RL 2012/18 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit ge-
fährlichen Stoffen372 – die sog. Seveso-Richtlinie – löst die RL 96/82373 – die ihrerseits 
die RL 82/501374, welche im Anschluss an die Dioxin-Katastrophe in Seveso 1976 er-
lassen wurde, ersetzte (Art. 23 Abs. 1 RL 96/82) – ab und ist bis 2015 umzusetzen. Die 
Neufassung knüpft in weiten Teilen an die RL 96/82375 an, jedoch wurde in einigen 
Punkten das Schutzniveau erhöht, insbesondere in Bezug auf die Verhütung schwerer 
Unfälle; auch wurde das Regelungswerk an inzwischen eingetretene Modifikationen im 
Chemikalienrecht angepasst, und eine Reihe weiterer Bestimmungen wurde präzisiert 
und aktualisiert (Erw. 3 RL 2012/18). 
 
149. Das Ziel der RL 2012/18 besteht darin, schwere Unfälle mit gefährlichen Stoffen 
zu verhindern oder zumindest die Unfallfolgen für Mensch und Umwelt zu begrenzen, 
um ein hohes Schutzniveau zu gewährleisten (Art. 1 RL 2012/18). Der Anwendungs-
bereich der Richtlinie erstreckt sich auf alle Betriebe (vgl. die Legaldefinition in Art. 3 
Nr. 1 RL 2012/18), in denen bestimmte gefährliche Stoffe (vgl. hierzu Anhang I RL 
2012/18) in einer bestimmten Menge vorhanden sind (Art. 2 Abs. 1 RL 96/82),376 wobei 

                                                 
369  Dieses dürfte aber aufgrund der offenen Fassung dieses Ausnahmetatbestandes nur dann zu 

verneinen sein, wenn tatsächlich kein erkennbares Interesse an der Geheimhaltung ersicht-
lich ist. 

370  Vgl. zu den einzelnen Merkmalen des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses Schendel, 
EUDUR I, § 39, Rn. 69 ff.; Tege, Offene Umweltakten versus Geschäftsgeheimnisse, ins-
bes. 40 ff.; Kämmerer, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszu-
gangs, 123 (140). S. auch Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, § 9, Rn. 48, der unter 
Hinweis auf zahlreiche Quellen hervorhebt, dass sich der Begriff des Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisses durch drei Merkmale auszeichne: (1) Tatsachen im Zusammenhang mit 
einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, (2) nur begrenzte Bekanntheit und (3) Geheimhal-
tungswille bzw. -interesse. 

371  S. schon oben Rn. 32, 84 ff. 
372  ABl. 2012 L 197, 1. 
373  RL 96/82 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen, 

ABl. 1997 L 10, 13.  
374  ABl. 1982 L 289, 35. Zu dieser Sellner, EUDUR II/1, § 49, Rn. 79 ff. 
375  Zu dieser etwa Mitchison/Kirchsteiger, elni 1998, 28 ff.; Köck, in: GfU, Dokumentation zur 35. 

Wissenschaftlichen Fachtagung, 27 (43 ff.); Rebentisch, NVwZ 1997, 6 ff.; Meßerschmidt, Eu-
ropäisches Umweltrecht, § 19, Rn. 257 ff.; Köck, NVwZ 2012, 1353 (1355 ff.). 

376  S. aber auch die Ausnahmen in Art. 2 Abs. 2 RL 2012/18 (wonach z.B. Atomkraftwerke und 
Abfalldeponien vom Anwendungsbereich der RL 2012/18 ausgenommen sind). Durch den Be-
zug auf das Vorhandensein gefährlicher Stoffe wurde (bereits durch die RL 96/82) der „Be-
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die Betriebe neu je nach der vorhandenen Menge in solche der unteren und solche der 
oberen Klasse eingeteilt werden (Art. 3 Nr. 1-3 RL 2012/18); für letztere gelten teilwei-
se weitergehende Verpflichtungen. 
 
150. In Bezug auf die materiellen Pflichten ist in unserem Zusammenhang insbeson-
dere von Bedeutung, dass den Betreibern umfassende Informationsverpflichtungen 
aufzuerlegen sind, Art. 7-10 RL 2012/18, wobei insbesondere der ausführliche sog. Si-
cherheitsbericht für Betriebe der oberen Klasse (Art. 10 RL 2012/18) hervorzuheben ist. 
Nach Art. 14 RL 2012/18 ist eine Reihe von Informationen öffentlich zugänglich zu 
machen, wobei der genaue Inhalt dieser Information im Einzelnen umschrieben wird. 
Art. 17 lit. e) RL 2012/18 enthält Informationspflichten im Falle eines eingetretenen 
Unfalls und entspricht somit nach seinem Wesen und Zweck den Informationspflichten 
bei unmittelbaren Gefahren gemäss Art. 7 Abs. 4 RL 2003/4. Art. 22 RL 2012/18 ver-
weist in Bezug auf die Ausnahmetatbestände auf die RL 2003/4. 
 
 
3. Fazit 

151. Damit kann bezugnehmend auf die in dieser Studie im Vordergrund stehende 
Fragestellung im Ergebnis festgehalten werden, dass die Vorgaben für die Mitglied-
staaten in Bezug auf Informationsrechte weitgehend parallel zu denjenigen für die EU-
Organe ausgestaltet sind. Insbesondere besteht auch nach der RL 2003/4 keine Pflicht 
zur aktiven Information der mitgliedstaatlichen Behörden in Bezug auf Ergebnisse 
wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte 
bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer In-
haltsstoffe. 
 
152. Allerdings bleibt es den Mitgliedstaaten unbenommen, eine solche Pflicht vor-
zusehen: Die RL 2003/4 formuliert lediglich Mindestvorschriften, wie sich allgemein 
bereits aus Art. 193 AEUV377 ergibt und in Bezug auf die aktive Umweltinformation 
auch spezifisch in Art. 7 Abs. 2 RL 2003/4 betont wird, der davon spricht, dass die zu-
gänglich gemachten Informationen „zumindest“ bestimmte Aspekte umfassen sollen. 
Die Frage, ob und inwieweit somit in den Mitgliedstaaten eine solche Pflicht oder / und 
ein solches Recht besteht, ist daher auf der Grundlage des nationalen Rechts zu beant-
worten.  
 
 

                                                                                                                                               
triebsbezug“ der RL 82/501 aufgegeben, womit eine beträchtliche Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs der Richtlinie einhergeht, vgl. Sellner, EUDUR II/1, § 49, Rn. 88. 

377  Zu dieser Bestimmung, m.w.N., Epiney, Umweltrecht, 5. Kap. Rn. 118 ff. 
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E. Zur Rechtslage in ausgewählten Staaten 

153. Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass die Frage, ob eine Pflicht oder 
ein Recht (der Behörden) auf Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaftlicher Un-
tersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in 
Bezug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe besteht, sowohl auf 
der Grundlage der Aarhus-Konvention als auch auf der Grundlage des EU-Rechts nach 
nationalem Recht zu beurteilen ist. Denn weder der Aarhus-Konvention noch dem EU-
Recht können hier entsprechende Pflichten entnommen werden, da die Vorgaben bezüg-
lich der aktiven Information eher allgemein formuliert sind und keine entsprechende 
Pflicht der Vertrags- bzw. Mitgliedstaaten vorsehen. Gleichzeitig räumen sie ihnen aber 
weitgehende Gestaltungsspielräume auf diesem Gebiet ein; insbesondere kennt weder 
die Aarhus-Konvention noch das EU-Recht eine Pflicht, im Falle der Betroffenheit von 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen von einer Veröffentlichung abzusehen.   

Diese Aussage ist jedoch insofern zu präzisieren, als die EU-Mitgliedstaaten bei der Durchführung 
von EU-Recht auch die EU-Grundrechte zu beachten haben (Art. 51 Abs. 1 Grundrechtecharta). Es 
ist allerdings zweifelhaft, ob es im Falle der aktiven Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaft-
licher Studien, die gerade nicht durch das EU-Recht vorgegeben wird, um die Durchführung von EU-
Recht geht.378  

154. Vor diesem Hintergrund soll im Folgenden die Rechtslage in ausgewählten 
Staaten in Bezug auf die Reichweite der aktiven Informationspflicht und des akti-
ven Informationsrechts umrissen werden, dies mit dem Ziel zu eruieren, wie die 
Rechtslage in der Schweiz in den internationalen Kontext eingeordnet werden kann. 
Berücksichtigt werden einerseits drei grosse EU-Mitgliedstaaten mit unterschiedlichen 
Rechtstraditionen (Deutschland, Frankreich und Grossbritannien), andererseits die 
USA.  

Im Gegensatz zur Erörterung der Rechtslage in der Schweiz wird allerdings die Frage nach der Zu-
lässigkeit oder gar der Pflicht zur Weitergabe bestimmter Informationen an (andere bzw. ausländi-
sche) Behörden ausgespart, da dies aufgrund der Komplexität der hier in den verschiedenen Staaten 
einschlägigen Regelungen den Rahmen der vorliegenden Untersuchung sprengte.  

 
 
I. Deutschland 

155. Das Recht auf Informationszugang wird in Deutschland durch mehrere Gesetze 
geregelt. Diese bestehen zum einen auf Bundesebene mit dem Informationsfreiheits-
gesetz (IFG) und dem Umweltinformationsgesetz (UIG).379 Daneben gelten für die 

                                                 
378  Vgl. zum Problemkreis, auf den hier nicht weiter eingegangen werden soll, Huber, EuR 

2008, 190 ff.; Nusser, Bindung der Mitgliedstaaten an die Unionsgrundrechte, passim; 
Scheuing, EuR 2005, 162 ff. S. auch die Überblicke in den verschiedenen Kommentaren zu 
Art. 51 Grundrechtecharta. Aus der Rechtsprechung aus jüngerer Zeit etwa EuGH, Rs. C-
339/10 (Krasimir A. Estov), Urt. v. 12.11.2010; s. auch EuGH, Rs. C-457/09 (Chartry), Urt. 
v.1.3.2011; EuGH, verb. Rs. C-411/10, C-493/10 (N.S.), Urt. v. 21.12.2011. 

379  Neben dem IFG und dem UIG bestehen weitere spezielle Einzelrechte auf Informationszu-
gang, insbesondere soweit die passive Information betroffen ist. Zu nennen sind beispielhaft 
§ 19 Abs. 1 Bundesdatenschutzgesetz, wonach Personen auf Antrag die bei einer Behörde 
gespeicherten personenbezogenen Daten mitzuteilen sind; § 29 Abs. 1 Verwaltungsverfah-
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einzelnen Bundesländer jeweils eigene Umweltinformations- und Informationsfreiheits-
gesetze.380 Der Zugang zu Umweltinformationen wird jedoch ausschliesslich durch die 
jeweiligen Umweltinformationsgesetze geregelt. Aufgrund der föderalistischen Staats-
struktur Deutschlands381 existieren somit 17 verschiedene Gesetze, welche den Zugang 
zu Umweltinformationen regeln. Die einzelnen Gesetze der Bundesländer verweisen 
dabei entweder dynamisch auf das Bundesgesetz oder haben das Bundesgesetz wort-
gleich bzw. inhaltsgleich übernommen.382 Im Folgenden soll daher nur auf das Informa-
tionsfreiheitsgesetz (1.), das im Hinblick auf die Herstellung des Gesamtzusammen-
hangs der Informationsrechte gleichwohl (wenn es auch für Umweltinformationen auf-
grund der Anwendbarkeit des spezielleren Umweltinformationsgesetzes nicht einschlä-
gig ist) berücksichtigt werden soll, und das Umweltinformationsgesetz (2.) des Bundes 
eingegangen werden, bevor ein kurzes Fazit gezogen wird (3.).  
 
 
1. Informationsfreiheitsgesetz  

156. Das Informationsfreiheitsgesetz383 regelt den allgemeinen Zugang zu amtli-
chen Informationen bei Behörden des Bundes und sonstigen Organen und Einrich-
tungen, welche öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen (§ 1 Abs. 1 
IFG). Dieses Gesetz markiert die Abkehr vom Grundsatz der beschränkten Aktenöffent-
lichkeit in Deutschland und verankert sowohl passive als auch aktive Informations-
pflichten.384 
 
157. Der Geltungsbereich des IFG umfasst alle Aufzeichnungen, die amtlichen 
Zwecken dienen. Ausgenommen sind lediglich Entwürfe und Notizen, die nicht Be-
standteil eines Vorgangs sind oder werden sollen (§ 2 Nr. 1 IFG). 
 
 

                                                                                                                                               
rensgesetz, der Beteiligten an einem Verwaltungsverfahren ein Recht auf Akteneinsicht ge-
währt, sowie das Recht auf Akteneinsicht des Strafverteidigers nach § 147 Strafprozessord-
nung.  

380  Es haben nicht alle Bundesländer ein Informationsfreiheitsgesetz. Die Bundesländer Baden-
Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen und Sachsen verzichteten bisher auf den Er-
lass allgemeiner Regelungen für den Zugang zu Informationen. 

381  Die Gesetzgebung steht grundsätzlich den Ländern zu, soweit dem Bund nicht Gesetzge-
bungsbefugnisse verliehen sind, vgl. Art. 70 Abs. 1 G. 

382  Eine Verweisung auf das jeweils geltende Bundesrecht sehen die jeweiligen UIG der Länder 
Baden-Württemberg, Berlin, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfahlen, Saarland und Sachsen-Anhalt vor. Eine nahezu wortgleiche Übernahme des 
Bundesrechts findet sich in den Ländern Bayern, Brandenburg, Hessen und Schleswig-
Holstein. Die übrigen Länder Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen und Thüringen ha-
ben zum UIG inhaltsgleiche Gesetze erlassen. Vgl. in diesem Zusammenhang die Gesamt-
schau der Umweltinformationsgesetze bei Louis, NuR 2013, 77 ff. 

383  Verkündet am 5. September 2005 (BGBl. I 2722), in der geänderten Fassung vom 7. August 
2013 (BGBl. I 3154) gültig.  

384  Schoch, NJW 2009, 2987. 
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a) Passive Information 

158. Der auf Antrag erfolgende Zugang zu bei den verpflichteten Behörden vorhan-
denen Informationen ist ein „Jedermannsrecht“, so dass er unabhängig vom Nachweis 
eines irgendwie gearteten spezifischen Interesses zu gewähren ist (vgl. §§ 1 Abs. 1, 7 
Abs. 1, 4 Abs. 1, 9 Abs. 1 IFG).  
 
159. Der Antrag auf Zugang kann abgelehnt werden, wenn einer der im Gesetz aufge-
führten Ausnahmetatbestände greift. Diese umfassen den Schutz von besonderen öf-
fentlichen Belangen,385 behördlichen Entscheidungsprozessen,386 personenbezogenen 
Daten387 oder geistigem Eigentum sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen (§ 6 
IFG). 
 
160. Insbesondere die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse werden im Informati-
onsfreiheitsgesetz recht weitgehend geschützt: Enthalten die begehrten Auskünfte In-
formationen zu Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen, so dürfen sie nur mit Einwilli-
gung des Betroffenen veröffentlicht werden (§ 6 IFG). Ein etwaiges überwiegendes öf-
fentliches Interesse an der Bekanntgabe ist dabei irrelevant, da § 6 IFG keine Abwä-
gung zwischen Informations- und Geheimhaltungsinteresse vorsieht. Erteilt der be-
troffene Dritte die Einwilligung, so ist der Zugang zur Information zu gewähren.388 Der 
Begriff des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses erfasst nach der Definition des 
Bundesverfassungsgerichts389 „alle auf ein Unternehmen bezogene […] Tatsachen, Um-
stände und Vorgänge […], die nicht offenkundig, sondern nur einem begrenzten Perso-
nenkreis zugänglich sind und an deren Nichtverbreitung der Rechtsträger ein berechtig-
tes Interesse hat.“390 Dieses berechtigte Interesse an der Nichtverbreitung besteht insbe-
sondere in Fällen mit Wettbewerbsrelevanz von bestimmten Informationen. Erfasst sind 
alle Informationen, die Rückschlüsse auf die Betriebsführung, Kostenkalkulation, Pro-
duktionsverfahren, Marktstrategie usw. zulassen.391  
 
161. Allgemein sind betroffene Dritte vor der Bekanntgabe von Informationen an-
zuhören. Für die Beteiligungspflicht ist es bereits ausreichend, wenn Anhaltspunkte 
vorliegen, die ein schutzwürdiges Interesse an der Nichtveröffentlichung vermuten las-
sen (§ 8 IFG).  
 
162. Die ganze oder teilweise Ablehnung des Antrags hat innerhalb eines Monats 
nach Antragstellung zu erfolgen. Gegen die Ablehnung des Zugangs zu Informationen 
ist der Rechtsweg eröffnet. Mit der Ablehnung ist ebenfalls darauf hinzuweisen, ob und 

                                                 
385  Solche sind z.B. Bestandsinteressen des Staates sowie seine internationalen Beziehungen 

oder wirtschaftspolitische Interessen des Staates, vgl. § 3 IFG. 
386  Jedoch nur soweit, wie durch die Bekanntgabe die Entscheidungsfindung oder die behördli-

che Massnahme bzw. deren Zweck vereitelt würde, § 4 Abs. 1 IFG. 
387  Soweit das schutzwürdige Interesse des Dritten überwiegt und dieser nicht in die Bekannt-

gabe eingewilligt hat, § 5 IFG. 
388  Fluck, in Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, § 6 IFG, Rn. 5. 
389  BVerfGE 115, 205 (230).  
390  Zu dieser Definition etwa Rossi, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Infor-

mationszugangs, 197 (216). 
391  Schoch, NJW 2009, 2987 (2991). 
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wann der begehrte Informationszugang voraussichtlich zu einem späteren Zeitpunkt 
ganz oder teilweise möglich ist (§ 9 IFG). 
 
 
b) Aktive Information 

163. Das Informationsfreiheitsgesetz sieht neben den passiven Informationspflichten 
in § 11 auch aktive Informationspflichten der Behörden vor. Die inhaltliche Tragweite 
der aktiven Informationspflichten ist jedoch auf bestimmte prozedurale Informationen 
beschränkt. So haben die Behörden etwa allgemein zugängliche Verzeichnisse zu füh-
ren, aus denen sich die vorhandenen Informationssammlungen und -zwecke erkennen 
lassen. Daneben sind die Organisations- und Aktenpläne der Behörden allgemein zu-
gänglich zu machen. Die zu veröffentlichenden Verzeichnisse und Pläne sollen neben 
möglichen anderen Formen der Veröffentlichung auch in elektronischer Form allgemein 
zugänglich sein.  
 
 
2. Umweltinformationsgesetz 

164. Das Umweltinformationsgesetz392 setzt den rechtlichen Rahmen für den freien 
Zugang zu Umweltinformationen bei informationspflichtigen Stellen.393 Auch das 
Umweltinformationsgesetz sieht passive (a) und aktive (b) Informationspflichten vor 
(§§ 3 ff., §§ 10 f. UIG), wobei aber auch Ausnahmetatbestände (c) zum Zuge kommen 
können.  
 
165. Der Begriff der Umweltinformationen – und damit der Anwendungsbereich 
des Gesetzes – ist gesetzlich definiert und beinhaltet den Zustand von Umweltbestand-
teilen, deren beeinflussende Faktoren sowie Massnahmen und Tätigkeiten, die sich da-
rauf auswirken (§ 2 Abs. 3 UIG). Die gesetzlichen Definition stimmt mit derjenigen der 
Aarhus-Konvention (Art. 2 Nr. 3 AK)394 und sogar wörtlich mit derjenigen der RL 
2003/4 (Art. 2 Nr. 1 RL 2003/4)395 überein.396 
 
 
a) Passive Informationspflichten 

166. Voraussetzung für den Zugang zu Umweltinformationen ist zunächst ein An-
trag, den jede Person unabhängig von dem Vorliegen eines irgendwie gearteten Interes-
ses stellen kann (§ 3 Abs. 1 UIG). Weitere Voraussetzung ist, dass die informations-

                                                 
392  Verkündet am 22. Dezember 2004 (BGBl. I, 3704), in der geänderten Fassung vom 7. Au-

gust 2013 (BGBl. I, 3154) gültig. 
393  Zu diesen Reidt/Schiller, in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 1 UIG, Rn. 5. 
394  Zu dieser oben Rn. 4 ff.  
395  Zur RL 2003/4 oben Rn. 142 ff. 
396  Zur Weite des Begriffs, mit zahlreichen Beispielen aus der Rechtsprechung, Schoch, in: 

Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszugangs, 81 (96 f.); zu umstrit-
tenen Aspekten mit Beispielen aus der Rechtsprechung etwa Kämmerer, in: Aktuelle 
Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszugangs, 123 (129 ff.). 
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pflichtige Stelle auch über die beantragten Umweltinformationen verfügt. Eine besonde-
re Form des Antrages ist nicht erforderlich.397  
 
167. Der Begriff der informationspflichtigen Stelle ist im Umweltinformationsge-
setz weit gefasst. Nach § 2 Abs. 1 UIG sind dies alle Stellen der öffentlichen Verwal-
tung sowie deren beratende Gremien. Einbezogen sind daneben auch natürliche oder 
juristische Personen des Privatrechts, sofern sie mit der Wahrnehmung öffentlicher 
Aufgaben beauftragt oder beliehen sind. Ausgenommen von der Informationspflicht 
sind lediglich Stellen, soweit sie im Rahmen der Gesetzgebung und Rechtsprechung 
tätig sind.  

Der Begriff der informationspflichtigen Stelle entspricht somit dem Begriff von Art. 2 Nr. 2 AK und 
Art. 2 Nr. 2 RL 2003/4.398  

 
 
b) Aktive Informationspflichten  

168. Das Umweltinformationsgesetz sieht verschiedene Kategorien aktiver Informa-
tionspflichten vor:  
• Ganz allgemein ist die Öffentlichkeit durch die Behörden „aktiv und systema-

tisch“ über die Umwelt zu informieren (§ 10 Abs. 1 S. 1 UIG). Der Umfang 
dieser Pflicht sowie der inhaltliche Gehalt der Informationen bestimmen sich 
nach den jeweiligen Aufgaben der Behörden (§ 10 Abs. 1 S. 2 UIG). In diesem 
Zusammenhang ist der Sinn und Zweck der aktiven Unterrichtung massgeblich, 
wonach das allgemeine Umweltbewusstsein erhöht werden soll und der allge-
meine Umweltschutz verbessert werden soll.399 § 10 Abs. 1 UIG dient somit als 
Rechtsgrundlage für die aktive Verbreitung von Umweltinformationen, die im 
Umweltinformationsgesetz nicht weiter ausdrücklich geregelt sind.  

• § 10 Abs. 2 UIG führt in Präzisierung der allgemeinen Informationspflicht die-
jenigen Umweltinformationen auf, die jedenfalls zu veröffentlichen sind. Da-
runter fallen zunächst der Wortlaut der völkerrechtlichen Verträge sowie das 
Unionsrecht und nationales Recht über die Umwelt oder mit Bezug zur Umwelt 
(§ 10 Abs. 2 Nr. 1 UIG), politische Konzepte, Pläne und Programme mit Um-
weltbezug (§ 10 Abs. 2 Nr. 2 UIG) sowie Berichte über deren Umsetzung, dies 
sofern solche Berichte in elektronischer Form ausgearbeitet wurden oder bereit-
gehalten werden (§ 10 Abs. 2 Nr. 3 UIG), was die Regel sein wird. Weiter sind 
regelmässig, mindestens alle vier Jahre, allgemeine Berichte über den Zustand 
der Umwelt zu veröffentlichen (§ 11 UIG).400 Im Weiteren gehören zu den je-
denfalls zu veröffentlichenden Umweltinformationen Angaben über die Über-

                                                 
397  Nach § 5 Abs. 1 UIG ist die Ablehnung des Antrags oder der Zugang auf eine andere als die 

beantragte Art der antragstellenden Person mitzuteilen und zu begründen. 
398  Zu diesen oben Rn. 4 ff., 142 ff.  
399  Guckelberger, in Fluck/Theuer, Informationsrecht, § 10 UIG, Rn. 39. 
400  Der Umweltzustandsbericht hat Informationen über die Umweltqualität und über Umwelt-

belastungen zu enthalten, die aktuell, exakt und vergleichbar sein müssen. Die genaue De-
tailreichweite ist jedoch nicht festgelegt, hat aber zur Erreichung des Ziels der Verbesserung 
des Umweltschutzes und des Umweltbewusstseins beizutragen, vgl. hierzu Reidt/Schiller, 
in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 11 UIG, Rn. 3 ff.; Guckelberger, in: Fluck/Theuer, 
Informationsrecht, § 11 UIG, Rn. 12. 
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wachung von Tätigkeiten mit möglichen Umweltauswirkungen, Zulassungsent-
scheidungen, welche erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, sowie zu-
sammenfassende Darstellungen und Bewertungen der Umweltauswirkungen 
nach den §§ 11, 12 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 10 
Abs. 2 Nr. 4-6 UIG).  

• Schliesslich sieht das Umweltinformationsgesetz vor, dass in Notfällen alle In-
formationen, die der Öffentlichkeit die Möglichkeit geben können, schadens-
mindernd oder -verhindernd auf unmittelbare Bedrohungen der Gesundheit oder 
der Umwelt reagieren zu können, unmittelbar und unverzüglich zu verbreiten 
sind (§ 10 Abs. 5 UIG). Ein Notfall liegt vor, wenn die menschliche Gesundheit 
oder die Umwelt unmittelbar bedroht sind. 
Diese Vorschrift dient der Umsetzung von Art. 5 Abs. 1 lit. c) AK und Art. 7 Abs. 4 RL 
2003/4.401 Als unmittelbare Bedrohung der Umwelt ist die kurz bevorstehende oder mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nachteiliger Auswirkung auf Umweltbestandteile, Le-
bensräume und Artenvielfalt zu verstehen.402 Bei der Verbreitung der Informationen sollen sich 
die Behörden gegebenenfalls abstimmen, um die Übersichtlichkeit der Informationen für die Öf-
fentlichkeit zu gewährleisten. Andernfalls könnten mehrfach vorliegende Informationen die Ef-
fektivität der Vorschrift im Zuge von Verwirrung mindern und so der Autonomiesicherungsfunk-
tion403 entgegenstehen. Ein subjektives Recht Einzelner oder der Öffentlichkeit auf Informatio-
nen im Notfall besteht jedoch nicht. Die Durchsetzung der Pflicht, kann daher nur durch die Auf-
sichtsbehörden gewährleistet werden. Wird die Information dennoch pflichtwidrig unterlassen, 
können Schadensersatzansprüche der Betroffenen entstehen.404 

 
 
c) Ausnahmen von den Informationspflichten 

169. Sowohl die passiven als auch die aktiven Informationspflichten unterliegen 
jedoch bestimmten Ausnahmetatbeständen. Diese sind für beide Kategorien von In-
formationspflichten parallel ausgestaltet, da § 10 Abs. 6 UIG (der die aktive Informati-
onspflicht betrifft) auf §§ 8, 9 UIG (die die Gründe für die Ablehnung eines Antrags auf 
Zugang zu Umweltinformationen auflisten) verweist.  
 
170. Die (abschliessend zu verstehenden und eng auszulegenden405) Ausnahmetat-
bestände – deren Betroffenheit erwiesen sein muss, so dass lediglich eine diesbezügli-

                                                 
401  Zur Frage, ob unter menschlicher Gesundheit nur das körperliche Wohlbefinden zu verste-

hen ist, Guckelberger, in: Fluck/Theuer, Informationsrecht, § 10 UIG, Rn. 78 (bejahend); 
Appold, in: Hoppe/Beckmann, UVPG, § 2, Rn. 25 (letzterer auf das vollkommene körperli-
che, geistige und soziale Wohlbefinden abstellend). 

402  Guckelberger, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, § 10 UIG, Rn. 78 f. 
403  Schrader, in: Schlacke u.a., Aarhus-Handbuch, 85. 
404  Vgl. dazu Guckelberger, in: Fluck/Theuer, Informationsfreiheitsrecht, § 10 UIG, Rn. 83 f.; 

Schrader, in: Schlacke u.a., Aarhus-Handbuch, 86 f.; Reidt/Schiller, in: Landmann/Rohmer, 
Umweltrecht, § 10 UIG, Rn. 47 f.  

405  Hierzu, m.w.N., Schoch, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informations-
zugangs, 81 (100).  
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che Möglichkeit nicht ausreicht406 – umfassen den Schutz öffentlicher (§ 8 UIG) und 
sonstiger Belange (§ 9 UIG):407  
• Die öffentlichen Belange sind zum einen der Bestand des Staates und zum an-

deren das Recht auf ein faires Verfahren sowie negative Auswirkungen auf den 
Zustand der Umwelt selbst (§ 8 Abs. 1 UIG). Daneben sind öffentliche Belange 
auch berührt, wenn ein Antrag offensichtlich missbräuchlich gestellt wurde, er 
sich auf interne Mitteilungen der informationspflichtigen Stelle bezieht oder un-
präzise gestellt ist und nicht innerhalb einer angemessenen Frist präzisiert wird 
(§ 8 Abs. 2 UIG). Liegt ein öffentlicher Belang vor, so ist abzuwägen ob das öf-
fentliche Interesse an der Bekanntgabe überwiegt.408  
Einem Antrag auf Informationszugang oder der Veröffentlichung stehen jedoch die Vertraulich-
keit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen sowie nachteilige Auswirkungen auf den 
Zustand der Umwelt nicht entgegen, wenn es sich um Informationen über Emissionen handelt (§ 
8 Abs. 1 S. 2 UIG). Das Umweltinformationsgesetz trifft somit für diese Fälle eine Vorrangent-
scheidung zugunsten des Informationszugangs.409 

• Die sonstigen Belange sind Interessen Dritter an der Nichtverbreitung. Diese 
beziehen sich auf die Bekanntgabe personenbezogener Daten, auf die Bekannt-
gabe von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen410 und auf die Verletzung von 
Rechten am geistigen Eigentum. Allerdings erfolgt die Veröffentlichung gleich-
wohl bzw. kann gleichwohl erfolgen, falls das öffentliche Interesse an der Be-
kanntgabe überwiegt oder die Betroffenen der Bekanntgabe zugestimmt haben 
(§ 9 Abs. 1 S. 2 UIG). Damit ist in jedem Fall eine Interessenabwägung im 
Einzelfall vorzunehmen.  
Bezieht sich der Zugang zu Umweltinformationen auf Emissionen, so kann der Antrag nicht 
wegen entgegenstehender sonstiger Belange (es sei denn, es gehe um Rechte am geistigen Eigen-
tum) abgelehnt werden (§ 9 Abs. 1 S. 2 UIG), so dass auch hier die Abwägung bereits zugunsten 
des öffentlichen Interesses vom Gesetz entschieden ist.411 Emissionen sind in diesem Zusam-
menhang die direkte oder indirekte Freisetzung von Stoffen, Erschütterungen, Wärme oder Lärm 
in die Luft, das Wasser oder den Boden.412 Umfasst sind somit alle Faktoren, die sich auf Um-
weltbestandteile auswirken können. Diese „Ausnahme von der Ausnahme“ lehnt sich an die 
Vorgaben der RL 2003/4 an, die ihrerseits über diejenigen der Aarhus-Konvention hinausgeht, 
die sie nur auf das Betriebs- und Geschäftsgeheimnis bezieht.413 

Den Dritten ist in jedem Fall vor der Entscheidung über die Zugänglichmachung oder Veröffent-
lichung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, wobei auf Verlangen der Behörde im Einzel-
nen darzulegen ist, dass ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis vorliegt. 

                                                 
406  Hierzu nur Kämmerer, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszu-

gangs, 123 (133). 
407  Zu diesen Ausnahmetatbeständen etwa, m.w.N., Kämmerer, in: Aktuelle Rechtsfragen und 

Probleme des freien Informationszugangs, 123 (134 ff.).  
408  Überwiegen bedeutet, dass das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe grösser sein muss 

als das Interesse an der Verweigerung der Bekanntgabe, vgl. Reidt/Schiller, in: Land-
mann/Rohmer, Umweltrecht, § 8 UIG, Rn. 47 mit Verweis auf Erw. 16 RL 2003/4. 

409  S. insoweit auch BVerwG, NVwZ 2010, 189 (192, Rn. 45). 
410  Umfasst sind hier auch Daten, die dem Steuer- oder Statistikgeheimnis unterliegen.  
411  Reidt/Schiller, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 8 UIG, Rn. 45. 
412  BVerwG, NVwZ 2010, 189 (192, Rn. 43). 
413  Vgl. schon oben Rn. 146. 
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Der Ausnahmetatbestand von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen nach § 9 
Abs. 1 Nr. 3 UIG entspricht der Definition nach § 6 IFG.414 Jedoch ist der 
Schutz dieser Interessen wesentlich eingeschränkter, als es das IFG vorsieht, da 
immer eine Abwägung des Interesses an der Nichtverbreitung mit dem öffentli-
chen Interesse an der Offenlegung stattfinden muss.415  

Im Vergleich zur Aarhus-Konvention fällt auf, dass mit dem sonstigen Belang des Steuer- oder Sta-
tistikgeheimnisses ein Ablehnungsgrund besteht, den Art. 4 Abs. 2 lit. d) RL 2003/4 vorsieht, der 
aber nicht als solcher in der Aarhus-Konvention figuriert.416 Dennoch dürften diese nominellen Er-
weiterungen der Ausnahmetatbestände dem engen Charakter des Art. 4 Abs. 4 AK entsprechen. 
Steuerdaten sind begrifflich den Geschäftsgeheimnissen zuzurechnen und durch die gesonderte Nen-
nung nur begrifflich hervorgehoben, so dass kein weiterer Ausnahmetatbestand geschaffen ist. Statis-
tikgeheimnisse beziehen sich nach deutschem Verständnis nur auf amtliche Statistiken,417 deren zu-
grundeliegende Daten zu anonymisieren sind. Diese Daten betreffen entweder personenbezogene Da-
ten (vgl. Art. 4 Abs. 4 lit. f) AK), Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse (vgl. Art. 4 Abs. 4 lit. d) AK) 
oder – in Fällen ohne Auskunftspflicht418 – das Interesse der Übermittelnden (vgl. Art. 4 Abs. 4 lit. g) 
AK). Der Schutz des Statistikgeheimnisses lässt sich daher, je nach Bezug der Daten, einem der Aus-
nahmetatbestände des Art. 4 Abs. 4 der Aarhus-Konvention zuordnen. 

 
 
3. Fazit 

171. Das Recht auf Informationszugang ist in Deutschland seit dem Inkrafttreten 
des Umweltinformationsgesetzes und des Informationsfreiheitsgesetzes sehr weit aus-
gestaltet. Grundsätzlich steht jedem auf Bundesebene und in den meisten Ländern der 
Zugang zu bei öffentlichen Stellen vorhandenen Informationen zu, ein Recht, das nur 
durch entgegenstehende öffentliche oder private Belange beschränkt wirkt. Der Zugang 
zu Umweltinformationen ist (auf Bundes- und Länderebene) im Verhältnis zu den all-
gemeinen Regeln einerseits in Bezug auf die aktive Informationspflicht präziser und 
weiter gefasst, andererseits sind die Ausnahmetatbestände enger ausgestaltet, womit ein 
weiterer Informationszugang als nach dem Informationsfreiheitsgesetz verbunden ist. 
Insbesondere sonstige Belange von Dritten haben bei der Veröffentlichung von Umwel-
tinformationen eine weniger grosse Bedeutung. Dies wird insbesondere bei Informatio-
nen über Emissionen deutlich, denen (abgesehen vom geistigen Eigentum) keine sonsti-
gen Belange von Dritten entgegenstehen können. Auch ist – soweit es um Umweltin-
formationen geht – im Falle des Greifens von Ausnahmegründen in jedem Fall eine 
Abwägung im Einzelfall zwischen dem öffentlichen Interesse an Transparenz und dem 

                                                 
414  BVerwG, NVwZ 2010, 189 (192, Rn. 50). 
415  Diesen strukturellen Unterschied zwischen der Rechtslage nach dem Informationsfreiheits-

gesetz einerseits und dem Umweltinformationsgesetz andererseits (im Informationsfrei-
heitsgesetz sind die Ausnahmetatbestände überwiegend absolut formuliert, so dass bei deren 
Vorliegen zwingend und damit ohne Ermessenserwägungen die Veröffentlichung der In-
formation zu unterbleiben hat, während die Ausnahmetatbestände des Umweltinformations-
gesetzes relativ formuliert sind, so dass jedenfalls eine Abwägung zu erfolgen hat) hervor-
hebend auch Schoch, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informationszu-
gangs, 81 (100 f.); Rossi, in: Aktuelle Rechtsfragen und Probleme des freien Informations-
zugangs, 197 (217 ff.). 

416  Vgl. schon oben Fn. 360.  
417  Vgl. dazu § 16 Bundesstatistikgesetz. 
418  Zur Erhebung einer Bundesstatistik hat die Rechtsgrundlage festzulegen, ob eine Aus-

kunftspflicht bestehen soll, vgl. § 15 Bundesstatistikgesetz. 
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betroffenen (sonstigen) privaten oder öffentlichen Interesse vorzunehmen ist, dies wohl 
in Anlehnung an die Vorgaben der Aarhus-Konvention und der RL 2003/4. 
 
172. Die Ausgestaltung der aktiven Informationspflichten lehnt sich damit sehr eng 
an die Vorgaben der Aarhus-Konvention und der RL 2003/4 an. Im Zusammenhang mit 
der vorliegenden Studie ist dabei insbesondere festzuhalten, dass für die aktive Verbrei-
tung bestimmter Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaf-
fenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- 
und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe grundsätzlich keine Rechtspflicht be-
steht, da sie nicht in § 10 Abs. 2 UIG aufgeführt sind. Allerdings stellt § 10 Abs. 1 UIG 
eine Rechtsgrundlage für die Veröffentlichung weiterer Umweltinformationen dar, und 
diese Vorschrift verpflichtet die Behörden auch zu einer aktiven Umweltinformation, 
deren Umfang jedoch im pflichtgemässen Ermessen der Behörde steht.  
 
173. Bei der Ausübung dieses Ermessens hat die Behörde einerseits das öffentliche 
Interesse an Transparenz und Information, andererseits die mögliche Beeinträchtigung 
entgegenstehender Interessen zu berücksichtigen und abzuwägen, wobei dem Grund-
satz der Verhältnismässigkeit eine zentrale Rolle zukommt. Damit ist die Rechtslage 
in Deutschland strukturell und im Ergebnis grundsätzlich mit derjenigen in der Schweiz 
vergleichbar. 
 
 
 
II. Frankreich 

174. Das Recht auf Zugang zu Akten der Verwaltung ist in Frankreich bereits histo-
risch stark abgesichert. So kann schon seit 1884 jeder Einwohner bzw. Steuerzahler auf 
Gemeindeebene Einsicht in alle Protokolle (procès-verbaux) und Verwaltungsakte (ar-
rêtés) nehmen und diese vervielfältigen und veröffentlichen, unabhängig davon, ob es 
sich um generelle oder individuelle Entscheidungen handelt.419 Heute sind Informati-
onsrechte einerseits in einem Gesetz aus dem Jahr 1978, das gesetzlich das Recht auf 
Zugang zu allen Akten der Verwaltung jenseits der kommunalen Verwaltung regelt 
(Gesetz von 1978)420, andererseits – soweit spezifisch Umweltbelange betroffen sind – 
im Code de l’environnement verankert (1.). Die Ausnahmen sind in der Struktur paral-
lel ausgestaltet, wobei der Code de l’environnement auf das Gesetz von 1978 verweist 
(2.). Vor einem kurzen Fazit (4.) ist noch auf den Code du patrimoine hinzuweisen (3.), 
da dieser die Veröffentlichungsmöglichkeit von Dokumenten regelt, die ursprünglich 
unter einem Ausnahmegrund geschützt wurden und nach Ablauf einer Frist zugänglich 
zu machen sind. 
 
 

                                                 
419  Vgl. Martin, Steuerungskonzept, 46. 
420  Loi n° 78-753 du 17 juillet 1978 portant diverses mesures d’amélioration des relations entre 

l’administration et le public et diverses dispositions d’ordre administratif, social et fiscal, 
Journal officiel 18-07-1978, 2851-2852. 
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1. Rechtsgrundlagen und Reichweite des Informationsrechts 

a) Gesetz von 1978 

175. Das Gesetz von 1978 regelt generell den Zugang zu Dokumenten der Verwal-
tung. Der zentrale Begriff dieser Dokumente der Verwaltung wird im Gesetz weit ge-
fasst: So fallen unter diesen Begriff Dossiers, Berichte, Studien, Zusammenfassungen, 
Protokolle, Statistiken, Richtlinien, Anweisungen, Rundschreiben, ministerielle Noten 
und Fragebeantwortungen, Korrespondenz, Prognosen, Entscheidungen und auch Gut-
achten (Art. 1 Gesetz von 1978).  

Soweit es um das Recht auf Aktenzugang auf Antrag geht, ist eine Betroffenheit in eigenen Belan-
gen für die Ausübung des Rechtes nicht erforderlich, da darin die Funktion des Bürgers im französi-
schen Verwaltungsrecht als „gardien vigilant“ zum Ausdruck kommen soll.421 

176. Die aktive Information ist in Art. 7 Gesetz von 1978 geregelt. Danach haben 
die Behörden Richtlinien, Anweisungen, Rundschreiben, ministerielle Noten und Fra-
gebeantwortungen, die eine Rechtsauslegung oder eine Beschreibung von Verwaltungs-
verfahren beinhalten, zu veröffentlichen. Darüber hinaus können (peuvent) die Verwal-
tungsbehörden auch andere Verwaltungsdokumente, die sie verfassen oder erhalten, 
veröffentlichen. Jedoch dürfen sie, soweit in diesen Dokumenten Einträge enthalten 
sind, die unter die Ausnahmen des Art. 6 Gesetz von 1978 fallen oder persönliche Daten 
enthalten, solche Dokumente erst zugänglich machen, nachdem besagte Einträge unle-
serlich gemacht bzw. die Identifikation von erwähnten Personen unmöglich gemacht 
wurde (Art. 7 S. 3 Gesetz von 1978). 
 
 
b) Code de l’environnement  

177. Im Code de l’environnement findet sich im Teil der allgemeinen Bestimmungen 
in Art. L 110-1 Abs. II Uabs. 4 der Grundsatz, wonach jede Person das Recht auf Zu-
gang zu „Umweltinformationen“ hat, die sich im Besitz der Behörden befinden. Um-
gesetzt wird dies durch den Zugang zu Akten der Verwaltung, wie er bereits im Gesetz 
von 1978 verankert ist.422 Weiter werden spezifische Informationsrechte für bestimm-
te Bereiche verankert.423 

Um eine möglicherweise restriktive Auslegung des Begriffs von Dokumenten der Verwaltung ge-
mäss dem Gesetz von 1978 im Zusammenhang mit Umweltinformationen zu vermeiden, wird im 
Code de l’environnement in Art. L 124-2 eine breite Definition dieses Begriffs verankert.424 Danach 
sind Umweltinformationen jene, die sich auf den Zustand der Umweltelemente, insbesondere von 
Luft, Atmosphäre, Wasser, Boden, Erden, Landschaften, Natursehenswürdigkeiten (sites naturels), 
Küstenzonen, Meeresgebieten und biologischer Vielfalt, sowie die Interaktion dieser Elemente be-
ziehen. Darüber hinaus werden Entscheidungen, Aktivitäten und Faktoren, die Auswirkungen auf die 
vorgenannten Elemente haben können, erfasst, was insbesondere Substanzen, Energie, Lärm, Strah-
lung, Abfälle, Emissionen, Abwässer und andere Abflüsse einschliesst. Sodann sind der Zustand der 
menschlichen Gesundheit, der Sicherheit und der Lebensbedingungen von Menschen, Gebäuden und 
des Kulturerbes einbezogen, soweit diese durch Umweltelemente verändert werden oder werden 

                                                 
421  Martin, Steuerungskonzept, 47. 
422  S. den entsprechenden Verweis in Art. L 124-1 Code de l’environnement.  
423  Vgl. hierzu Van Lang, Droit de l’environnement, Rn. 290; Prieur, Droit de 

l’environnement, Rn. 125 f. 
424  Vgl. Van Lang, Droit de l’environnement, Rn. 288. 
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können, ebenso Entscheidungen, Aktivitäten und Faktoren, die aus diesem Grund Auswirkungen auf 
diese Elemente entfalten können. Ebenso genannt werden Kosten- und Vorteilsanalysen sowie öko-
nomische Hypothesen, die im Rahmen der vorgenannten Entscheidungen und Aktivitäten verwendet 
werden, und schliesslich sind Berichte, die von öffentlichen Behörden oder in deren Auftrag über die 
Anwendung gesetzlicher und verordnungsrechtlicher Bestimmungen mit Bezug auf die Umwelt er-
stellt wurden, erfasst (Art. L 124-2 Abs. 1 bis 5 Code de l’environnement).  

Während die legislative und judikative Gewalt nicht von den Informationspflichten erfasst sind, gel-
ten diese für den Staat, Gebietskörperschaften, öffentliche Einrichtungen und darüber hinaus Perso-
nen, die mit der Erbringung öffentlicher Dienstleistungen mit Bezug zur Umwelt betraut sind, soweit 
Informationen die Ausübung dieser Aufgabe betreffen.425 

178. Die aktive Information wird in relativ allgemeiner Form in Art. L 124-7 und 
Art. L 124-8 Code de l’environnement geregelt, wobei die Einzelheiten in einem Dekret 
des Conseil d’Etat spezifiziert werden. Art. R 124-5 Code de l’environnement enthält 
diese Präzisierungen, wobei eine enge Anlehnung an Art. 7 RL 2003/4426 erfolgt. Über 
die nach Art. R 124-5 Code de l’environnement jedenfalls aktiv zu veröffentlichenden 
Informationen hinaus können die Behörden aber auf der Grundlage des Art. L 124-7 
Abs. II Code de l’environnement auch weitere Umweltinformationen veröffentlichen.  
 
 
2. Ausnahmen von der Veröffentlichung 

179. Art. 6 des Gesetzes von 1978 sieht bestimmte Ausnahmen des Informationszu-
gangs vor, die auch auf die aktive Veröffentlichung von Umweltinformationen durch 
Verwaltungsbehörden anwendbar sind (Art. L 124-4 Abs. I Nr. 1 Code de 
l’environnement). Art. L 124-4 Code de l’environnement präzisiert zusätzlich, dass für 
Umweltinformationen nur ein Teil der Gründe des Art. 6 des Gesetzes von 1978 an-
wendbar ist.  

Art. L 124-4 Abs. I UAbs. 1 Code de l’environnement schliesst so den Ausnahmegrund der Wäh-
rungspolitik und öffentlichen Kreditwürdigkeit (monnaie et crédit public) sowie jenen anderer durch 
Gesetz geschützter Geheimnisse (autres secrets protégés par la loi) aus, die beide für andere Infor-
mationen zur Verfügung stehen. In Bezug auf den zweiten Ausnahmegrund bestand die Befürchtung, 
dass anderenfalls das Ermessen des Gesetzgebers im Rahmen des Ausnahmegrundes zu einer inak-
zeptablen Ausdehnung des Ausnahmegrundes führen könnte.427  

180. Somit stehen für Umweltinformationen als Ausnahmegründe die Geheimhal-
tung von Beratungen der Regierung und von Verwaltungsbehörden, die nationale Ver-
teidigung, die Aussenpolitik, die Staatssicherheit, der Schutz des Ablaufs von gerichtli-
chen Verfahren und Vorverfahren und die Verfolgung von Steuer- und Zollrechtsverlet-
zungen zur Verfügung (Art. 6 Abs. I UAbs. 2 Gesetz von 1978). In Art. L 124-4 Code 
de l’environnement sind darüber hinaus der Umweltschutz sowie der Schutz der Interes-
sen natürlicher Personen aufgeführt, die ohne Zwang oder aufgrund einer Entscheidung 
einer Verwaltungsbehörde oder eines Gerichts ohne Zustimmung zur Veröffentlichung 
Informationen an eine Behörde geliefert haben (Art. L 124-4 Abs. I UAbs. 2 und 3 
Code de l’environnement).428 
                                                 
425  Art. L 124-3 Code de l’environnement.  
426  Hierzu oben Rn. 143.  
427  Vgl. Van Lang, Droit de l’environnement, Rn. 288. 
428  Art. L 124-4 Abs. I UAbs. 4 Code de l’environnement nennt darüber hinaus den hier nicht 

relevanten Schutz gewisser statistischer Daten (mit Verweis auf Art. 6 der loi n° 51-711 du 
7 juin 1951). 
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Auch kann ein Antrag auf Informationszugang nach Art. 124-4 Abs. II Uabs. 1-3 Code de 
l’environnement unabhängig vom Vorliegen eines Ausnahmegrundes zurückgewiesen werden, wenn 
eine Anfrage um Information sich auf noch nicht fertiggestellte Dokumente429 oder auf Informatio-
nen, über die die Behörde nicht verfügt, bezieht oder zu generell formuliert ist.  

181. In einem zweiten Abschnitt schreibt Art. 6 des Gesetzes von 1978 vor, dass Do-
kumente bestimmten Inhalts nur an die betroffene Person selbst (à l’intéressé) über-
mittelt werden dürfen. Hierbei handelt es sich um Dokumente, die ein Werturteil (ap-
préciation bzw. jugement de valeur) über eine bekannte oder leicht identifizierbare Per-
son enthalten oder ihr Verhalten aufzeigen, so dass eine Veröffentlichung der Person 
schädlich sein könnte (Art. 6 Abs. II zweiter und dritter Spiegelstrich Gesetz von 
1978).430 Zusätzlich darf eine solche Übermittlung nur an die betroffene Person gesche-
hen, wenn anderenfalls ein Eingriff in das Privatleben, die ärztliche Schweigepflicht 
oder das Geschäfts- und Betriebsgeheimnis (secret en matière commerciale et indust-
rielle) drohte (Art. 6 Abs. II erster Spiegelstricht Gesetz von 1978). 

Sind unter die Ausnahme fallende Teile eines Dokuments abtrennbar oder ist es möglich, sie unleser-
lich zu machen, ist das Dokument nach Vornahme der Abtrennung bzw. Unkenntlichmachung zu 
übermitteln (Art. 6 Abs. III Gesetz von 1978). 

Auf der Grundlage des Art. 6 Gesetz von 1978 wurden darüber hinaus weitere Dokumente in einem 
Ministerbeschluss vom 23.2.1983 (arrêté ministériel) von der Veröffentlichung ausgeschlossen. Es 
handelt sich hierbei um die Teile von Dokumenten, insbesondere bei Inspektions- und Sicherheitsbe-
richten, die sich mit Plänen, Gutachten und Systemen im Bereich der Sicherheit und mit den Um-
ständen der Kontrolle von Werken befassen, die Energie- und Nuklearprodukte, chemische Produkte 
und Rohstoffe herstellen, transportieren und lagern.431 

182. Schon auf der Grundlage der Formulierung des Art. L 124-4 Code de 
l’environnement („l’autorité peut“) ist davon auszugehen, dass die Entscheidung, eine 
bestimmte Information nicht zu veröffentlichen, eine Ermessensentscheidung ist, so 
dass in jedem Fall eine Abwägung der involvierten Interessen im Einzelfall zu erfolgen 
hat.  
 
 
3. Code du patrimoine 

183. Grundsätzlich bleiben Verwaltungsdokumente auch nach ihrem Transfer in Ar-
chive frei zugänglich.432 Hierfür sind die Bestimmungen des Gesetzes von 1978 anzu-
wenden.433 Für Dokumente, die im Sinne der genannten Ausnahmeregelungen nicht 
veröffentlicht werden dürfen, gilt je nach Ausnahmegrund eine bestimmte Frist, nach 
deren Ablauf das Dokument im Archiv zugänglich gemacht werden kann. Für den 
Fall des Schutzes von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen sieht das Gesetz eine Frist 
von 25 Jahren vor, die mit dem Datum des neuesten Dokuments in einem Dossier zu 
laufen beginnt (Art. L 213-2 Abs. I UAbs. 1 lit. a) Code du patrimoine). 
 
 

                                                 
429  Siehe näher zum Streit um diesen Begriff Prieur, Droit de l’environnement, Rn. 124. 
430  Martin, Steuerungskonzept, 47, nennt hier das Beispiel von Personalakten. 
431  Prieur, Droit de l’environnement, Rn. 124. 
432  Loi n° 2008-696 du 15 juillet 2008 relative aux archives bzw. Art. L 213-1 Code du pat-

rimoine. 
433  Art. L 213-1 Code du patrimoine mit dem entsprechenden Verweis. 
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4. Fazit 

184. In Frankreich existiert bereits seit 1978 ein gesetzlich niedergelegtes umfassen-
des Recht auf Zugang zu Informationen der Verwaltung, das auch die den Behörden 
eingeräumte Möglichkeit vorsieht, Informationen aktiv zu veröffentlichen. Die Defi-
nition von Verwaltungsdokumenten, die veröffentlicht werden können, ist weit gefasst. 
Darüber hinaus gelten für Umweltinformationen die Vorgaben des Code de 
l’environnement, der eine weite Definition von Umweltinformationen enthält und die 
Liste der möglichen Ausnahmen von der Veröffentlichung im Vergleich zum Gesetz 
von 1978 zusätzlich einschränkt sowie – im Anschluss an die Umsetzung der RL 2003/4 
– dien aktive Veröffentlichungspflichten präzisiert. Von der Veröffentlichung durch 
Behörden sind – mit Ausnahme der Übermittlung an die betroffene Person – Dokumen-
te ausgeschlossen, deren Veröffentlichung einen Eingriff in das Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnis darstellen würde, wobei davon auszugehen ist, dass hier eine Ermes-
sensentscheidung zu erfolgen hat, in deren Rahmen auch das öffentliche Interesse an 
Transparenz zu berücksichtigen ist. Nach Ablauf einer 25-jährigen Frist können derarti-
ge Dokumente hingegen in Archiven zugänglich gemacht werden. 
 
185. Auch in Frankreich lehnt sich die Ausgestaltung der aktiven Informationspflich-
ten sehr eng an die Vorgaben der Aarhus-Konvention und der RL 2003/4 an. Daher be-
steht auch im französischen Recht grundsätzlich keine Rechtspflicht zur aktiven Ver-
breitung von Ergebnissen wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffen-
heit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- und 
Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe. Allerdings erlaubt auch das französische 
Recht eine solche Veröffentlichung, stellt doch Art. 124-7 Code de l’environnement 
eine entsprechende Rechtsgrundlage zur Verfügung, so dass davon auszugehen ist, 
dass – soweit nicht die jedenfalls zu veröffentlichenden Umweltinformationen betroffen 
sind – die aktive Veröffentlichung im pflichtgemässen Ermessen der Behörde steht. 
Damit ist auch die Rechtslage in Frankreich in Bezug auf die in dieser Studie im Vor-
dergrund stehende Fragestellung im Grundsatz mit derjenigen in der Schweiz strukturell 
und im Ergebnis vergleichbar, 
 
 
III. Grossbritannien 

186. In Grossbritannien sind im Zusammenhang mit der vorliegenden Studie mehrere 
Rechtsakte von Bedeutung: Der Environmental Protection Act 1990 (EPA) sieht unter 
anderem die Einrichtung öffentlicher Register für im Rahmen von Genehmigungsver-
fahren ergangene Entscheidungen und damit zusammenhängende Informationen vor 
(1.). Ergänzt werden diese Vorgaben durch die Environmental Information Regulati-
ons 2004 (EIR), die der Umsetzung der Richtlinie 2003/4434 dienen und unter anderem 
die hier einschlägige Frage der aktiven Veröffentlichung von Informationen durch Be-
hörden ohne Antrag einer Person regeln (2.). Der Freedom of Information Act 2000 
(FOIA) erfasst nicht nur Umweltinformationen, sondern sämtliche Informationen im 
Besitz der öffentlichen Hand, behandelt jedoch nur den Fall, in dem ein Antrag auf Zu-

                                                 
434  Zu dieser oben Rn. 142 ff. 
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gang zu diesen Informationen gestellt wird (3.). Er soll hier nur der Vollständigkeit hal-
ber ebenfalls kurz erwähnt werden, bevor ein kurzes Fazit gezogen wird (4.). 
 
 
1. Environmental Protection Act 

187. Die Verwendung öffentlicher Register zur Information der Öffentlichkeit 
geht im Vereinigten Königreich bereits bis auf den Town and Country Planning Act 
1947 zurück. Art. 20 EPA umschreibt die entsprechenden Verpflichtungen für die typi-
scherweise je nach Ort der umweltrelevanten Tätigkeit zuständige Behörde (enforcing 
authority).435 
 
188. Die aufzubewahrenden und zu veröffentlichenden Dokumente sind jene, die 
in Bezug stehen zu (relating to) Genehmigungsanträgen, erteilten Genehmigungen, an-
deren Entscheidungen der Behörde wie Abänderungs- oder Verbotsentscheidungen, 
Widerrufsentscheidungen von Genehmigungen, Rechtsmitteln, Verurteilungen nach 
bestimmten Übertretungen, erworbenen oder eingereichten Informationen zur Erfüllung 
der Bedingungen für eine Genehmigung, durch den Staatssekretär gemachten Vorgaben 
und anderen Angelegenheiten in Bezug auf die durchgeführten Verfahren oder auf 
dadurch verursachte Umweltverschmutzung (Art. 20 Abs. 1 Bst. abis i EPA).  
 
189. Die Verpflichtung steht jedoch unter Vorbehalt der Ausnahmen der Art. 21 und 
22 EPA:  
• Wenn nach Auffassung des zuständigen Ministers die Aufnahme einer Informa-

tion gegen das Interesse der nationalen Sicherheit verstossen könnte, kann 
diese Information aufgrund von Art. 21 Abs. 1 EPA von der Veröffentlichung 
ausgeschlossen werden. Der Minister kann hierfür Richtlinien aufstellen (Art. 21 
Abs. 2 EPA), während die zuständige Behörde ihn über auf dieser Grundlage 
von der Veröffentlichung ausgeschlossene Informationen zu benachrichtigen hat 
(Art. 21 Abs. 3 EPA). 

• Informationen bezüglich der Geschäfte eines Individuums oder eines Un-
ternehmens sollen grundsätzlich nicht ohne die Zustimmung des Individu-
ums oder Unternehmens veröffentlicht werden, wenn die Information als Ge-
schäfts- oder Betriebsgeheimnis zu behandeln ist (commercially confidential) 
und nicht auf Grundlage einer speziellen Anordnung des zuständigen Ministers 
trotz des Geschäftsgeheimnisses zu veröffentlichen ist (Art. 22 Abs. 1 Bst. a und 
b EPA mit Verweis auf Art. 22 Abs. 7 EPA). Im Rahmen einer solchen Ent-
scheidung, ob das öffentliche Interesse an der Veröffentlichung jenes des Schut-
zes der entsprechenden Ausnahme überwiegt, ist eine ähnliche Abwägungsent-
scheidung vorzunehmen wie im sogleich zu erörternden Freedom of Informati-
on Act bezüglich der nicht-absoluten Ausnahmegründe.436 Die Entscheidung, ob 
eine Information unter das Geschäftsgeheimnis fällt, obliegt der zuständigen Be-
hörde bzw. als Rechtsmittelinstanz dem Minister (Art. 22 Abs. 1 letzter Teilsatz 
epa). Als vom Geschäftsgeheimnis erfasst gelten Informationen, wenn ihre Auf-
nahme in das Register den geschäftlichen Interessen eines Individuums oder ei-

                                                 
435  Vgl. Paradissis/Purdue, in: Environmental Justice, 289 (291). 
436  Paradassis/Purdue, in: Environmental Justice, 293. 
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nem Unternehmen „unverhältnismässigen“ Schaden (prejudice to an un-
reasonable degree) zufügen würde (Art. 22 Rn. 11 EPA). 

Sind bestimmte Informationen aufgrund von Art. 22 EPA aus Gründen des Schutzes von Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnissen von der Veröffentlichung im Register ausgeschlossen, ist ein entspre-
chender Vermerk über die Existenz derartiger Informationen im Register einzutragen (Art. 20 Abs. 5 
EPA).437 Der zuständige Minister (Secretary of State) ist befugt, Weisungen zu erteilen, um Informa-
tionen von der Veröffentlichung im Register auszuschliessen, wenn ihre Veröffentlichung nicht in 
Art. 20 EPA vorgeschrieben ist oder nach Art. 21 oder 22 EPA ein Ausschluss hätte erfolgen sollen 
(Art. 20 Abs. 6 EPA). 

Register müssen in keiner besonderen Form geführt werden (Art. 20 Abs. 8 EPA), jedoch ist sicher-
zustellen, dass öffentlicher Zugang gratis zu angemessenen (reasonable) Zeiten gewährt wird bzw. 
für angemessene Kostenbeiträge Kopien gezogen werden können (Art. 20 Abs. 7 lit. a und b EPA). 

190. Im Verfahren werden die Rechte von Inhabern von Geschäftsgeheimnissen of-
fenbar recht gut gewahrt. 

Beantragt so ein Antragsteller für bestimmte eingereichte Informationen den Ausschluss aus dem öf-
fentlichen Register aus Gründen des Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses (vgl. Art. 22 Abs. 2 
EPA), hat die zuständige Behörde binnen 14 Tagen über den Antrag zu entscheiden, ansonsten ist 
von der Anwendbarkeit des Geschäftsgeheimnisses auszugehen Art. 22 Abs. 3 EPA). Vermutet eine 
Behörde, dass erworbene oder eingereichte Informationen möglicherweise unter das Geschäftsge-
heimnis fallen könnten, hat sie der entsprechenden Person mitzuteilen, dass die Informationen ver-
pflichtend im Register zu veröffentlichen sind, ausser sie werden aufgrund von Art. 22 EPA ausge-
schlossen. Sie muss der Person eine angemessene Gelegenheit zur Stellungnahme bzw. Beantragung 
der vertraulichen Behandlung sowie zur Begründung des eigenen Vorbringens geben; erst im An-
schluss beurteilt die Behörde, ob die Information tatsächlich dem Geschäftsgeheimnis unterfällt (Art. 
22 Abs. 4 EPA).  

Lehnt die Behörde den Schutz einer Information durch das Geschäftsgeheimnis ab, darf die Informa-
tion erst 21 Tage nach Mitteilung dieser ablehnenden Entscheidung an die betroffene Person im Re-
gister veröffentlicht werden. Der Person steht ein Rechtsmittel vor dem Minister offen; wird ein sol-
ches Rechtsmittel ergriffen, wird die betroffene Information erst sieben Tage nach einer endgültigen 
ablehnenden Entscheidung oder dem Rückzug des Rechtsmittels veröffentlicht (Art. 22 Abs. 5 EPA). 

191. Von der Veröffentlichung im Register ausgeschlossene Informationen werden 
nach Ablauf von vier Jahren ab der Entscheidung über ihren Ausschluss nicht länger als 
vom Geschäftsgeheimnis geschützt behandelt. Jedoch kann die Person, die die Informa-
tion eingereicht hat, einen Antrag auf längeren Schutz stellen (Art. 22 Abs. 8 EPA). 
 
 
2. Environmental Information Regulations  

192. Durch die Environmental Information Regulations 2004 (EIR)438 werden 
hauptsächlich die in der RL 2003/4 durch das Unionsrecht durchgeführten Verpflich-
tungen aus der Aarhus-Konvention umgesetzt.  

Hervorzuheben ist hier, dass die Environmental Informations Regulations 2004 auch Körperschaften 
unter öffentlicher Kontrolle (control) umfassen und somit die Verpflichtungen bezüglich der Veröf-

                                                 
437  Ein solcher Vermerk ist jedoch nicht bei Ausschluss von Informationen aus Gründen der 

nationalen Sicherheit nach Artikel 21 EPA erforderlich, vgl. Paradassis/Purdue, in: Access 
to Environmental Justice, 289 (293). 

438  Vorläuferregelungen sind bzw. waren die Environmental Information Regulations 1992 und 
die letztere abändernden Environmental Information (Amendment) Regulations 1998. 
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fentlichung von Umweltinformationen auf Antrag auf private Unternehmen unter staatlicher Aufsicht 
in umweltrelevanten Bereichen, wie z.B. im Wasser- oder Abfallsektor, ausgedehnt werden.439 

193. Art. 4 EIR verpflichtet Behörden, in Bezug auf Umweltinformationen in ihrem 
Besitz eine fortschreitende (progressive) öffentliche Verfügbarmachung besagter In-
formationen über einfach zugängliche elektronische Mittel anzustreben sowie angemes-
sene Massnahmen (reasonable steps) zu ergreifen, um die Information gemäss ihrer 
Funktion zu strukturieren, dies im Hinblick auf ihre aktive und systematische Ver-
breitung an die Öffentlichkeit (Art. 4 Abs. 1 lit. a) und b) EIR). Die zu verbreitenden 
Informationen haben mindestens die in Art. 7 Abs. 2 RL 2003/4 bezeichneten Informa-
tionen und Fakten bzw. die Analyse von Fakten, die die Behörde als relevant und wich-
tig für die Formulierung grösserer umweltpolitischer Vorhaben erachtet, zu umfassen 
(Art. 4 Abs. 4 lit. a) und b) EIR).  
 
194. Ähnlich wie im Rahmen von Art. 22 EPA enthält Art. 12 EIR (i.V.m. Art. 4 
Abs. 3 EIR) eine Reihe von Ausnahmetatbeständen, bei deren Vorliegen eine Behör-
de den Informationszugang verweigern kann bzw. die Verpflichtung der Informations-
verbreitung nicht greift.440 Voraussetzung für die Nichtveröffentlichung einer Informa-
tion ist, dass ein Ausnahmegrund anwendbar ist und auf Grundlage der Umstände eines 
Falles das öffentliche Interesse des Ausnahmegrundes jenes einer Veröffentlichung 
überwiegt (Art. 12 Abs. 1 lit. a) und b) EIR). Dabei ist eine „Veröffentlichungsvermu-
tung“ (presumption in favour of disclosure) zugrundezulegen (Art. 12 Abs. 2 EIR).  

Zugleich ist jedoch auf den Schutz persönlicher Daten Rücksicht zu nehmen, insoweit als die in Art. 
13 der EIR verankerten Regeln beachtet werden müssen (Art. 12 Abs. 3 EIR mit dem entsprechenden 
Verweis auf Art. 13 EIR).  

Soweit nach Art. 13 EIR nicht nur einen Antragsteller betreffende persönliche Daten in Informatio-
nen enthalten sind, dürfen diese Informationen nicht weitergegeben bzw. veröffentlicht werden, so-
fern dies einen Verstoss gegen die Regeln des Data Protection Act 1998 darstellen würde. 

195. Art. 12 EIR führt zwei Gruppen von Ausnahmegründen auf: 
• Die erste Gruppe ist eher auf Fälle des Informationszugangs auf Antrag zuge-

schnitten und umfasst die Verweigerung der Veröffentlichung, wenn sich Infor-
mationen nicht im Besitz der Behörde befinden, ein Antrag auf Informationszu-
gang klar unverhältnismässig ist (manifestly unreasonable), ein solcher Antrag 
zu allgemein formuliert ist, das betroffene Material noch nicht fertiggestellt ist 
oder sich ein Antrag auf interne Kommunikation bezieht (Art. 12 Abs. 4 lit. a)-e) 
EIR). 

• Die zweite Gruppe sieht die Nichtveröffentlichung vor, wenn verschiedene öf-
fentliche oder private Interessen negativ betroffen wären. Diese öffentlichen 
Interessen sind die internationalen Beziehungen, Verteidigung, nationale Sicher-
heit oder öffentliche Sicherheit, die Sicherstellung eines funktionierenden ge-
richtlichen Verfahrenssystems bzw. der Möglichkeit straf- oder disziplinarrecht-
licher Untersuchungen und Verfolgungen, der Schutz geistiger Eigentumsrechte, 
der Fall von gesetzlich vorgeschriebener Vertraulichkeit von Verfahren öffentli-
cher Behörden, die gesetzlich vorgeschriebene Vertraulichkeit bezüglich ge-
schäftlicher oder betrieblicher Informationen zum Schutz eines legitimen wirt-

                                                 
439  Birkinshaw, Government Information Quarterly 2010, 312 (316). 
440  Siehe für einen Überblick Paradassis/Purdue, in: Access to Environmental Justice, 289 

(296). 
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schaftlichen Interesses, das Interesse einer Person an der Geheimhaltung, wenn 
besagte Person unter keiner Verpflichtung war, die Informationen einzureichen, 
keine sonstigen Normen die Behörde zur Veröffentlichung ermächtigen und die 
Person der Veröffentlichung nicht zugestimmt hat, oder der Schutz der Umwelt, 
auf den sich die Informationen beziehen (Art. 12 Abs. 5 lit. a)-g) EIR).  
Sollte es sich bei umweltbezogenen Informationen um solche über Emissionen handeln, kommt 
keiner der potentiell einschlägigen Ausnahmegründe zum Zug und eine Veröffentlichung darf 
nicht verweigert werden (Art. 12 Abs. 9 EIR). Generell ist die Abtrennbarkeit von Informationen 
zu berücksichtigen, um eine eventuelle partielle Veröffentlichung zu ermöglichen (Art. 12 Abs. 
11 EIR). 

 
 
3. Freedom of Information Act 

196. Primär mit dem Recht auf Zugang zu Informationen auf Antrag befasst sich der 
Freedom of Information Act (FOIA). Dieser Rechtsakt erscheint hier dennoch zumin-
dest kurz erwähnenswert, da er den Informationszugang zu nicht umweltbezogenen In-
formationen umfassend gegenüber sämtlichen öffentlichen Behörden gewährt.441  

Zugleich sieht jedoch Art. 39 FOIA eine Ausnahme von der Anwendbarkeit des FOIA auf umwelt-
bezogene Informationen vor. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass die günstigeren Regeln für 
den Zugang zu Umweltinformationen als Verpflichtung aus dem Unionsrecht Vorrang gegenüber 
dem FOIA als rein nationalem Gesetz geniessen.442 

197. Auf der Grundlage des FOIA ist der Zugang zu Informationen jedoch aus 
zwei Gründen potentiell beschränkter als die zuvor erörterten Regeln für umweltbe-
zogene Informationen:  
• Erstens verfügt der FOIA zwar ebenso über eine Liste von Ausnahmebestim-

mungen für die Informationsfreigabepflicht. Jedoch gliedern sich diese in zwei 
Gruppen: „Absolute“ Ausnahmen untersagen in jedem Fall den Zugang zur In-
formation ohne jegliche Abwägung von Interessen.443 Hierzu gehören z.B. Ge-
richtsaufzeichnungen, Informationen, die vom Parlamentsgeheimnis geschützt 
sind (parliamentary privilege) oder teilweise die Kommunikation der Königin 
(Art. 32, 34 und 37 FOIA). Nur „gewöhnliche“ Ausnahmen werden einer Inte-
ressenabwägung (public interest test) unterzogen; wenn das Interesse der Ge-
heimhaltung gleich schwer wiegt wie jenes der Veröffentlichung, ist letzterer der 
Vorzug zu geben.444 Typische derartige Ausnahmegründe sind die nationale Si-
cherheit, Angelegenheiten der Verteidigung, der Wirtschaft, das Interesse der 
Rechtsdurchsetzung, Gesundheitsschutz oder der Schutz persönlicher Daten 
(Art. 24, 26, 29, 31, 38 und 40 FOIA). 

• Zweitens gibt es im Gegensatz zu den Regeln zu Umweltinformationen im FOIA 
eine besondere Eingriffsbefugnis des Ministers, der so eine Entscheidung der 

                                                 
441  Birkinshaw, Government Information Quarterly 2010, 312 (313), betont so z.B., dass auch 

beratende Ausschüsse von den Verpflichtungen des FOIA erfasst sind. 
442  Paradassis/Purdue, in: Access to Environmental Justice, 289 (297). 
443  Kritisch zu diesen „Kategorie-basierten“ Ausnahmeregelungen, bei denen die Behörde le-

diglich den Nachweis erbringen muss, dass eine Information in eine Kategorie von Informa-
tionen fällt, ohne auf tatsächliche Auswirkungen einer Veröffentlichung einzugehen, Fen-
wick/Phillipson, Public Law, 698. 

444  Birkinshaw, Government Information Quarterly 2010, 312 (314). 
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Berufungsinstanz, des Information Commissioner, eine bestimmte bisher nicht 
veröffentlichte Information müsse durch die zuständige Behörde freigegeben 
werden, für nichtig erklären kann (Art. 53 FOIA). 

 
 
4. Fazit  

198. Insgesamt zeigt sich das Recht auf Informationszugang im Vereinigten König-
reich als eher zersplittert.445 Für die Aufnahme von Umweltinformationen in öffentli-
che Register gilt der EPA, der der Behörde den Ausschluss von der Veröffentlichung 
von das Geschäftsgeheimnis deutlich schädigenden Informationen in Ermangelung ei-
ner Zustimmung der betroffenen Person vorschreibt. Die Verfahrensbestimmungen 
scheinen hier grosszügig: Unter Umständen ist die betroffene Person sogar auf den ent-
sprechenden Schutz bzw. die Möglichkeit, einen Ausschluss zu beantragen, aufmerk-
sam zu machen. Private Unternehmen unter staatlicher Kontrolle müssen nur auf Antrag 
Umweltinformationen gemäss der EIR bereitstellen. Die EIR beinhalten die allgemeine 
Verpflichtung für Behörden, Umweltinformationen fortschreitend zugänglich zu ma-
chen, sieht jedoch gewisse Ausnahmen u.a. für den Schutz von Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnissen vor. Als wichtige Vorschrift ist bei Interessenabwägungen zwischen 
Veröffentlichung und Geheimhaltung im Zweifelsfall bzw. bei gleicher Gewichtung der 
widerstreitenden Interessen eine Vermutung zugunsten der Veröffentlichung ausschlag-
gebend. Für nicht-umweltbezogene Informationen ist der FOIA einschlägig. Unter die-
sem muss ebenso ein Antrag auf Zugang gestellt werden, dem eine dem System des 
EPA vergleichbare Interessensabwägung folgt, wobei jedoch keine in vergleichbarer 
Weise das Geschäftsgeheimnis begünstigende Verfahrensbestimmungen ersichtlich 
sind. 
 
199. Keine dieser Rechtsakte sieht jedoch eine Rechtspflicht zur aktiven Verbreitung 
bestimmter Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit 
bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- und Ge-
sundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe vor. Allerdings erlaubt auch das britische Recht 
eine solche Veröffentlichung, da Art. 4 EIR allgemein die Veröffentlichung von Um-
weltinformationen vorsieht und somit eine entsprechende Rechtsgrundlage zur Verfü-
gung stellt, so dass davon auszugehen ist, dass – soweit nicht die jedenfalls zu veröf-
fentlichenden Umweltinformationen betroffen sind – die aktive Veröffentlichung im 
pflichtgemässen Ermessen der Behörde steht, bei dessen Ausübung auch das Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnis zu berücksichtigen ist. Damit ist auch die Rechtslage in Gross-
britannien  in Bezug auf die in dieser Studie im Vordergrund stehende Fragestellung mit 
derjenigen in der Schweiz strukturell und im Ergebnis grundsätzlich vergleichbar. 
 
 
IV. USA 

200. Ungeachtet der Tatsache, dass die USA die Aarhus-Konvention weder unter-
zeichnet noch ratifiziert haben, existiert ein rechtlicher Rahmen für den Informations-

                                                 
445  Allgemein zum eher konkret problemlösungsorientierten und weniger systematisch vorge-

henden Ansatz des britischen Rechtssystems Martin, Steuerungskonzept, 48 f. 
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zugang und damit auch die hier relevante Frage der Veröffentlichung von Gutachten 
durch Behörden.  

Am Beispiel der USA zeigt sich zugleich auch die mögliche Brisanz der Veröffentlichung von wo-
möglich im Rahmen von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen relevanten Inhalten, wurde hier doch 
festgestellt, dass etwa 80 % der Anfragen unter dem hier einschlägigen Freedom of Information Act 
(FoIA) bezüglich Informationen von Unternehmen von Wettbewerbern stammten.446  

 
201. Im Folgenden soll zunächst Zu untersuchen ist zuerst der Freedom of Informa-
tion Act (FoIA) erörtert werden, dies unter besonderer Berücksichtigung der konkreten 
Anwendung des Gesetzes in der Rechtsprechung (1.), bevor kurz auf den im Bereich der 
Chemikalienregulierung einschlägigen Toxic Substances Control Act eingegangen (2.) 
und ein kurzes Fazit (3.) gezogen wird.  
 
 
1. Freedom of Information Act 

202. Der Freedom of Information Act (FoIA) wurde bereits 1967 erlassen.447 Dem 
Freedom of Information Act unterliegen sämtliche Verwaltungsbehörden, nicht jedoch 
die Justiz und die Legislative.448 
 
203. Der Freedom of Information Act sieht vor, dass jede Behörde der Öffentlichkeit 
diverse Informationen zugänglich zu machen hat:  
• Beschreibungen der eigenen Organisation sowie der Stellen, wo Informationen 

eingeholt werden können (Art. 552 Abs. a UAbs. 1 Bst. A FoIA);  
• Angaben über den Verlauf, die Art und die Anforderungen der formellen und 

informellen verfügbaren Verfahren der jeweiligen Stelle, Verfahrensregeln, ma-
terielle anwendbare Regeln und Änderungen der vorher angeführten Regeln 
(Art. 552 Abs. a UAbs. 1 lit. B bis E FoIA);  

• Endurteile und -beschlüsse mitsamt abweichenden Standpunkten (dissenting 
opinions) bei der Abschlussbeurteilung von Fällen sowie nicht im Federal Re-
gister veröffentlichte Erklärungen und Auslegungen, Anleitungen und Anwei-
sungen der Bediensteten, die sich auf die Öffentlichkeit auswirken; Kopien aller 
auf Antrag449 herausgegebenen Aufzeichnungen, unabhängig von ihrem Format, 
soweit sie bereits Gegenstand substantiell ähnlicher erneuter Anfragen geworden 
sind oder wahrscheinlich werden dürften und schliesslich auch einen Index der 
genannten, auf Antrag herausgegebenen Aufzeichnungen (Art. 552 Abs. a UAbs. 
2 lit. A bis E FoIA). 

Weitere Bestimmungen betreffen die üblichen Angaben zur Herausgabe von Informationen auf An-
trag, insbesondere was Umfang und Art des Antrags und Form der Antwort durch die Behörde (Art. 
552 Abs. a UAbs. 3 FoIA) und mögliche Bearbeitungsgebühren sowie den Rechtsschutz (Art. 552 
Abs. a UAbs. 4 FoIA) betrifft. 

204. Jedoch sind bestimmte Ausnahmen vorgesehen, die Informationen allen Veröf-
fentlichungspflichten entziehen. Beispielsweise ist dies der Fall in Anwendung beson-

                                                 
446  Gurlit, in: Öffentlichkeit von Umweltinformationen, 511 (521). 
447  5 US Code § 552. 
448  Birkinshaw, zitiert in Fenwick/Phillipson, Public Law, 688. 
449  Nach Art. 552 Abs. a UAbs. 3 FoIA, siehe hierzu sogleich. 
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derer, durch eine Verfügung des Präsidenten festzulegender450 Kriterien für den Schutz 
des Interesses der nationalen Verteidigung oder der Aussenpolitik (Art. 552 Abs. b 
UAbs. 1 FoIA). Von grosser Bedeutung ist hier der Schutz von Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnissen als Ausnahmegrund, wobei eine weite Formulierung verwendet 
wird, die auch geschäftliche und finanzielle Informationen erfasst (trade secrets and 
commercial or financial information), sofern diese als vertraulich eingestuft werden 
(Art. 552 Abs. b UAbs. 4 FoIA).  

Ein Geheimnis liegt nach der Rechtsprechung vor, wenn es um einen kommerziell wertvollen Plan, 
Formel, Prozess oder Vorrichtung geht, welche(r) für die Schaffung, Zubereitung, Zusammenmi-
schung oder Verarbeitung von Handelsgütern verwendet wird und welche(r) als Endprodukt einer Er-
findung oder bedeutenden Anstrengung bezeichnet werden kann.451  

Der Court of Appeals für den DC Circuit legte diese Ausnahme in der Form aus, dass Informationen 
nicht veröffentlicht werden dürfen, wenn dies entweder wahrscheinlich die Regierung daran hindern 
würde, in der Zukunft notwendige Informationen zu erhalten, oder wenn dies der Wettbewerbsstel-
lung der Person, von der die Informationen stammen, bedeutenden Schaden (substantial harm) zufü-
gen würde.452 

205. Ein weiteres schützenswertes Interesse ist das Privatleben, weswegen die Her-
ausgabe von persönlichen und medizinischen Akten ausgeschlossen werden kann (Art. 
552 Abs. b UAbs. 6 FoIA), sowie die Rechtsdurchsetzung, wobei hier nur unter be-
stimmten Voraussetzungen (wie z.B. Gefährdung des Lebens oder der Sicherheit einer 
Person) die Veröffentlichung ausgeschlossen werden kann (Art. 552 Abs. b UAbs. 7 
FoIA).  

Klargestellt wird jedoch, dass auch in Anwendung dieser Ausnahmen jeder abtrennbare Teil be-
troffener Aufzeichnungen einer Person, die Zugang beantragt, nach Löschung der ausgeschlossenen 
Teile zugänglich gemacht werden muss; sofern dies nicht wiederum ein geschütztes Interesse beein-
trächtigen würde, ist überdies eine Angabe über die Menge der gelöschten Informationen und über 
die Ausnahmebestimmung, unter der die Löschung vorgenommen worden ist, möglichst am Ort der 
Löschung anzubringen (Art. 522 Abs. b letzter Absatz FoIA).453 

206. Während der Freedom of Information Act generell als in seiner Ausrichtung 
transparenzfreundlich beschrieben wird, ist dennoch festzuhalten, dass keine Abwägung 
zwischen dem öffentlichen Interesse auf Zugang zu Dokumenten und dem Interesse der 
Regierung an Geheimhaltung vorgeschrieben wird; stattdessen sind die entsprechenden 
Ausnahmen von der Veröffentlichungspflicht grundsätzlich zwingend ausgestaltet, 
so dass im Falle der Betroffenheit der erfassten Interessen eine Veröffentlichung zwin-
gend zu unterbleiben hat.454 

Im verfassungsrechtlichen Kontext wird der Freedom of Information Act daher zwar als besonders 
wichtiges Gesetz eingeordnet, da durch ihn eine einfachgesetzliche Grundlage für das „Recht zu wis-
sen“ (right to know) der Öffentlichkeit geschaffen wurde. Als Teil des Ersten Zusatzartikels zur Ver-
fassung war ein solches Recht zwar in der Rechtsprechung des Supreme Court entwickelt, jedoch 
nicht als subjektives, einklagbares Recht ausgestaltet worden.455 Zugleich wird jedoch bemängelt, 
dass die Rechtsprechung auf der Grundlage des Freedom of Information Act generell den Ermessens-

                                                 
450  S. zur Einschränkung dieser ursprünglich weiter gefassten Ausnahme Pozen, Yale Law 

Journal 2005, 628 (636). 
451  Public Citizen Health Research Group v. FDA, 704 F.2d 1280 (D.C. Cir. 1983). 
452  National Parks & Conservation Association v. Morton, 498 F.2d 765 (D.C. Cir. 1974). 
453  Vgl. hierzu Pozen, Yale Law Journal 2005, 628 (636). 
454  Birkinshaw, zitiert in Fenwick/Phillipson, Public Law, 688. Vgl. zur Prüfung im Rahmen 

der Ausnahme für nationale Sicherheit Pozen, Yale Law Journal 2005, 628 (637). 
455  Sullivan, Maryland Law Review 2012, 1 (66). 
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spielraum der Verwaltung weit auffasst und dem hinter dem Gesetz stehenden Interesse der Informa-
tion der Öffentlichkeit durch eine eng gefasste, am Gesetzeswortlaut ansetzende Auslegung des 
Freedom of Information Act zu wenig Gewicht beimesse.456  

207. Gleichzeitig und im Ergebnis wird den Behörden durch die Gerichte doch ein 
gewisser Gestaltungsspielraum eingeräumt, dies letztlich im Zuge der Auslegung der 
im Freedom of Information Act verwandten, gerade bei den Ausnahmebestimmungen, 
offenen Rechtsbegriffe.  

So lassen sich der Rechtsprechung für den Fall der aktiven Veröffentlichung von Informationen 
durch Behörden einige Elemente entnehmen, aufgrund derer eine rechtliche Beurteilung einer Veröf-
fentlichung durch eine Behörde erfolgt. So wurde in einer Entscheidung ein behaupteter Wettbe-
werbsnachteil als zu spekulativ eingestuft; überdies seien die betroffenen Informationen bereits zuvor 
zum Teil öffentlich zugänglich gemacht worden, und der betreffende Bericht sei bereits fünf Jahr alt. 
Es bestehe somit kein Hindernis für eine Veröffentlichung.457 In einem anderen Fall wurde die Ent-
scheidung einer Behörde, Informationen zu veröffentlichen, als weder eigenmächtig noch willkürlich 
eingestuft, da vom Beschwerdeführer nicht mit ausreichender Genauigkeit dargelegt werden konnte, 
welchen bedeutenden Schaden er in seiner Wettbewerbsstellung durch die Veröffentlichung erleiden 
würde.458 

208. Insgesamt zeigt die Anwendung des Freedom of Information Act in der Praxis, 
dass im Zuge der Auslegung der Ausnahmetatbestände den Behörden ein sehr weiter 
Spielraum eingeräumt wird und sich die gerichtliche Prüfung letztlich auf die Beur-
teilung des Vorbringens von Inhabern von Informationen konzentriert, die eine 
Veröffentlichung verhindern wollen; diese müssen einen überzeugenden Nachweis für 
den ihnen entstehenden Nachteil erbringen.459 
 
 
2. Der Toxic Substances Control Act 

209. Eigene Veröffentlichungsbestimmungen gelten im Chemikalienbereich. Im 
Bereich der Chemikalienregulierung gilt seit 1977 der Toxic Substances Control Act 
(TSCA). Um die menschliche Gesundheit und die Umwelt vor Gefahren aus Wechsel-
beziehungen mit chemischen Stoffen zu schützen, sieht das Gesetz ein Anmeldeverfah-
ren für neue Umweltchemikalien sowie neue Verwendungen bekannter Stoffe vor.460 
Zuständig für den Vollzug des Gesetzes ist die Environmental Protection Agency.  
 
210. Durch Art. 5 Abs. d UAbs. 2 TSCA ist die Environmental Protection Agency aus 
Transparenzgründen verpflichtet, binnen fünf Tagen nach Erhalt eines Anmeldedossiers 
für neue Stoffe im Federal Register die Bezeichnung derartiger Stoffe, Anwendungsge-
biete und geplante Verwendung sowie durchgeführte Tests aktiv zu veröffentlichen.461  
 
211. Art. 14 TSCA verweist jedoch auf den Freedom of Information Act und sieht 
insbesondere vor, dass Informationen, die unter die Ausnahme des Geschäfts- und 

                                                 
456  Siehe m.w.N. aus der Rechtsprechung u.a. des Supreme Court Sullivan, Maryland Law Re-

view 2012, 1 (83). 
457  General Electrics v. Nuclear Regulatory Commission, 750 F.2d 1394, 1403 (7th Cir. 1984). 
458  CC Distributors v. Kinzinger, No. 94-1330 U.S. Dist. LEXIS 21641 (D.D.C. 28.6.1995). 
459  Kritisch zu dieser Verteilung der Beweislast im Verfahren Sullivan, Maryland Law Review 

2012, 1 (83). 
460  Vgl. hierzu näher Kuhn, REACH, 11. 
461  Vgl. Kuhn, REACH, 21. 
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Betriebsgeheimnisses fallen, grundsätzlich nicht ausserhalb der amtlichen Verwendung 
durch Staatsbedienstete veröffentlicht werden (Art. 14 Abs. a TSCA mit Verweis auf 
Art. 552 Abs. b UAbs. 4 FoIA). Darüber hinaus gibt es eine Möglichkeit für Hersteller, 
Verarbeiter oder Vertreiber von Stoffen, eingereichte Daten als vertraulich zu bezeich-
nen und getrennt von anderen Daten einzureichen (Art. 14 Abs. c UAbs. 1 lit. A und B 
TSCA). Wenn in der Folge trotzdem eine Veröffentlichung dieser Daten geplant ist, 
z.B. wegen eines entsprechenden Antrags auf Informationszugang, ist der Hersteller, 
Verarbeiter oder Vertreiber vor der Freigabe zu informieren (Art. 14 Abs. c UAbs. 2 lit. 
A TSCA). 
 
 
3. Fazit 

212. Die Veröffentlichung von im Besitz von Behörden befindlichen Informationen 
ist in den USA generell durch den Freedom of Information Act geregelt. Dieses Gesetz 
schreibt grundsätzlich eine Veröffentlichungspflicht insbesondere für Entscheidungen 
vor, regelt jedoch auch Ausnahmen wie jene der nationalen Sicherheit oder für Ge-
schäftsgeheimnisse und sonstige vertrauliche geschäftliche Informationen. Trotz der 
grundsätzlich zwingenden Unterlassung der Veröffentlichung im Falle der Betroffenheit 
derartiger Interessen kommt der Verwaltung im Zuge der Anwendung und Auslegung 
der unbestimmten Rechtsbegriffe ein nicht unerheblicher Ermessenspielraum zu.  
 
213. Im Bereich der Chemikalienregulierung gibt es eine Veröffentlichungspflicht 
von neu angemeldeten Stoffen für die Environmental Protection Agency. Auch hier ist 
der Freedom of Information Act anwendbar, wenngleich eine besondere Notifikations-
pflicht hinzukommt, wenn Behörden als vertraulich angemeldete Daten über Stoffe ver-
öffentlichen wollen. 
 
214. Im Übrigen lässt sich auch im US-amerikanischen Recht keine Rechtspflicht 
zur Veröffentlichung bestimmter Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen 
über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug 
auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe nachweisen; es ist aber 
davon auszugehen, dass eine solche erfolgen darf, sofern nicht das Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnis betroffen ist. 
 
 
V. Schlussfolgerung  

215. Die Ergebnisse des Rechtsvergleichs können wie folgt zusammengefasst wer-
den:  
• In Deutschland ist im Allgemeinen ein sehr weiter Informationszugang auf An-

trag vorgesehen. Lediglich fünf Bundesländer gewähren kein allgemeines Zu-
gangsrecht. Das besondere Zugangsrecht in Bezug auf Umweltinformationen ist 
hingegen auf Bundesebene und in allen Bundesländern vorgesehen. Der Grund-
satz der Zugangsgewährung gilt dabei in allen Informationsfreiheits- und Um-
weltinformationsgesetzen. Die aktive Verbreitung substantieller Informationen 
ist jedoch nur in den Umweltinformationsgesetzen vorgesehen. Unterschiede er-
geben sich auch in der Beachtung der Verbreitung entgegenstehender Interessen. 
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Im Geltungsbereich der Informationsfreiheitsgesetze ist es ausreichend, wenn 
entgegenstehende Interessen berührt sind. Im Bereich der Umweltinformations-
gesetze findet bei entgegenstehenden Interessen eine Abwägung zwischen dem 
öffentlichen Interesse auf Verbreitung und dem individuellen Interesse auf 
Nichtverbreitung statt. Beziehen sich die Informationen auf Emissionen, so hat 
der Gesetzgeber die Abwägung teilweise bereits zugunsten der Verbreitung ent-
schieden, dies auch und gerade, wenn durch die Verbreitung der Informationen 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse betroffen sind. 

• In Frankreich ergibt sich aus der Interaktion des Gesetzes von 1978 und des 
Code de l’environnement ein Regelungswerk, demzufolge die Verwaltungsbe-
hörden Ermessen besitzen (peuvent), Verwaltungsdokumente, die insbesondere 
auch Umweltinformationen enthalten, zu veröffentlichen. Jedoch sind bestimmte 
Ausnahmen vorgesehen, die nicht nur für Informationszugang auf Antrag gelten, 
sondern auch die Veröffentlichung durch die Behörde selbst ausschliessen. Ins-
besondere dürfen so Informationen, die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ge-
fährden, nur an die entsprechende Person übermittelt werden, wobei allerdings 
eine Abwägung im Einzelfall zu erfolgen hat. 

• In Grossbritannien sehen die Environmental Information Regulations vor, dass 
Behörden die Veröffentlichung von Umweltinformationen vorantreiben sollen. 
Ähnlich wie in Frankreich sind auch hier die Ausnahmeregeln von dieser Ver-
pflichtung ähnlich jenen, die für Informationszugang auf Antrag gelten, ausge-
staltet, und umfassen Interessen wie den Schutz personenbezogener Daten und 
den Schutz von Geschäftsgeheimnissen. Besonders bemerkenswert erscheint 
hier die klare Feststellung einer „Veröffentlichungsvermutung“, d.h. dass bei in 
einer Abwägungssituation gleich schwer wiegenden Interessen der Veröffentli-
chung und der Geheimhaltung jedenfalls der Veröffentlichung der Vorzug zu 
geben ist. 

• Die USA sind keine Vertragspartei und somit nicht an die Vorgaben der Aarhus-
Konvention gebunden. Dennoch ist im Freedom of Information Act eine Pflicht 
zur Veröffentlichung zumindest in Bezug auf Entscheidungen vorgesehen. Aus-
nahmen, die sich auf Informationszugangsanträge beziehen, umfassen auch den 
eher weit gefassten Schutz von Geschäftsgeheimnissen. Trotz der generell trans-
parenzfreundlichen Ausrichtung des Gesetzes wird teils eine eher restriktive 
Anwendungspraxis beklagt. Im Bereich der Chemikalienregulierung ist spezial-
gesetzlich eine Veröffentlichungspflicht bestimmter Informationen geregelt, wo-
bei jedoch wiederum Informationen im Schutzbereich des Geschäftsgeheimnis-
ses ausgenommen sind. 

 
216. Bemerkenswert ist der Umstand, dass sich die Rechtslage in den untersuchten 
EU-Mitgliedstaaten Deutschland, Frankreich und Grossbritannien insgesamt sehr 
ähnlich präsentiert. Zwar überrascht dies nicht so sehr, soweit der Umfang der Pflicht 
zur aktiven Umweltinformation betroffen ist, sind hier für diese Staaten doch das EU-
Recht und die Aarhus-Konvention – die diesbezüglich recht detaillierte Vorgaben ent-
halten – massgeblich; teilweise lehnen sich gerade die aktiven Umweltinformations-
pflichten auch wörtlich an die RL 2003/4 (und die Aarhus-Konvention) an. Bemer-
kenswert ist allerdings, dass die in dieser Studie im Vordergrund stehende Frage nach 
dem Recht oder der Pflicht zur aktiven Veröffentlichung wissenschaftlicher Unter-
suchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in 



 

108 
 

Bezug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe ebenfalls strukturell 
parallel ausgestaltet ist: In allen Staaten besteht keine diesbezügliche Pflicht; jedoch 
wird den Behörden ein Recht zur Veröffentlichung solcher Informationen eingeräumt, 
das jedoch unter dem Vorbehalt einer im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwä-
gung steht, wobei auch und gerade die Betroffenheit des Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisses zu berücksichtigen ist. 
 
217. Interessant ist diese – bei aller Unterschiedlichkeit in der genauen gesetzlichen 
Ausgestaltung – Parallelität insbesondere in zweierlei Hinsicht:  
• Erstens lassen sich weder dem EU-Recht noch dem Völkerrecht Vorgaben in 

Bezug auf diese Frage entnehmen, so dass man eine doch etwas unterschiedli-
chere Situation hätte erwarten können.  

• Zweitens fällt auf, dass die Rechtslage in der Schweiz durchaus mit derjenigen 
in diesen Staaten strukturell und im Ergebnis grundsätzlich vergleichbar ist, 
wenn auch in den untersuchten EU-Mitgliedstaaten in jedem Fall eine Abwä-
gung zwischen dem öffentlichen Interesse an Transparenz und dem betroffenen 
(sonstigen) privaten oder öffentlichen Interesse ausdrücklich vorgeschrieben ist, 
dies wohl in Anlehnung an die Vorgaben der Aarhus-Konvention und der RL 
2003/4.  

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang aber auch darauf, dass diese strukturelle Parallelität nicht 
auch zwingend bedeutend, dass konkrete Fragestellungen in allen Staaten in der gerichtlichen (und 
behördlichen) Praxis auch ähnlich oder gar gleich entschieden würden: Da die Interessenabwägung 
regelmässig eine wichtige Rolle spielt, ist es durchaus denkbar, dass zumindest in gewissen Konstel-
lationen Unterschiede auftreten. Um verlässliche Aussagen auch über die (gerichtliche und ggf. be-
hördliche) Praxis zu erhalten, wären jedoch weitergehende umfangreiche Untersuchungen notwendig.  
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F. Zusammenfassung und Schlussbetrachtung 

I. Zusammenfassung 

218. Im Folgenden sollen die wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung in Thesen-
form zusammengefasst werden, wobei jeweils für weitergehende Nachweise und Be-
gründungen auf die einschlägigen Kapitel bzw. Randnummern verwiesen wird. Im Hin-
blick auf eine bessere Lesbarkeit bzw. Auffindbarkeit der gesuchten Informationen 
werden die zusammenfassenden Thesen nach den verschiedenen erörterten Bereichen 
aufgeteilt.  
 
 
1. Reichweite der Aarhus-Konvention  

219. Die Frage nach der genauen Reichweite des Rechts bzw. der Pflicht von Behör-
den, bestimmte Umweltinformationen zu verbreiten oder weiterzugeben, ist vor dem 
Hintergrund der diesbezüglichen völkerrechtlichen Vorgaben zu sehen, wobei die sog. 
Aarhus-Konvention im Vordergrund steht. Aufgrund des Grundsatzes der völker-
rechtskonformen Auslegung des nationalen Rechts ist ihre rechtliche Tragweite bei der 
Auslegung des nationalen Rechts zu berücksichtigen, was insbesondere für solche Best-
immungen gilt, die der Umsetzung der in der Konvention verankerten Verpflichtungen 
dienen.462  
 
220. Art. 5 AK enthält eine Reihe von Verpflichtungen zur Erhebung von Informa-
tionen, sowie zur aktiven Verbreitung von Informationen. Auch wenn es sich hier 
um echte Rechtspflichten handelt, räumen sie den Vertragsparteien doch einen gewissen 
Spielraum ein.463  
 
221. Bei wissenschaftlichen Untersuchungen und die entsprechenden Berichte über 
die (umweltrelevante) Zusammensetzung von Produkten und die (potentielle) (Um-
welt-) Gefährlichkeit gewisser, in diesen enthaltenen Substanzen handelt es sich um 
Umweltinformationen im Sinne des Art. 2 Nr. 3 AK.464 
 
222. Eine Pflicht zur Veröffentlichung derartiger Untersuchungsergebnisse kann 
aus der Aarhus-Konvention grundsätzlich nicht abgeleitet werden.465   
 
223. Die Aarhus-Konvention steht einer aktiven Veröffentlichung von Umweltin-
formationen, die nicht von der Pflicht zur aktiven Veröffentlichung erfasst sind, aber 
auch nicht entgegen.466 
 
224. Die Aarhus-Konvention geht davon aus, dass die Ausnahmetatbestände für das 
passive und das aktive Informationsrecht parallel ausgestaltet sind.467 Unter das Be-
                                                 
462  Rn. 4  ff. 
463  Rn. 12 ff. 
464  Rn. 34. 
465  Rn. 35 ff.  
466  Rn. 40 ff. 
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triebs- und Geschäftsgeheimnis fallen dabei nur solche Informationen, die im Zu-
sammenhang mit der betrieblichen oder geschäftlichen Aktivität stehen, die nicht so-
wieso offenkundig oder ermittelbar sind, und an denen ein gewisses (wirtschaftliches) 
Geheimhaltungsinteresse besteht.468 
 
 
2. Informationsfreiheit im schweizerischen Recht 

225. Im schweizerischen Recht lässt sich grundsätzlich keine Rechtspflicht zur Ver-
öffentlichung oder Weitergabe ganz bestimmter Informationen – z.B. die Ergebnis-
se wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte 
bzw. die Gefährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe – nachweisen.469  
 
226. Angesichts der unterschiedlichen Gegenstände und Zielsetzungen allgemeiner 
Öffentlichkeitsinformation einerseits und der Datenbekanntgabe an ausländische Be-
hörden andererseits können gesetzliche Grundlagen, die lediglich erstere betreffen, 
nicht auch – sozusagen implizit – als gesetzliche Grundlage für die gezielte Bekanntga-
be bestimmter Daten an ausländische Behörden herangezogen werden. Damit scheidet 
insbesondere Art. 6 Abs. 1 USG als gesetzliche Grundlage für die Bekanntgabe von 
Daten an ausländische Behörden aus. Gleiches gilt für den zukünftigen Art. 10e Abs. 
1 USG. Allerdings stellt Art. 6 Abs. 2 USG eine genügende gesetzliche Grundlage 
dar, um auch mit ausländischen Behörden in Kontakt zu treten und diese umweltbe-
zogene Informationen zu übermitteln bzw. sie hier zu beraten; jedoch kann eine Be-
kanntgabe personenbezogener Daten nicht auf diese Bestimmung gestützt werden.470 
 
227. Produktbezogene Analyseresultate sind in aller Regel als Personendaten im 
Sinne des DSG anzusehen. Etwas anderes gilt nur dann, wenn die Zuordnung bestimm-
ter Analysen oder Resultaten zu bestimmten Produkten nicht möglich ist; diesfalls han-
delte es sich lediglich um allgemeine stoffbezogene Angaben.471 
 
228. In Bezug auf die Frage, ob die Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen 
über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit ihrer Inhaltsstoffe 
an ausländische Behörden weitergegeben werden dürfen, kann Folgendes festgehalten 
werden:  
• Als Rechtsgrundlage für die Bekanntgabe von Informationen an ausländische 

Behörden kommt im nationalen Recht Art. 6 Abs. 2 USG bzw. – nach Inkraft-
treten der Revision des Umweltschutzgesetzes – Art. 10e Abs. 3 S. 1 USG in Be-
tracht. Soweit persistente organische Schadstoffe betroffen sind, ist auch Art. 9 
Abs. 1 POP-Konvention einschlägig.  

• Der sachliche Anwendungsbereich sowohl der genannten Bestimmungen des 
Umweltschutzgesetzes als auch des Art. 9 Abs. 1 POP-Konvention ist jedoch in-
sofern beschränkt, als lediglich „sachbezogene“ bzw. stoffbezogene Daten er-
fasst sind, nicht hingegen solche Angaben, die (auch) im Zusammenhang mit 

                                                                                                                                               
467  Rn. 43 ff. 
468  Rn. 32. 
469  Rn. 49 ff.  
470  Rn. 56 ff. 
471  Rn. 67 ff. 



 

111 
 

Produkten stehen, damit Rückschlüsse auf die Hersteller erlauben und daher per-
sonenbezogene Daten im Sinne des Datenschutzgesetzes darstellen. 

• Soweit personenbezogene Daten grenzüberschreitend bekannt gegeben wer-
den sollen, wären im Übrigen die Anforderungen des Art. 6 DSG zu beachten, 
dies auch für den Fall, dass die Daten bereits veröffentlicht wurden.472  

 
229. Daher wäre eine Weitergabe von Ergebnissen einer wissenschaftlichen Unter-
suchung, die u.a. produktbezogene Analyseresultate über bestimmte Produkte be-
stimmter Hersteller enthält, an ausländische Behörden durch das BAFU schon wegen 
fehlender Rechtsgrundlage nicht zulässig. Hingegen dürften bzw. müssten gar Informa-
tionen übermittelt werden, die lediglich stoffbezogen sind. Daher wäre z.B. die Wei-
tergabe von Informationen über die Gefährlichkeit eines Ersatzstoffs eines bestimmten 
persistenten organischen Schadstoffs – die unabhängig von einem konkreten Produkt 
bzw. seiner Verwendung in einem konkreten Produkt erfolgte – zulässig bzw. gar gebo-
ten, letzteres auf der Grundlage des Art. 9 Abs. 1 POP-Konvention.473  
 
230. Der Gegenstand der Information nach Art. 6 Abs. 1 USG ist weit gefasst und 
kann sich auch auf solche Angaben beziehen, die Rückschlüsse auf die Zusammenset-
zung von Produkten und damit auf die Hersteller erlauben und somit das Fabrikations-
geheimnis beeinträchtigen; im Zuge der völkerrechtskonformen Auslegung des nationa-
len Rechts dürfte auch mit Inkrafttreten des Art. 10e USG im Falle der Betroffenheit 
solcher Geheimnisse eine Interessenabwägung geboten sein, wobei dem Geschäfts- und 
Fabrikationsgeheimnis hierbei eine im Vergleich zu anderen Interessen besonders ge-
wichtige Rolle beizumessen ist. Art. 6 Abs. 1 USG bzw. Art. 10e Abs. 1 USG stellt so-
mit eine genügende Rechtsgrundlage für die aktive Information der Öffentlichkeit dar, 
wobei den Behörden jedoch ein erheblicher Gestaltungsspielraum einzuräumen ist, bei 
dessen Wahrnehmung sie die allgemeinen rechtsstaatlichen Anforderungen, insbesonde-
re den Grundsatz der Verhältnismässigkeit, zu beachten haben.474  
 
231. In Bezug auf die Zulässigkeit der Veröffentlichung der Ergebnisse wissenschaft-
licher Untersuchungen über die Zusammensetzung von Produkten und / oder das Gefah-
renpotential ihrer Inhaltsstoffe gilt Folgendes:475  
• Der Gegenstand der Umweltinformation nach Art. 6 Abs. 1 USG bzw. nach 

Art. 10e Abs. 1 USG kann sich auch auf solche Angaben beziehen, die Rück-
schlüsse auf die Zusammensetzung von Produkten und damit auf die Hersteller 
erlauben. Damit stellen beide Vorschriften eine hinreichende Rechtsgrundlage 
zur aktiven Veröffentlichung solcher Informationen dar.  

• Wenn es um Untersuchungsergebnisse bezüglich der Beschaffenheit von all-
gemein auf dem Markt erhältlichen Produkten bzw. um die Analyse ihrer 
Inhaltsstoffe geht und diese Analyse von jedermann durchgeführt werden kann 
(ggf. mit Hilfe eines chemischen Labors), ist im Falle der Veröffentlichung der 
Ergebnisse solcher Analysen das Fabrikationsgeheimnis nicht betroffen, da es 
nicht um eine „geheime“ Angabe geht. 
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• Eine Veröffentlichung darf nur erfolgen, wenn dem nicht überwiegende (pri-
vate oder öffentliche) Geheimhaltungsinteressen entgegenstehen. Diese im 
Rahmen der Frage nach der Verhältnismässigkeit der Veröffentlichung vorzu-
nehmende Analyse kann nur unter Berücksichtigung aller Umstände des Ein-
zelfalls erfolgen. Jedenfalls wäre eine nicht anonymisierte Veröffentlichung 
aber nur zulässig, wenn eine anonymisierte Form der Veröffentlichung nicht 
ebenso wirksam wäre. Im Übrigen bleibt festzuhalten, dass im Falle einer nicht 
bereits erfolgten Veröffentlichung der Zusammensetzung der fraglichen Produk-
te potentiell ein ins Gewicht fallendes Interesse der Hersteller besteht, dass die 
Analyseergebnisse nicht veröffentlicht werden. Diesem Interesse muss eine reale 
Gefahr für Mensch und Umwelt oder ein sonstiges ins Gewicht fallendes öffent-
liches Interesse an einer Veröffentlichung entgegengehalten werden können, und 
die Veröffentlichung der Ergebnisse muss einen Beitrag zur Abwendung dieser 
Gefahren leisten können. Eine anonymisierte Veröffentlichung wäre grundsätz-
lich unproblematisch zulässig.  

 
 
3. Zur Rechtslage im EU-Recht 

232. Nach der VO 1049/2001 i.V.m. der VO 1367/2006 besteht keine Pflicht zur 
aktiven Information der Unionsbehörden in Bezug auf Ergebnisse wissenschaftli-
cher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefähr-
lichkeit (in Bezug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe. Aller-
dings kann Art. 4 Abs. 1 VO 1367/2006 als Rechtsgrundlage für eine solche Veröf-
fentlichung herangezogen werden, so dass die Behörden grundsätzlich berechtigt 
sind, solche Informationen zu veröffentlichen. Hierbei haben sie jedoch die Ausnahme-
tatbestände zu beachten, wobei in unserem Zusammenhang insbesondere der Schutz der 
geschäftlichen Interessen von Bedeutung sein könnte. Daher ist auf dieser Grundlage für 
die Frage nach der Zulässigkeit der Veröffentlichung von Ergebnissen wissenschaftli-
cher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefähr-
lichkeit (in Bezug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe die im 
Rahmen der Verhältnismässigkeitsprüfung zu erfolgende Interessenabwägung entschei-
dend.476  
 
233. Soweit der Anwendungsbereich der REACH-Verordnung (VO 1907/2006) 
betroffen ist bzw. es um bei der Europäischen Chemikalienagentur vorhandene Daten 
geht, sind darüber hinaus die Vorgaben der VO 1907/2006 zu beachten. Die Verord-
nung schafft ein dreistufiges System, in dem eine bestimmte Gruppe von Informationen 
als für den Schutz der Umwelt und der menschlichen Gesundheit wichtig sowie im Sin-
ne des Schutzes von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen grundsätzlich unbedenklich 
eingeordnet wird und somit diese Informationen im Besitz der ECHA über das Internet 
veröffentlicht werden (Art. 119 Abs. 1 VO 1907/2006). Eine zweite Gruppe von Infor-
mationen könnte Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse gefährden und kann daher auf 
Antrag geschützt werden (Art. 119 Abs. 2 VO 1907/2006). Für eine dritte Gruppe von 
Informationen gilt eine „Schutzvermutung“, und sie werden nur ausnahmsweise auf 
Antrag zugänglich gemacht (Art. 118 Abs. 2 VO 1907/2006). In jedem Fall ist aber 
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auch bei diesen Veröffentlichungen eine Interessenabwägung vorzunehmen, wobei 
diese jedoch in unterschiedlichem Ausmass bereits durch den Unionsgesetzgeber (et-
was) „vorgespurt“ wurde.477  
 
234. Die Vorgaben für die Mitgliedstaaten in Bezug auf Informationsrechte sind 
weitgehend parallel zu denjenigen für die EU-Organe ausgestaltet. Insbesondere besteht 
auch nach der RL 2003/4 keine Pflicht zur aktiven Information der mitgliedstaatli-
chen Behörden in Bezug auf Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen über 
die Beschaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den 
Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe. Allerdings bleibt es den Mitglied-
staaten unbenommen, eine solche Pflicht vorzusehen: Die RL 2003/4 formuliert ledig-
lich Mindestvorschriften. Die Frage, ob und inwieweit somit in den Mitgliedstaaten 
eine solche Pflicht oder / und ein solches Recht besteht, ist daher auf der Grundlage des 
nationalen Rechts zu beantworten.478  
 
 
4. Zur Rechtslage in ausgewählten Staaten 

235. Die Ausgestaltung der aktiven Informationspflichten in Deutschland lehnt sich 
sehr eng an die Vorgaben der Aarhus-Konvention und der RL 2003/4 an. Für die aktive 
Verbreitung bestimmter Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen über die Be-
schaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- 
und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe besteht grundsätzlich keine Rechtspflicht, da 
sie nicht in § 10 Abs. 2 UIG aufgeführt sind. Allerdings stellt § 10 Abs. 1 UIG eine 
Rechtsgrundlage für die Veröffentlichung weiterer Umweltinformationen dar, und diese 
Vorschrift verpflichtet die Behörden auch zu einer aktiven Umweltinformation, deren 
Umfang jedoch im pflichtgemässen Ermessen der Behörde steht. Bei der Ausübung 
dieses Ermessens hat die Behörde einerseits das öffentliche Interesse an Transparenz 
und Information, andererseits die mögliche Beeinträchtigung entgegenstehender Interes-
sen zu berücksichtigen und abzuwägen, wobei dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit 
eine zentrale Rolle zukommt.479  
 
236. Auch in Frankreich lehnt sich die Ausgestaltung der aktiven Informations-
pflichten sehr eng an die Vorgaben der Aarhus-Konvention und der RL 2003/4 an. Da-
her besteht auch im französischen Recht grundsätzlich keine Rechtspflicht zur aktiven 
Verbreitung von Ergebnissen wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffen-
heit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- und Ge-
sundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe. Allerdings erlaubt auch das französische Recht eine 
solche Veröffentlichung, stellt doch Art. 124-7 Code de l’environnement eine entspre-
chende Rechtsgrundlage zur Verfügung, so dass davon auszugehen ist, dass – soweit 
nicht die jedenfalls zu veröffentlichenden Umweltinformationen betroffen sind – die 
aktive Veröffentlichung im pflichtgemässen Ermessen der Behörde steht.480  
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237. In Grossbritannien sieht keiner der im Bereich des Informationszugangs ein-
schlägigen Rechtsakte eine Rechtspflicht zur aktiven Verbreitung bestimmter Ergebnis-
se wissenschaftlicher Untersuchungen über die Beschaffenheit bestimmter Produkte 
bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer In-
haltsstoffe vor. Allerdings erlaubt auch das britische Recht eine solche Veröffentli-
chung, da Art. 4 EIR allgemein die Veröffentlichung von Umweltinformationen vor-
sieht und somit eine entsprechende Rechtsgrundlage zur Verfügung stellt, so dass davon 
auszugehen ist, dass – soweit nicht die jedenfalls zu veröffentlichenden Umweltinfor-
mationen betroffen sind – die aktive Veröffentlichung im pflichtgemässen Ermessen der 
Behörde steht, bei dessen Ausübung auch das Betriebs- und Geschäftsgeheimnis zu be-
rücksichtigen ist.481  
 
238. Auch im US-amerikanischen Recht lässt sich keine Rechtspflicht zur Veröf-
fentlichung bestimmter Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen über die Be-
schaffenheit bestimmter Produkte bzw. die Gefährlichkeit (in Bezug auf den Umwelt- 
und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe nachweisen; es ist aber davon auszugehen, 
dass eine solche erfolgen darf, sofern nicht das Geschäfts- und Betriebsgeheimnis be-
troffen ist.482 
 
 
II. Schlussbemerkung 

239. Während die völker- und europarechtlichen Vorgaben in Bezug auf die passi-
ve Informationsfreiheit den Spielraum der verpflichteten Staaten relativ weitgehend 
einschränken, bestehen im Bereich der aktiven Informationsfreiheit erheblich weitere 
Spielräume; eine eigentliche Rechtspflicht zur Veröffentlichung besteht lediglich für 
relativ wenige Umweltinformationen, wobei die genaue Reichweite dieser Pflichten 
zudem weitgehend durch eher allgemeine Formulierungen umschrieben ist. Insofern 
kann aus diesen Vorgaben keine Pflicht zur Veröffentlichung bestimmter wissenschaft-
licher Untersuchungen über die Beschaffenheit gewisser Produkte bzw. die Gefährlich-
keit (in Bezug auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz) ihrer Inhaltsstoffe abgeleitet 
werden. Vor diesem Hintergrund bestimmt sich die Zulässigkeit solcher aktiver Veröf-
fentlichungen durch die Behörden nach nationalem Recht. 
 
240. Im schweizerischen Recht steht eine solche Veröffentlichung – für die eine 
gesetzliche Grundlage besteht – jedenfalls dann im pflichtgemässen Ermessen der Be-
hörde, wenn das Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis nicht betroffen ist, was im Falle der 
Ergebnisse über die Zusammensetzung und die Eigenschaften bestimmter Produkte 
grundsätzlich anzunehmen ist. Aber auch im Falle der Einschlägigkeit des Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnisses dürfte – sowohl nach der geltenden als auch auf der Grund-
lage der zukünftigen Rechtslage – eine Veröffentlichung möglich sein, wobei allerdings 
der Betroffenheit dieses privaten Anliegens ein besonderes Gewicht beizumessen ist, so 
dass nur gewichtige öffentliche Interessen an Transparenz eine Veröffentlichung zu 
begründen vermögen.  
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241. Setzt man die Rechtslage in der Schweiz in Bezug zu derjenigen in den unter-
suchten EU-Mitgliedstaaten (Deutschland, Frankreich und Grossbritannien), so fällt 
zwar eine weitgehende strukturelle Parallelität in dem Sinn auf, dass auch in diesen 
Staaten ein Recht zur Veröffentlichung anzunehmen ist, dessen Wahrnehmung bzw. 
Ausübung im pflichtgemässen Ermessen der Behörde steht. Auffallend und bemer-
kenswert ist jedoch, dass in diesen Staaten ausdrücklich vorgesehen ist, dass über die 
Veröffentlichung von Umweltinformationen in jedem Fall auf der Grundlage einer im 
Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung zu entscheiden ist und dass das Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnis hierbei zwar zu berücksichtigen ist, ihm jedoch kein (im 
Verhältnis zu anderen, einer Veröffentlichung entgegenstehenden privaten oder öffent-
lichen Interessen) in irgendeiner Form besonderes Gewicht zukommt. Insofern dürfte 
die Rechtslage in der Schweiz in Bezug auf die Zulässigkeit der aktiven Veröffentli-
chung von Umweltinformationen tendenziell restriktiver ausgestaltet sein.  
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m.a.W. mit anderen Worten 
m.w.N. mit weiteren Nachweisen 
 
Nr. Nummer 
NuR Natur und Recht 
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 
 
PatG Bundesgesetz über die Erfindungspatente vom 25. Juni 1954, 

SR 232.14 
PRTR Pollutant Release and Transfer Register  
 
REACH Registration, Evaluation and Authorization of Chemicals  
RdU Recht der Umwelt 
RDUE Revue du droit de l’Union européenne 
RECIEL Review of European Community & International Environmental Law 
REDE Revue européenne de droit de l’environnement 
RJE Revue Juridique de l’Environnement 
RL Richtlinie 
RMCUE Revue du marché commun de l’Union européenne 
Rn. Randnummer 
RS Recueil systématique 
Rs. Rechtssache 
RSG Gesetzessammlung (GE) 
RVOG Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz vom 21. März 1997, 

SR 172.010 
Rz. Randziffer 
 
S. Satz 
s. siehe 
Slg. Sammlung der Rechtsprechung des EuGH 
SR Systematische Rechtssammlung  
StGB Schweizerische Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937, SR 311.0 
 
UAbs. Unterabsatz 
u.E. unseres Erachtens 
UIG Umweltinformationsgesetz (Deutschland) 
UN/ECE Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa 
UPR Umwelt- und Planungsrecht 
URP/DEP Umweltrecht in der Praxis / Droit de l’environnement dans la pratique 
Urt. Urteil 
USA Vereinigte Staaten von Amerika 
USG Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983, SR 

814.01 
usw. und so weiter 
UTR Umwelt- und Technikrecht (Jahrbuch) 
UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Verw Die Verwaltung 
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VerwArch Verwaltungsarchiv 
VG Verwaltungsgericht 
vgl. vergleiche  
VO Verordnung 
Vorbem. Vorbemerkungen 
vs. versus 
 
YEEL Yearbook of European Environmental Law 
 
z.B. zum Beispiel 
ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907, SR 210. 
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik 
ZSR Zeitschrift für schweizerisches Recht 
ZUR  Zeitschrift für Umweltrecht 
 


	Aktive behördliche Information in Umweltangelegenheiten
	Inhaltsverzeichnis
	A. Einleitung und Problemstellung
	B. Zu den völkerrechtlichen Vorgaben: die Aarhus-Konvention
	I. Überblick und Allgemeines
	II. Zur Tragweite des Art. 5 Aarhus-Konvention
	1. Pflicht zur Erhebung bestimmter Umweltinformationen
	2. Pflicht zur aktiven Information
	a) „Sachdienliche“ Informationen
	b) Pflicht zur aktiven Information im Gefahrenfall
	c) Allgemeine Informationspflichten

	3. Pflichten betreffend die Art und Weise der Zurverfügungstellung von Informationen
	4. Zu den Grenzen der aktiven Informationspflicht – unter besonderer Berücksichtigung des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses

	III. Fazit
	1. Zur Qualifikation als Umweltinformation
	2. Pflicht zur aktiven Veröffentlichung
	3. Recht zur aktiven Veröffentlichung
	4. Zur Reichweite der Ausnahmetatbestände


	C. Informationsfreiheit im schweizerischen Recht
	I. Reichweite der Pflicht zur aktiven Information
	II. Bekanntgabe an ausländische Behörden
	1. Mögliche Rechtsgrundlagen
	a) Nationales Recht
	b) Völkerrechtliche Vereinbarungen

	2. Zur Anwendbarkeit der datenschutzrechtlichen Vorgaben
	a) Anwendungsbereich
	b) Zu den Vorgaben des Datenschutzgesetzes

	3. Fazit

	III. Zu Reichweite und Grenzen der aktiven Information
	1. Grundsätze
	a) Geltende Rechtslage
	b) Zur Rechtslage auf der Grundlage des neuen Art. 10e USG

	2. Anwendung auf die vorliegende Fragestellung
	a) Zur Reichweite des Fabrikationsgeheimnisses
	b) Zu den involvierten Interessen
	c) Zur Verhältnismässigkeitsprüfung

	3. Fazit


	D. Zur Rechtslage im EU-Recht
	I. Primärrechtliche Grundlagen
	II. Informationsrecht auf EU-Ebene
	1. Zur VO 1049/2001
	2. Zur VO 1367/2006
	3. Exkurs: zur Informationsfreiheit im Rahmen von REACH
	a) REACH – Grundgedanke und Überblick283F
	b) Veröffentlichungsvorschriften im Rahmen von REACH
	aa) Nicht zu veröffentlichende Informationen (Art. 118 Abs. 2 VO 1907/2006)
	bb) Zu veröffentlichende Informationen (Art. 119 Abs. 1 VO 1907/2006)
	cc) Nach Abwägung zu veröffentlichende Informationen (Art. 119 Abs. 2 VO 1907/2006)
	dd) Veröffentlichungsrelevante Aspekte von Berichtspflichten
	ee) Veröffentlichungsrelevante Aspekte der Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure


	4. Fazit

	III. Informationsrecht auf mitgliedstaatlicher Ebene
	1. Zur RL 2003/4 (Umweltinformationsrichtlinie)
	2. Zur RL 2012/18 (Seveso-Richtlinie)
	3. Fazit


	E. Zur Rechtslage in ausgewählten Staaten
	I. Deutschland
	1. Informationsfreiheitsgesetz
	a) Passive Information
	b) Aktive Information

	2. Umweltinformationsgesetz
	a) Passive Informationspflichten
	b) Aktive Informationspflichten
	c) Ausnahmen von den Informationspflichten

	3. Fazit

	II. Frankreich
	1. Rechtsgrundlagen und Reichweite des Informationsrechts
	a) Gesetz von 1978
	b) Code de l’environnement

	2. Ausnahmen von der Veröffentlichung
	3. Code du patrimoine
	4. Fazit

	III. Grossbritannien
	1. Environmental Protection Act
	2. Environmental Information Regulations
	3. Freedom of Information Act
	4. Fazit

	IV. USA
	1. Freedom of Information Act
	2. Der Toxic Substances Control Act
	3. Fazit

	V. Schlussfolgerung

	F. Zusammenfassung und Schlussbetrachtung
	I. Zusammenfassung
	1. Reichweite der Aarhus-Konvention
	2. Informationsfreiheit im schweizerischen Recht
	3. Zur Rechtslage im EU-Recht
	4. Zur Rechtslage in ausgewählten Staaten

	II. Schlussbemerkung

	Literaturverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis

